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(Beginn: 13.02 Uhr)

Präsident Alois Glück: Verehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Ich eröffne die 95. Vollsitzung des Bayerischen 
Landtags. Presse, Funk und Fernsehen haben um Auf-
nahmegenehmigung gebeten. Sie ist erteilt. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte ich zwei 
Glückwünsche aussprechen: Am 25. Mai feierte Kollege 
Philipp Graf von und zu Lerchenfeld einen halbrunden 
Geburtstag – ich habe ihn gerade gesehen, er ist anwe-
send.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Der feiert 
nicht!)

Kollege Rainer Volkmann feierte am 3. Juni ebenfalls 
einen halbrunden Geburtstag. Beiden Kollegen wünsche 
ich im Namen des gesamten Hauses alles Gute.

(Allgemeiner Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde

Für die heutige Sitzung ist die Fraktion der CSU vor-
schlagsberechtigt. Sie hat eine Aktuelle Stunde zum 
Thema „Global denken, lokal handeln – Bayerns Kli-
maschutzinitiativen vor dem Hintergrund der G-8-Be-
schlüsse“ beantragt.

In der Aktuellen Stunde haben die einzelnen Redner 
bekanntlich fünf Minuten Redezeit. Für je einen Redner 
pro Fraktion können zehn Minuten Redezeit beantragt 
werden, was bereits geschehen ist. Ergreift ein Mitglied 
der Staatsregierung das Wort für mehr als zehn Minuten, 
erhält eine Fraktion auf Antrag eines ihrer Mitglieder zu-
sätzlich fünf Minuten Redezeit. – 

Erster Beitrag: Herr Kollege Kaul.

Henning Kaul (CSU) (vom Redner nicht autorisiert): Herr 
Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben in 
diesem Haus allen Grund, auf unsere Bundeskanzlerin 
Angela Merkel als Gastgeberin und Vordenkerin des G-8-
Gipfels stolz zu sein.

(Beifall bei der CSU – Maria Scharfenberg 
(GRÜNE): Glückwunsch!)

Ich will das begründen. Sie hat aus Überzeugung selbst-
bewusst das Zukunftsweisende von ihren Staatslenker-
kollegen gefordert. Sie nutzt die EU-Ratspräsidentschaft, 
um die weltweite Umsetzung der Gleichwertigkeit des 
Dreiklangs von Rio einzufordern – wir kennen das alle, wir 
haben lange und oft genug darüber gesprochen –, näm-
lich zu fordern, dass Wirtschaft, Soziales und Umwelt-
schutz zur Präambel der nationalen Politiken gemacht 
werden. Wir haben in zurückliegenden Diskussionen 
erlebt, dass Erkenntnisse der Wissenschaft über die Ver-
antwortung der Industrienationen für die Veränderungen 

des weltweiten Wettergeschehens nicht akzeptiert und in 
Abrede gestellt worden sind. 

Werte Kolleginnen und Kollegen, es ist das große Ver-
dienst von Angela Merkel, dass entgegen allen bisherigen 
Verlautbarungen alle Mitglieder der G-8-Runde die wis-
senschaftlichen Ergebnisse des Intergovernmental Panel 
on Climate Change – IPCC – als Grundlage weiterer 
Maßnahmen akzeptiert haben; aber nicht nur das, auch 
die dort wiedergegebenen Handlungsempfehlungen des 
IPCC sind akzeptiert worden. – Ich zitiere:

We noted with concern the recent IPCC report 
and its fi nding.

(Zurufe von Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN: Übersetzung!)

Ich zitiere aus dem Original, damit hier keine falschen 
Übersetzungen Platz greifen. 

Alle erkennen damit an, dass sich das Klima der Welt 
nicht um mehr als zwei Grad erwärmen darf, um einen 
Kollaps des Klimas auf diesem Planeten zu vermeiden. 

Die messbare Reduktion zum Beispiel der CO2-Emis-
sionen hat darunter gelitten, dass der größte Emittent, 
nämlich die Vereinigten Staaten von Amerika, zuvor das 
Kyoto-Protokoll zwar unterschrieben, aber nicht ratifi ziert 
hat. Amerika – wie wir alle wissen – wollte mit China und 
Indien einen eigenen Weg gehen. Seit Heiligendamm ist 
das vom Tisch! Amerika wird bereits auf der Klimaschutz-
konferenz im Dezember dieses Jahres auf Bali teilnehmen 
und hat angekündigt, dass es 2012 die Vereinbarung 
in der Nachfolge des Kyoto-Protokolls unterschreiben 
werde, aber nicht nur unterschreiben, sondern auch ra-
tifi zieren werde. 

Für die Glaubhaftigkeit all dieser Beschlüsse ist beson-
ders wichtig: Alle G-8-Staaten, einschließlich Amerika 
als großer CO2-Emittent, verpfl ichten sich, die weiteren 
Schritte unter die Führung der UN als Weltgemeinschaft 
zu stellen. Wenn einer von uns vor dem Gipfel von Hei-
ligendamm dieses Ergebnis vorausgesagt hätte, wäre er 
sicher als Klimafantast verschrien worden. Für mich ist 
die Kritik des SPD-Bundesvorsitzenden Beck an den Be-
schlüssen von Heiligendamm unbegreifl ich. Sein Motiv 
– darüber macht man sich schließlich Gedanken – kann 
nur sein, was ein Karikaturist im „Main-Echo“ vor einigen 
Tagen aufgegriffen hat. Müntefering und Beck werden 
in einer Karikatur gezeigt. Beck fragt Müntefering: „Wie 
komme ich denn mal wieder ins Fernsehen?“ 

Werte Kolleginnen und Kollegen, stellen Sie sich vor, unter 
einer rot-grünen Bundesregierung wären diese Ergeb-
nisse von Heiligendamm allenthalben gefeiert worden. 

(Susann Biedefeld (SPD): Dann hätte es wenig-
stens Ergebnisse gegeben!)

Es gibt, Gott sei Dank, aber noch andere Urteile. Dagegen 
lautet der Kommentar des World Wildlife Fund – WWF 
–: Es ist mehr erreicht worden, als zu erwarten war. Herr 
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Steiner, der Leiter des UN-Umweltprogramms, lobte die 
Zusage von George W. Bush, sich für den Lösungsweg 
im Klimaschutz in die Völkergemeinschaft einzureihen. 
Ich zitiere:

Das haben wir Frau Merkel zu verdanken, das 
gab es vorher noch nicht.

Auch wenn Viele konkrete Zahlen als Ziele vermisst 
haben, die Halbierung der CO2-Emissionen bis 2050 ist 
beschlossen. Ich zitiere aus dem Originalprotokoll:

We will consider seriously the decisions made by 
the European Union, Canada and Japan, which 
include at least a halfi ng of global emissions by 
2050.

Diese eindeutige Ankündigung können auch virtuose Ge-
sprächskünstler bis zum Klimaschutzgipfel auf Bali nicht 
kleinreden oder zum Nullum werden lassen.

Werte Kolleginnen und Kollegen, ein weiterer Erfolg: Waren 
bisher marktwirtschaftliche Elemente des Klimaschutzes 
wie Emissionshandel oder Ökosteuer „Teufelswerkzeug“, 
besonders in den Augen der Amerikaner, so werden sie 
nun im Protokoll von Heiligendamm 

(Widerspruch bei den GRÜNEN und bei Abge-
ordneten der SPD)

sogar als wichtige Anreize für die Privatwirtschaft ge-
wertet. Frau Merkel hat aufgenommen, was selbst ein-
gefl eischte Amerika-Kritiker hierzulande nicht wahrhaben 
wollten, dass selbst Banker an der Wall Street erkannt 
haben, dass der Handel mit Kohlendioxid-Zertifi katen 
zum Instrument des globalen Klimaschutzes und damit 
zu einer Börse mit Milliardenumsätzen wird. Dies wie auch 
die explizite Festlegung der Förderung von Techniken zur 
Kraft-Wärme-Kopplung ins Protokoll von Heiligendamm 
aufzunehmen, ist das Verdienst der amtierenden EU-
Ratspräsidentin. 

(Ruth Paulig (GRÜNE): Glos boykottiert das!)

Dass mittlerweile die Deutsche Börse einen Öko-Dax ein-
geführt hat, in dem die am umweltfreundlichsten produ-
zierenden zehn Wirtschaftsunternehmen im Bereich der 
erneuerbaren Energien aufgelistet und laufend bewertet 
werden, will ich in diesem Zusammenhang als eine gute 
Entwicklung anführen. 

Werte Kolleginnen und Kollegen, mittlerweile sind die Be-
schlüsse von Heiligendamm zum Auftrag für die Umwelt-
minister aller Länder dieser Erde geworden. Sie müssen 
sich im Dezember 2007 in Bali zusammen mit Amerika auf 
den Weg der Umsetzung machen. Ihr Votum wird 2008 
zur Vorlage des nächsten G-8-Gipfels in Japan. Danach 
folgt 2009 die Weltumweltkonferenz unter UN-Führung 
zur Festlegung der Klimaschutzmaßnahmen nach Ablauf 
des Kyoto-Protokolls 2012. 

Angela Merkel konnte in Heiligendamm deswegen so 
selbstbewusst Forderungen an die übrigen sieben In-

dustrienationen stellen, weil wir in Deutschland als Um-
weltvorreiter der EU gelten, und zwar wegen unserer Ge-
setzeswerke, unserer Umweltforschung 

(Widerspruch bei den GRÜNEN)

– das möchten Sie gern – und wegen des Stands der zur 
Verfügung stehenden Umwelttechnologien. Deshalb sind 
die Beschlüsse von Heiligendamm eine Riesenchance 
auch für unsere Wirtschaft. Kollege Pschierer wird sicher 
darauf eingehen. 

Den Schadstoffausstoß zu reduzieren, Energie zu sparen, 
erneuerbare Energien zu nutzen und unsere künftige En-
ergieversorgung und unsere Mobilität auf CO2-neutrale 
Energien umzustellen, ist durch den Einzug intelligenter 
Technologien möglich geworden. 

G 8 hat mit seinen Beratungen gezeigt, dass die Indus-
trienationen als Verursacher der Veränderungen unserer 
Atmosphäre ihre Verantwortung sehen und den übrigen 
Ländern der Welt einen Weg anbieten, unsere Fehler aus 
der Vergangenheit auf ihrem Weg in eine bessere Zukunft 
zu vermeiden. Deshalb war auch der anfangs kritisierte 
umfangreiche Themenkatalog, wie ich meine, richtig und 
wichtig; denn ohne die Einhaltung ökologischer und so-
zialer Mindeststandards kann die Globalisierung nicht 
gelingen.

Alle Länder sind nun aufgefordert, diese Standards zu 
verwirklichen. In Deutschland sind es die Bundesländer, 
die EU- und deutsches Recht umsetzen und in ihrem 
Wirkungsbereich Umweltschutz gestalten. So wie die 
Summe der kleinen Umweltsünden das große Umwelt-
problem ergibt, gilt umgekehrt: Die Vermeidung von Um-
weltsünden führt zur Verbesserung unserer Umwelt und 
unserer Lebensbedingungen. 

Bayern braucht sich mit seinen Maßnahmen in der Klima-
forschung wie auch mit seinen Reduktionsmaßnahmen 
nicht zu verstecken. – Ich sehe soeben, dass mir die 
Aufzählung dieser Maßnahmen wegen Ablaufs der Rede-
zeit nicht mehr möglich ist. Aber die Kollegen Brunner, 
Pschierer und Meißner werden dies tun. 

Heiligendamm mit Angela Merkel hat den von uns Men-
schen verursachten Klimaproblemen einen neuen Stel-
lenwert gegeben. Heiligendamm hat gezeigt: Für die 
Lösung gibt es keinen Königsweg. Die Lösung liegt in 
einem Bündel von Maßnahmen. Wir sind nicht nur aus 
wissenschaftlichen Erkenntnissen, sondern auch aus den 
bereits eingetretenen Schäden klüger geworden. Das hat 
auch manchen Zweifl er nachdenklich gemacht. 

Jede Regierung und jedes Parlament muss sich nun die 
Frage stellen, ob sie für den Klimaschutz genug tun. Wir 
von der CSU werden den Auftrag von Heiligendamm im 
Sinne von global denken und lokal handeln aufnehmen 
und unsere bisherigen Maßnahmen auf ihre Erfolge über-
prüfen. 

Ich glaube, eines kann ich schon heute in diesem Hause 
feststellen: Wenn sich alle Bundesländer mit den Erfolgen 
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von Bayern an der Reduktion von Klimagasen beteiligten, 
bekämen wir die Klimaveränderung in den Griff. 

Präsident Alois Glück: Herr Kollege, Ihre Redezeit ist 
überschritten. 

Henning Kaul (CSU) (vom Redner nicht autorisiert): Ich 
bin jetzt fertig. – Klimaschutz ist durch Heiligendamm zu 
einer ehrenwerten Aufgabe der Politik geworden. Dabei 
Vorreiter zu sein, wird für die CSU-Fraktion weiterhin eine 
Herausforderung bleiben. 

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Die nächste Rednerin ist Frau 
Kollegin Biedefeld. 

Susann Biedefeld (SPD): Herr Präsident! Werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Vom Gipfel von Heiligendamm, der 
nunmehr Geschichte ist, hin zu einem Gipfel im Baye-
rischen Landtag – wir können hier sagen: zu einem Gipfel 
der Scheinheiligkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Aus unserer Sicht sind die Ergebnisse, die Heiligendamm 
gebracht hat, Herr Kollege Kaul, gerade im Hinblick auf 
die Klimapolitik alles andere als ein Erfolg, sie sind viel-
mehr mager. Es sind keinerlei konkrete Vorgaben ge-
macht worden. Man kann die Ergebnisse – das tue auch 
ich – durchaus als ein Signal in die richtige Richtung be-
werten. Die USA haben sich bereit erklärt oder zumindest 
angekündigt, sich am UN-Klimaprozess zu beteiligen. 
Aber das ist für uns ein Signal in die richtige Richtung, 
mehr nicht. 

Die getroffenen Vereinbarungen reichen bei Weitem nicht 
aus. Was Heiligendamm gebracht hat, reicht längst nicht 
aus. Was den Klimaschutz betrifft, so wissen wir alle, 
dass uns die Zeit davonläuft. Sinnvoller wäre es ge-
wesen, sich bezüglich der Reduktion der Treibhausgase 
auf konkrete Ziele zu verständigen. Als Opposition im Ba-
yerischen Landtag wissen wir, wie schwierig es schon ist, 
mit einer CSU auf Landesebene zurechtzukommen, die 
ebenfalls nicht bereit ist, sich auf Ziele festzulegen. Wenn 
sie einmal Ziele festgelegt hat, dann hält sie sie nicht ein. 
Sie vollzieht die notwendigen Maßnahmen nicht, um die 
Ziele in die Realität umzusetzen. 

(Beifall bei der SPD)

Ich nenne als Beispiel die Regierungserklärung Stoibers 
von 1995 und das darin genannte Ziel, bis zum Jahr 
2000 13 % der Energie aus erneuerbaren Energien zu er-
bringen. Sie ist nachzulesen in den Protokollen des Baye-
rischen Landtags. Das Jahr 2000 liegt schon sieben Jahre 
zurück. Da wollte der Freistaat Bayern einen Anteil der 
erneuerbaren Energien von 13 % erreichen. Das wurde 
1995 angekündigt. 2007, also sieben Jahre nach dem 
Termin, zu dem das Ziel erreicht werden sollte, liegen wir 
bei 8 %. 

Und was kommt jetzt? Nach einem großen Klimagipfel 
und einem wiederholten Klimagipfel auf der Zugspitze 
gibt es neue Ankündigungen, die wieder wie Seifenblasen 
zerplatzen werden, weil Sie nicht bereit sind, von Ankün-
digungen endlich zum Handeln überzugehen. 

Im Jahr 2000 wollten wir also bei 13 % sein. Jetzt, im 
Jahr 2007, sagen Sie: Bis zum Jahr 2020 werden wir 
bei einem Anteil der erneuerbaren Energien von 16 % 
sein. Das ist Ihre Politik. Da versuchen sich die Staats-
regierung und die CSU-Fraktion als Umweltpolitiker zu 
gerieren. Aber, Herr Kollege Kaul, das wird Ihnen nicht 
gelingen. Die Menschen sehen nämlich, dass Ihre Politik 
nicht glaubhaft ist, dass sie sich immer wieder in Ankün-
digungen erschöpfen, die nicht eingehalten werden. Es 
fehlen die Taten und vor allem die Haushaltsmittel; dazu 
werde ich noch kommen. 

Ich gehe nicht auf Heiligendamm ein. Wir haben schließ-
lich alles in den Medien mitverfolgt und gelesen. Man 
kann auch die Protokolle nachlesen. 

Unser Thema sind auch Bayerns Klimaschutzinitiativen 
vor dem Hintergrund der G-8-Beschlüsse. Schauen wir 
uns doch einmal an, wie es um Bayerns Klimaschutzi-
nitiativen steht. Global denken, lokal handeln – was be-
deutet das denn für die Bayerische Staatsregierung und 
die CSU-Fraktion? Global denken – ja; das sind Ankündi-
gungen. Aber statt zu handeln, wird immer mit dem Finger 
auf andere gezeigt, auf die Kommunen, unsere Städte 
und Gemeinden, auf unsere Landkreise. Es wird auch auf 
die Kirchen gedeutet, die sich jetzt einem Klimabündnis 
angeschlossen haben und ganz konkrete Maßnahmen 
auf den Weg bringen. Da muss man wirklich sagen: Ein 
dickes Kompliment unseren beiden Kirchen in Bayern, 
der katholischen und der evangelischen Kirche, die nicht 
nur reden, sondern auch handeln! Ebenso können wir 
viele positive Beispiele von Kommunen nennen. 

Sie zeigen mit dem Finger auf Berlin. Sie verweisen immer 
wieder auf viele andere. Sie selbst handeln nicht. Wie 
sieht es denn mit ganz konkreten Maßnahmen im Frei-
staat Bayern aus, die Sie hier mit Ihrer Zweidrittelmehr-
heit auf den Weg bringen könnten? 

Ich werde jetzt ein paar Punkte konkret ansprechen 
– Herr Kollege Kaul hat das nicht getan –, wie es mit den 
Klimaschutzinitiativen in Bayern ist. Wie ist es denn tat-
sächlich gelaufen? Wir haben gesagt: Wir wollen eine 
nachhaltige Klimaschutzpolitik. Diese fordern wir seit 
Jahren. Ich verweise auf die Umweltausschusssitzung 
vom 24. April 2007, als ich einen Aktenordner mit un-
seren gesamten Initiativen allein zur Energie- und Kli-
mapolitik dabei hatte. Ich habe in dieser Sitzung die Zeit 
dazu genutzt, unter Nennung der Drucksachennummern 
all dies darzulegen, aber alle Anträge wurden von Ihnen 
abgelehnt. 

Wir würden in Bayern schon ganz anders dastehen, wenn 
Sie endlich vom Reden zum Handeln kommen würden. 

(Beifall bei der SPD)
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Wie ist es? Was haben wir unter anderem eingefordert? 
– Wir haben einen jährlichen Klimabericht eingefordert. 
Wir wollen, dass die Staatsregierung jedes Jahr einen 
bayerischen Klimaschutzbericht mit Evaluierung der 
eingeleiteten Maßnahmen vorlegt. Wir brauchen nicht 
ständig Klimagipfel auf der Zugspitze mit neuen Ankün-
digungen, wie zum Beispiel die Einsetzung eines neuen 
Kabinettsausschusses, der federführend unter Minister 
Schnappauf berät. Sie unterhalten sich jetzt neu über 
den Klimaschutz. Im April 2007 haben Sie beschlossen, 
einen Kabinettsausschuss für das Klima einzusetzen und 
man unterhält sich über das Klima im Kabinett. Das ist 
eine tolle Geschichte. Wir wollen einen Klimabericht. Aus 
diesem Klimabericht wollen wir genau ersehen: Welche 
Maßnahmen sind in einem Jahr eingeleitet worden? Wie 
viele Haushaltsgelder sind eingesetzt worden? Mit wel-
cher Maßnahme haben wir welchen Erfolg erzielt? Was 
ist weiter auf den Weg zu bringen? Warum sind wir nicht 
vorangekommen? Diesen jährlichen Klimabericht haben 
Sie immer wieder abgelehnt. 

Wichtig sind verpfl ichtende Ziele für die Paktteilnehmer 
oder die teilnehmenden Bündnispartner: Fragen Sie doch 
einmal einen Bündnispartner wie den Bund Naturschutz, 
der zur Zusammenarbeit bereit ist und auch sagt, die 
tollen Reden, Events und Veranstaltungen sowie Show-
Veranstaltungen nutzten nichts, wir brauchen ganz klare 
und konkrete Ziele und sind bereit, uns mit in das Boot 
nehmen zu lassen. Wir wollen daher verpfl ichtende Ziele, 
und zwar mit Evaluierung, das heißt, mit entsprechender 
Erfolgskontrolle. Es darf nicht immer nur neue Ankündi-
gungen geben. 

Wir wollen eine Markteinführung von Biomasse – das ist 
eine von ganz vielen Forderungen, die in unseren An-
trägen zu einer Energiepolitik und damit zu einer besseren 
Klimapolitik für Bayern immer wieder genannt werden. 
Wir brauchen die Biomasse zur Wärmeerzeugung und 
zur Stromgewinnung sowie als Treibstoff. Wir brauchen 
ein bayerisches Programm und nicht nur einen Fingerzeig 
in Richtung Berlin, in Richtung auf den Bund. Vieles ist 
auf eine rot-grüne Bundesregierung zurückzuführen. Die 
Erfolge, die Sie sich aneignen und für die Sie sich feiern 
lassen, gehen auf eine Vielzahl von Maßnahmen einer rot-
grünen Bundesregierung zurück. Sie sind nicht auf Ihre 
Politik zurückzuführen. Schauen Sie nur einmal an, was 
in Ihrem Haushalt an Mitteln für Klimapolitik steckt. Wir 
haben ein Tankstellennetz für biogene Treibstoffe einge-
fordert – abgelehnt. Wir wollen eine energetische Sanie-
rung landeseigener Liegenschaften. 

Heiligendamm: Hier wäre Handeln angesagt, nicht nur 
in Heiligendamm. Bundeskanzlerin hin oder her – wir 
stehen im Freistaat Bayern in der Verantwortung. Ener-
getische Sanierung – inzwischen bereits unzählige An-
träge. Immer wieder haben wir seit dem Jahr 2000 ganz 
konkret Haushaltsmittel eingefordert, weil wir sagen, der 
Freistaat Bayern müsse mit gutem Beispiel vorangehen 
und seine eigenen Liegenschaften energetisch sanieren. 
Der Oberste Rechnungshof schreibt Ihnen ganz klar in Ihr 
Hausaufgabenbuch, dass Sie der Energieverschwender 
par excellence seien. Schauen Sie sich einmal Ihre Haus-
halte seit 2000 an: Es gibt eine Haushaltsstelle, aber 
keinen einzigen Cent; eine fette Null steht in dem Haus-
haltstitel, für eine energetische Sanierung der bayerischen 

Liegenschaften. Sie fordern aber auf, dass es andere tun. 
Die Kirchen zum Beispiel tun es, aber bei Ihnen immer 
wieder nur Ankündungen. 

Wir wollten einen bayerischen Ökokredit für energetische 
Altbausanierung im privaten Bereich mit Hilfe entspre-
chender Zinsverbilligungen in Zusammenarbeit mit der 
Bayerischen Landesbank. Es gab viele, viele Vorschläge. 
Meine Zeit reicht leider nicht aus, um den Katalog der 
konkreten Forderungen, die wir seit Jahren vorbringen, 
vorzutragen. Von Ihren Klimaschutzinitiativen habe ich 
von Ihnen, Herr Kaul, nichts gehört. Vielleicht kommen 
spätere Redner Ihrer Fraktion noch darauf zu sprechen. 
Es reicht nicht, nur zu reden, sondern es müssen Taten 
folgen. Insofern bedarf es nicht noch weiterer Gremien 
wie Kabinettsausschüsse oder Klimaräte. Wir haben ent-
sprechend viel an Vorarbeit geleistet. Wir wissen, was 
zu tun ist. Wir wissen auch, dass Handlungsdefi zite vor-
handen sind, und wir kennen Handlungsmöglichkeiten. 
Ich erinnere an die Energie-Enquete-Kommission des Ba-
yerischen Landtags. Nichts davon ist umgesetzt worden. 

Ich kann nur noch einmal sagen: Wir fordern Sie erneut 
auf, unsere Maßnahmen mit aufzugreifen. Wir würden sie 
gerne begleiten, sind aber nicht bereit, Ihre Show-Veran-
staltungen und Ihre Ankündigungspolitik weiter mitzuma-
chen. Wir wollen, dass Sie Taten folgen lassen und Haus-
haltsmittel zur Verfügung stellen. Wir sind jetzt schon auf 
den Nachtragshaushalt 2008 und ganz speziell auf die 
Mittel für eine andere und neue Energie- und Klimapolitik 
in Bayern gespannt. 

(Beifall bei der SPD)

Präsident Alois Glück: Nächste Rednerin: Frau Kollegin 
Paulig. 

Ruth Paulig (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen und 
Kollegen! Diese Aktuelle Stunde gleicht bisher einem 
Gipfel von Schein-Heiligendamm. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD)

Es ist beeindruckend – das fällt richtig auf –, dass Sie den 
Wahlspruch, den die GRÜNEN vor circa 25 Jahren hatten 
– global denken, lokal handeln – heute zum Thema Ihrer 
Aktuellen Stunde machen. Ich muss in diesem Zusam-
menhang sagen: Die GRÜNEN haben damals die Um-
weltbelastung als Folge der Globalisierung thematisiert. 
Sie sind erst heute so weit. Guten Morgen, CSU. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich habe mir heute die Elogen auf Frau Merkel angehört. 
Dann muss ich sagen: Es fällt auf, wie sehr Sie sich im 
zweifelhaften Glanz von Frau Merkel sonnen. Haben Sie 
denn nichts Eigenes zu bieten? 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie versuchen damit, von Ihrer lähmenden Zeremonie ab-
zulenken – noch 120 Tage bis zum Wechsel im Amt des 
Ministerpräsidenten. Zurzeit herrscht ein lähmender Still-
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stand in der Klimapolitik. Dazu passt es natürlich, dass 
Sie auf Ihrem viel beschworenen Klimagipfel auf der Zug-
spitze alles erst einmal bis Oktober 2007 in die Kabinetts-
kommission vertagt haben. Handeln ist jetzt angesagt, 
der Worte haben wir genug. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Eines sage ich Ihnen: Wer sich sonnen will, der steht 
schnell im Schatten. Nur im Schatten von Frau Merkel 
sind schon andere.

Wenn man sich den Gipfel genau ansieht, muss man 
erkennen: Bundeskanzlerin Merkel hat zwar in Heili-
gendamm eine Reihe von Absichtserklärungen einge-
sammelt, aber die konkreten Taten stehen aus. Heili-
gendamm war ein Gipfel für die Gesichtswahrung und 
kein Durchbruch. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Bestätigung des UN-Klimaprozesses ist Schadens-
begrenzung und kein Erfolg. Man hat doch an den fried-
lichen Protesten, am Alternativgipfel und den qualifi -
zierten Veranstaltungen gesehen, dass die Gesellschaft 
weiter ist als Ihre Politik. Wie die internationale Wissen-
schaft fordert die Gesellschaft konkrete Maßnahmen bis 
2020. Dazu fi ndet sich nichts, aber auch gar nichts in der 
Gipfelerklärung. So ist es, und dahinter wollen Sie sich 
verstecken. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie wollen heute Bayerns Klimaschutzinitiativen vor-
stellen. Man muss wirklich sagen: Mutig sind Sie schon. 
Zum Vorstellen haben Sie nichts. Welche Klimainitiative? 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Über die Vertagung in die Kabinettskommission bis Ok-
tober habe ich schon gesprochen. Sie haben das KWK-
Gesetz – die Kraft-Wärme-Kopplung – gerühmt. Wo ist 
das Handeln von Minister Glos von der CSU bei der Fort-
schreibung und beim Monitoring des KWK-Gesetzes in 
Deutschland? Er blockiert, statt fortzuschreiben. Was 
haben wir hinsichtlich der Klimazahlen von 2003 in 
Bayern? – Sie wollen eine aktuelle, fortschrittliche und zu-
kunftsfähige Klimapolitik machen. Sie arbeiten mit veral-
teten Zahlen, und nach diesen veralteten Zahlen sind Sie 
weit, weit vom Kyoto-Protokoll entfernt. Sie haben seit 
1990 eine Reduktion von 1 % bei den CO2-Emissionen in 
Bayern erreicht statt 21 %, wie es die Weltgemeinschaft 
fordert. Wir haben beim Verkehr eine Zunahme um 11 % 
und um 75 % oder mehr beim Flugverkehr. Das ist Ihre 
Politik, liebe CSU. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Über die Ankündigungen hat meine Vorrednerin schon 
ausführlich gesprochen. 1995 hat Stoiber in einer Re-
gierungserklärung einen Anteil von 13 % hinsichtlich 
der erneuerbaren Energien bis zum Jahr 2000 angekün-

digt. Heute stehen wir nach den vorliegenden Zahlen bei 
6,6 %. Das nennen Sie fortschrittliche Klimapolitik. 

Wenn wir uns dann Ihre Taten ansehen, stellen wir fest: 
Sie erhöhen den Ausstoß der Klimagase permanent. 
Ausbau von Regionalfl ughäfen – Herr Pschierer –: Hof, 
Memmingen, Oberpfaffenhofen, dritte Startbahn, Bau 
von Autobahnen quer durchs Fichtelgebirge. Das pro-
duziert Treibhausgase und einen weiteren Anstieg beim 
Verkehr. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

So sieht es aus. Sie wollen zwei Milliarden für den lächer-
lichen Transrapid ausgeben, statt Mittel in den Ausbau 
und die Qualifi zierung des öffentlichen Verkehrs zu ste-
cken. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das ist sinnvoll. Der Bergwald wird abgerodet, dass es 
einem im Herzen wehtun kann.

(Christian Meißner (CSU): Wo wird der Wald ab-
gerodet?)

– In Garmisch ist zum Beispiel für die Ski-WM die Rodung 
von 15 Hektar Bergwald geplant und genehmigt.

Ich frage Sie: Wo wollen Sie mit Ihrem Klimaschutz hin? 
Wollen Sie das Kyoto-Protokoll in Bayern umsetzen? 
– Wollen Sie das EU-Ziel von 20 bis 30 % CO2-Reduktion 
für Bayern umsetzen? – Wollen Sie das Ziel der Bundesre-
gierung einer 40-prozentigen CO2-Reduktion umsetzen? 
– Wo wollen Sie in Bayern hin? – Keine Aussage. Wieviel 
Energie wollen Sie einsparen? – Wie wollen Sie in Bayern 
einen effi zienten Klimaschutz erreichen? – Dazu gibt es 
von Ihnen keine Aussage.

Der Ausbau der Windenergie wird von Ihnen blockiert. 
Auch die Geothermie wird zu wenig unterstützt. Es gibt 
keine energetische Sanierung der staatlichen Gebäude. 
Beim ökologischen Landbau herrscht Fehlanzeige. Im 
Gegenteil: Die von Herrn Dr. Schnappauf geplante Aus-
stellung „Essen für den Klimaschutz“ wird von Ihnen gut 
unter Verschluss gehalten.

Die GRÜNEN haben Anträge zum Verkehr eingebracht, 
zum Beispiel für CO2-Grenzwerte für Pkws. Dieser Antrag 
wurde von der CSU einhellig abgelehnt. Auch der Antrag 
für ein Tempolimit auf Autobahnen wurde von Ihnen ab-
gelehnt. Der Antrag zur Stromeinsparung und -effi zienz 
wurde von Ihnen abgelehnt. Lesen Sie einmal die Gipfe-
lerklärung. Laut der IEA wäre eine Einsparung der Treib-
hausgase um 80 % durch Energieeffi zienz und -einspa-
rung möglich. In Bayern verzeichnen wir jedoch eine Zu-
nahme und keine Abnahme. Die CSU hat keine einzige 
Maßnahme ergriffen.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen: Die Zeit der warmen Sonntagsreden ist 
vorbei. Handeln Sie. Machen Sie keine Showveranstal-
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tungen, sondern handeln Sie! Es geht auch – das meine 
ich sehr ernst – um die Glaubwürdigkeit der Politik. Es 
geht um einen gemeinsamen verantwortlichen Umgang 
mit diesem Planeten. Ihnen dürfte nicht unbekannt sein, 
dass gerade die Ärmsten dieser Erde ganz besonders 
unter dem Klimawandel leiden werden. Lesen Sie den 
zweiten IPCC-Bericht. Diese Menschen leiden unter 
einem falsch verstandenen Wirtschaftswachstum, das 
wir propagieren, unter maßlosen Ansprüchen an Konsum 
und Mobilität. Hier ist umzusteuern. Das geht nicht nur mit 
Sonntagsreden, sondern nur durch Handeln. Sie müssen 
den Mut zu Steuern und den Mut zu Grenzwerten haben. 
Hier müssen Sie politisch handeln.

Wir wissen inzwischen: Wenn wir nicht handeln, wird 
dies für die Industrieländer zu einer enormen wirtschaft-
lichen Belastung führen. Wir müssen rechtzeitig in den 
Klimaschutz investieren. Erinnert sei an den Bericht von 
Nicolas Stern.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich will Sie an den neuesten Bericht erinnern. Er stammt 
vom Wissenschaftlichen Beirat der Bundesregierung. Der 
Klimawandel – wenn wir nichts dagegen unternehmen – 
wird zur Bedrohung für weltweite Stabilität und Sicher-
heit. Er wird zur Bedrohung der Sicherheit auch in den 
Industrieländern. Sie haben auch heute wieder versäumt, 
ehrgeizige Ziele und entschiedene Maßnahmen zu be-
nennen und notwendige wirtschaftliche Investitionen auf 
den Weg zu bringen, hier ist Fehlanzeige.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Unsere Anträge werden immer wieder abgelehnt. Im 
Schatten von Frau Merkel zu stehen und zu versuchen, 
ein Fleckchen von zweifelhaftem Glanz abzubekommen, 
ist zu wenig, Kolleginnen und Kollegen von der CSU. 

(Margarete Bause (GRÜNE): Das ist peinlich!)

Es geht um die Zukunft dieses Planeten. Es geht um 
eine zukunftsfähige Ökologie und Ökonomie. Es geht au-
ßerdem um Solidarität und Gerechtigkeit für diese Welt. 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, es ist an der Zeit 
zu handeln. Sie sollten nicht vertagen und keine Showef-
fekte produzieren.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Alois Glück: Nächster Redner: Herr Kollege 
Pschierer.

Franz Josef Pschierer (CSU): Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen, liebe Kollegen! Frau Kollegin Biedefeld und 
Frau Kollegin Paulig, ich hätte es begrüßt, wenn Sie diese 
Aktuelle Stunde mit etwas mehr Sachlichkeit begonnen 
hätten. Begriffe wie „Scheinheiligkeit“ und „Showveran-
staltung“ bin ich sonst von Ihnen nicht gewohnt.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Die 
dürfen nur Sie gebrauchen!)

– Entschuldigung, die größten politischen Showmaster, 
die es in den letzten Jahren gab, waren Schröder und Fi-
scher. Die können Sie bei Ihren Kommilitonen suchen.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Das ist 
der reine Neid!)

Was damals gemacht wurde, war reine Show.

(Susann Biedefeld (SPD): Bitte zur Klimaschutzi-
nitiative in Bayern!)

Zum G-8-Gipfel: Herr Kollege Kaul hat auf einige Punkte 
dieses G-8-Gipfels hingewiesen. Ich möchte auf zwei ak-
tuelle Themen verweisen, die zeigen, warum uns diese 
Aktuelle Stunde wichtig ist. Dieser Gipfel hat im Hinblick 
auf den Klimaschutz zwei Dinge erreicht. Er hat zum 
einen erreicht, dass das Thema „Klimaschutz“ in einer 
breiten Öffentlichkeit, auch medial, diskutiert und als Pro-
blem wahrgenommen wurde. Zum anderen ist es ein Ver-
dienst von Frau Merkel, dass die Themen „Verhältnis zu 
den Vereinigten Staaten von Amerika“ und „Klimaschutz“ 
auf eine andere Gesprächsgrundlage gestellt worden 
sind. Ich begrüße es außerordentlich, dass es bei diesem 
Gipfel zum ersten Mal seit Langem wieder möglich war, 
zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und den 
anderen Wirtschaftsnationen in der Europäischen Union 
einen intensiven Dialog zu führen. 

Im Protokoll fi nden Sie konkret formulierte Ziele. Sie 
haben die Defi zite im Freistaat Bayern angemahnt. Ich 
hätte es begrüßt, wenn Sie fairerweise erwähnt hätten, 
dass es der Freistaat Bayern war, der dieses Thema als 
erstes Bundesland aufgegriffen hat. Ich möchte nur an 
ein paar Punkte erinnern: Es waren der Freistaat Bayern 
und die Bayerische Staatsregierung, die im Bundesrat 
der Bundesrepublik Deutschland einen Antrag auf Ein-
richtung eines Klimabeirats beim Bund eingebracht 
haben. Ich denke auch an den Klimaforschungsverbund 
in Bayern, mit dem Klimaatlas als Ergebnis.

(Susann Biedefeld (SPD): Welche Konsequenzen 
gab es ganz konkret daraus?)

Ich erinnere ferner an Klimaallianzen mit dem Bund Na-
turschutz und den beiden christlichen Kirchen. Ich erin-
nere an Klimabündnisse mit der bayerischen Wirtschaft, 
an den Umweltpakt und vieles andere. Im Jahr 2000 
wurde ein Klimaschutzprogramm verabschiedet. Hier 
sind wir besser als alle anderen Bundesländer. Wir sind 
auch besser als andere Industrienationen in der Europä-
ischen Union.

(Ruth Paulig (GRÜNE): Das hat doch nichts ge-
bracht außer Show!)

– Wie war das? – Es hat nichts gebracht außer Show? 
– Jetzt sage ich einmal Folgendes: Im Freistaat Bayern 
werden pro Kopf 30 % weniger CO2 emittiert als im Bun-
desdurchschnitt. So schlecht kann diese Politik nicht 
sein. Beim Primärenergieverbrauch liegen wir in Bayern 
pro Kopf unter dem Durchschnitt Deutschlands. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD und von den 
GRÜNEN)
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Präsident Alois Glück: Meine Damen und Herren, ich darf 
Sie darum bitten, den Redner wieder zu Wort kommen zu 
lassen und kein ständiges Störfeuer zu geben.

Franz Josef Pschierer (CSU): Sie haben gesagt, es sei 
nichts passiert. 80 % der bayerischen Stromversorgung 
sind CO2-neutral. Nennen Sie mir ein anderes Bundes-
land oder eine andere Industrienation, wo das noch der 
Fall ist.

(Zurufe von der SPD und von den GRÜNEN)

– Reden Sie doch keinen Schwachsinn!

Präsident Alois Glück: Herr Kollege, das Wort „Schwach-
sinn“ ist jenseits des parlamentarischen Gebrauchs. Frau 
Kollegin Paulig, ich bitte Sie namentlich und auch die an-
deren Kolleginnen und Kollegen, dem Redner zuzuhören 
und nicht permanent aggressiv dazwischenzurufen. So 
ist keine vernünftige Debatte möglich, auch nicht in einem 
Kurzdialog wie der Aktuellen Stunde.

Franz Josef Pschierer (CSU): Ich frage Sie: Stimmen Sie 
mir zu, dass wir in Bayern den höchsten Nutzungsgrad 
erneuerbarer Energien beim Primärenergieverbrauch 
haben, ja oder nein? – Wir haben ihn. Wir haben den CO2-
Ausstoß in Bayern im Vergleich zu den anderen Industri-
enationen und zu den anderen Ländern in der Bundes-
republik Deutschland am stärksten gesenkt. Das ist ein 
Erfolg bayerischer Klimaschutzpolitik.

(Susann Biedefeld (SPD): Ich habe Ihnen doch 
die Zahlen genannt!)

Ein letzter Punkt: Klimaschutz und Wirtschaftspolitik sind 
bei uns – im Unterschied zu Ihnen – kein Gegensatz. Wir 
sagen, dass der Klimaschutz auch Arbeitsplätze schaffen 
kann. Er sichert den Wirtschaftsstandort Freistaat 
Bayern. Wir sind der Wirtschaftsstandort in Deutsch-
land, der mit die energieintensivsten Branchen hat. Wir 
haben die chemische Industrie, die keramische Industrie, 
die Papierindustrie und viele andere. Das bedeutet, dass 
wir auf eine preiswerte und sichere Energieversorgung 
angewiesen sind. Die Klimaschutzziele müssen auch mit 
wirtschaftspolitischen, fi skalischen und sozialpolitischen 
Zielsetzungen abgewogen werden.

Ich nenne deshalb ein paar Punkte, die uns wichtig sind: 
Erstens. Wir als CSU-Fraktion werden uns auf das Thema 
„Energieeffi zienz“ konzentrieren. Hier steckt noch viel Po-
tenzial in den Gebäuden, Haushalten und Kraftwerken. 

Zweitens. Wir wollen einen verstärkten Einsatz CO2-neu-
traler Energieträger. Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt 
kommt’s: Dazu zählt neben der Biomasse, der Wasserkraft 
und der Geothermie, die in Bayern vorbildlich ausgebaut 
und gefördert sind, das Festhalten an der Kernenergie. 
Sie konterkarieren mit Ihren Ausstiegsszenarien aus der 
Kernenergie die Klimaschutzziele. So werden Sie diese 
Ziele nie erreichen. Außerdem tun Sie den Schwellenlän-
dern wie zum Beispiel Indien und China keinen Gefallen, 
wenn Sie ihnen suggerieren, dass man ohne die Kerne-

nergie die Klimaschutzziele, die in Kyoto oder sonstwo 
vereinbart wurden, einhalten könnte.

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Alois Glück: Nächster Redner: Herr Kollege 
Wörner.

Ludwig Wörner (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und 
Kollegen! Man ist nie vor einer Überraschung sicher, wenn 
die CSU das Thema der Aktuellen Stunde bestimmt. Ich 
habe eigentlich gedacht, dass Sie in die Fußstapfen Ihres 
Umweltministers treten und bekennen, dass Ihre freiwil-
ligen Vereinbarungen zum Beispiel mit der Automobilin-
dustrie gescheitert sind. Das hätte ich heute erwartet. Ich 
hätte auch erwartet, dass Sie dann Vorschläge machen, 
wie man das Klimaproblem in Zukunft besser bewältigt. 
Das vermissen wir.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, Sie verkünden immer ganz 
stolz die Zahlen der bereits verfügbaren regenerativen 
Energie, die Bayerns Bevölkerung erreicht hat – nicht 
Sie und Ihre Maßnahmen. Die bayerische Bevölkerung 
ist nämlich offensichtlich klüger als ihre Regierung. Das 
kann man leicht beweisen, wenn man durch Bayern fährt. 
Herr Pschierer, von wegen Show-Man: Wer hat denn das 
EEG – Erneuerbare-Energien-Gesetz – gegen Ihren Wi-
derstand auf die Reihe gebracht? Rot-Grün, oder? – Die 
Erfolge der rot-grünen Koalition sind auf den Dächern in 
Bayern, in der bayerischen Landwirtschaft und in vielen 
Einrichtungen zu sehen. Das sind aber Erfolge, die Sie 
sich nicht auf Ihre Fahnen schreiben können. Das waren 
erstens das EEG von Rot-Grün und zweitens die Bevöl-
kerung Bayerns.

Drittens bitte ich Sie, hauen Sie nicht so auf den Putz, 
was unsere Erfolge mit regenerativen Energien angeht. 
Sie sagen nämlich nie dazu, dass der größte Teil aus 
Wasserkraft stammt, für die Sie überhaupt nichts können. 
Das haben viel Klügere als wir hingebracht. Wenn Sie 
nämlich die Wasserkraft herausrechnen, ist Bayern bei 
Weitem nicht so gut, wie Sie immer tun. Wir sollten es 
nicht schlechtreden, aber wir sollten redlich sein. Das for-
dern Sie doch immer von uns. Dann seien Sie bitte auch 
redlich.

Herr Pschierer, Ihnen als Schutzpatron der Schneeka-
none darf ich noch persönlich sagen: Wenn Sie davon 
reden, die Natur in Ordnung zu bringen und die Natür-
lichkeit zu erhalten, muss ich Sie schon fragen, ob die 
Schneekanone das Erhalten der Natur bedeutet oder das 
Natürliche in der Natur ist. – Ganz das Gegenteil ist sie: 
Energieverbrauch ohne Ende und eine große Belastung 
für die Umwelt.

Sie sagen dazu, das ist toll, das sind Ihre Erfolge. – Klasse, 
wirklich klasse. Sie haben sich zum Büttel einiger we-
niger Hotelbesitzer gemacht. Dass ich das sage, müssen 
Sie aushalten, und das können Sie nicht bestreiten. Ich 
meine, Sie machen Ihre Politik folgendermaßen: Mut zur 
Ankündigung und Hasenfüßigkeit in der Tat. 

(Beifall bei der SPD)
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Genau das ist der falsche Weg. Wir brauchen klare Aus-
sagen, die die Bevölkerung im Übrigen mitzutragen bereit 
ist, und zwar nicht in freiwilliger Selbstverpfl ichtung, son-
dern klar in der Verpfl ichtung. Ich denke, die Menschen 
sind hier weiter, als Sie glauben. Ich sage Ihnen, dass die 
Menschen sehr wohl mitgehen werden in vielen Dingen, 
die wir gemeinsam vorbereiten sollten. Dazu sollten Sie 
aber vielleicht einmal überlegen, ob Sie wirklich refl exartig 
alles, was von der Opposition kommt, ablehnen müssen, 
wenn Sie dann ohnehin zurückrudern müssen. Es ist 
doch für Sie furchtbar peinlich geworden. Sie werden in 
den nächsten zwei Jahren alle unsere Anträge heraus-
ziehen und in irgendeiner Form wieder vorlegen müssen. 
Ich weiß, Sie haben kein Problem damit. Das haben wir 
alles schon erfahren. Ich fi nde es nur schade, dass Sie so 
viel Zeit vertun. Sie verspielen die Zeit.

(Beifall bei der SPD – Susann Biedefeld (SPD): 
Wertvolle Zeit!)

– Sie verspielen seit Jahren Zeit, von der Sie ständig 
sagen, dass wir sie nicht mehr hätten. Wir können Ihnen 
das haargenau vorrechnen.

Herr Kollege Kaul, ich darf Sie doch daran erinnern, dass 
Sie nicht immer der große Fan regenerativer Energien 
waren. Da hörte man auch andere Töne. Wir suchen Ihnen 
gern die Passagen aus den Protokollen heraus. Sie tun 
das doch auch ganz gern und erzählen immer, wir werden 
Sie zitieren. Herr Kollege Kaul, wir werden auch Sie zi-
tieren, um Ihnen nachzuweisen, was Sie gesagt haben. 
Trotzdem freue ich mich natürlich, dass Sie lernfähig sind 
und vom Saulus zum Paulus werden. Dagegen habe ich 
nichts, ganz im Gegenteil. 

Aber noch einmal: Wir verlieren wertvolle Zeit, und wir 
verlieren noch etwas anderes, Herr Pschierer: Weltweit 
sind die Ideen unserer Firmen zu Zukunftsenergien und 
nicht zu rückwärts gerichteten Energieerzeugungsarten 
gefragt. Die neuen Energien sind in Deutschland inzwi-
schen zum Jobmotor geworden. Hier sollten wir vorn 
bleiben, und dazu brauchen wir alle Anstrengungen und 
keine Verhinderungsstrategien. 

(Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, hinzu kommt ein weiterer 
Punkt. Wir müssen als Staat Signale setzen. Jetzt kommt 
wieder die alte Leier – ich weiß es, aber es ist nun einmal 
ein zentraler Punkt –, der Staat muss eine Vorbildfunktion 
erfüllen. Bei der Gebäudesanierung und vielen anderen 
Dingen muss der Staat mehr als bisher zeigen, was not-
wendig ist. Wenn wir das tun, kann man das den Men-
schen ebenfalls abverlangen. Wenn wir es aber selbst 
nicht fertigbringen, können wir von anderen nichts ver-
langen. Ich glaube aber, die schwarze Null hat jetzt in 
Bayern endgültig ausgedient, und zwar in jeder Hinsicht. 
Von daher bin ich voller Hoffnung, dass man in Zukunft 
für Umweltpolitik mehr Geld hat als bisher. 

Weil ich Herrn Kollegen Brunner gerade sehe: Die Land-
wirte haben es zum großen Teil begriffen. Man braucht 
sich nur die Scheunendächer anzusehen. Das freut mich 
wirklich. Der Umstieg vom Landwirt zum Energiewirt bzw. 

zur regenerativen Energie als zweites Standbein ist der 
entscheidende Faktor, um sicherzustellen, dass die klein-
teilige Landwirtschaft in Bayern eine große Zukunft hat.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Alois Glück: Nächste Wortmeldung: Herr Kol-
lege Brunner.

Helmut Brunner (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die Landwirt-
schaft und die Forstwirtschaft sind substanziell betroffen 
von der Geschwindigkeit der Klimaveränderung. Ich 
denke aber, zu den Zukunftsfeldern unserer bäuerlich 
strukturierten Landwirtschaft in Bayern gehört nach wie 
vor die Produktion von möglichst gesunden, rückstands-
freien Nahrungsmitteln auf der einen Seite und der nach-
haltige Schutz der natürlichen Ressourcen wie Boden, 
Wasser und Luft sowie die Erhaltung der Artenvielfalt auf 
der anderen Seite. Drittes Standbein von besonderer Be-
deutung ist zunehmend die Produktion von nachwach-
senden Rohstoffen. 

(Susann Biedefeld (SPD): Arbeitsplätze in der 
Landwirtschaft!)

– Frau Kollegin Biedefeld, gerade in der Landwirtschaft 
werden keine Arbeitsplätze ins Ausland verlagert. Das 
sind Arbeitsplätze vor Ort, die eines besonderen Schutzes 
bedürfen. 

(Zuruf der Abgeordneten Susann Biedefeld 
(SPD))

– Sie verstehen es meisterhaft, ständig dazwischenzu-
zwitschern und letzten Endes nicht aufzupassen.

Werte Kolleginnen und Kollegen, ich meine, dass wir 
gerade in der Land- und Forstwirtschaft einen zweiglei-
sigen Ansatz brauchen. Zum einen müssen wir kritisch 
nachdenken, wo können wir innerhalb der Landwirtschaft 
den Ausstoß schädlicher Stoffe verringern. 

(Ruth Paulig (GRÜNE): Der Ökolandbau hat 60 % 
weniger!)

Der zweite Ansatz ist: Wo kann die Land- und Forstwirt-
schaft Entwicklungen anstoßen, die uns diesem Ziel nä-
herbringen? Ich darf in Erinnerung rufen, dass in der Land- 
und Forstwirtschaft seit vielen Jahren Erfolge vorzuweisen 
sind. Der Anteil der landwirtschaftlichen Freisetzung von 
Treibhausgasen an den gesamten deutschen Emissionen 
beträgt rund 10 %, und zwar mit abnehmender Tendenz. 
Im Zeitraum von 1990 bis 2004 hat die Landwirtschaft in 
Deutschland ihre Emissionen von Treibhausgasen bereits 
um 18 % gesenkt. Diese Entwicklung ist unter anderem 
auf die qualifi zierte Fachberatung zur Düngung und auf 
den anhaltenden Fortschritt in der Rinderzucht zurückzu-
führen. Durch den Züchtungsfortschritt allein gingen die 
bayerischen Viehzahlen von 4,8 Millionen Rindern im Jahr 
1990 auf rund 3,5 Millionen Rinder im Jahr 2006 zurück. 
Damit einhergehend war die Reduzierung der Methane-
mission um 28 %. Ich bitte, das gerade vonseiten der 
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GRÜNEN zur Kenntnis zu nehmen, weil Sie diesbezüglich 
gern mit falschen Zahlen hantieren.

Dass wir die nachwachsenden Rohstoffe schon in der 
Vergangenheit nachhaltig stärker gefördert haben als 
andere Bundesländer, beweist wohl die Tatsache, dass 
bei uns der Anteil nachwachsender Rohstoffe am Primär-
energieverbrauch mit 4,4 % erheblich höher ist als im üb-
rigen Bundesgebiet mit durchschnittlich 3,7 %. 

(Susann Biedefeld (SPD): Bundesprogramm!)

Gerade die CSU-Fraktion hat in den vergangenen Wochen 
und Monaten mit fachorientierten Anträgen unter Beweis 
gestellt, dass wir diese Entwicklung fördern und stützen 
wollen,

(Ruth Paulig (GRÜNE): Aber vorher besteuern!)

auch wenn es um den Außenschutz der Biodieselher-
steller geht, wenn es um die Besteuerung geht. Wir dürfen 
dieses zarte Pfl änzchen nicht national kaputt machen und 
müssen auch dafür sorgen, dass auf Stilllegungsfl ächen 
Energiepfl anzen angebaut werden, ich nenne nur diese 
einzelnen Beispiele. Biogas – eine Chance für die Land-
wirtschaft wie für die Umwelt gleichermaßen.

Wir sind ein waldreiches Land. Gerade darin stecken 
Chancen und Möglichkeiten, und ich würde mir wün-
schen, dass alle Absatzfördermaßnahmen noch effi zienter 
greifen, damit Holz bei der Konstruktion, beim Hausbau, 
als Material für Hackschnitzel- oder Pelletsheizungen 
noch mehr Akzeptanz in der Bevölkerung fi ndet. 

Wir müssen uns auch noch bei Bergwald- und Schutz-
waldoffensiven mehr anstrengen. 

(Ruth Paulig (GRÜNE): Ja, allerdings!)

Ich denke, das ist im Interesse aller. 

(Ruth Paulig (GRÜNE): Aber ja!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine große 
Chance liegt auch in Wissenschaft und Forschung. Ich 
erwarte, dass unsere Landesanstalten für Landwirtschaft 
oder für Forst und Wald uns nicht nur begleiten, sondern 
vielmehr voranbringen. Wir haben mit dem Kompetenz-
zentrum für nachwachsende Rohstoffe in Straubing euro-
paweit eine einmalige Einrichtung geschaffen, weil damit 
die Wechselwirkung von Wissenschaft und Praxis, wie 
ich meine, nachhaltig und nachvollziehbar gefördert wird. 
Diese Möglichkeiten, die wir geschaffen haben, müssen 
wir noch stärker ausbauen.

Abschließend: Klimawandel – da sind wir uns wohl einig, 
ist eine globale Aufgabe und bedingt einen ganzheitlichen 
Ansatz.

Präsident Alois Glück: Herr Kollege, Sie sind deutlich 
über der Zeit.

Helmut Brunner (CSU): Die Land- und Forstwirtschaft ist 
nicht nur betroffen, sondern

(Ruth Paulig (GRÜNE): Nach wie vor Verursa-
cher!)

kann auch einen wesentlichen Beitrag zur Verringerung 
leisten. 

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Nächster Redner: Herr Kollege 
Meißner.

Christian Meißner (CSU): Herr Präsident, Kolleginnen 
und Kollegen! An und für sich sind wir von der CSU-Frak-
tion der Opposition sozusagen zu Dank verpfl ichtet; denn 
Sie sind genau in die politische Falle getappt, die man mit 
einer solchen aktuellen Stunde stellen kann. 

(Ludwig Wörner (SPD): Sind Sie ein politischer 
Fallensteller?)

Indem wir den Klimaschutz thematisierten, konnten wir 
darauf hoffen – und so ist es eingetreten –, dass Sie 
sich hinstellen und allen Ernstes den Erfolg, der in Heili-
gendamm erzielt wurde, kleinreden. Sie kommen mir vor 
wie ein beleidigtes Kleinkind, dem man sein Spielzeug 
weggenommen hat, weil die anderen einen Erfolg hatten 
und nicht Sie. Sie sind unfähig, über den eigenen Teller-
rand zu schauen und Erfolge anderer anzuerkennen. 

(Beifall des Abgeordneten Henning Kaul (CSU) – 
Susann Biedefeld (SPD): Beeindruckend!)

Ein Merkmal von Heiligendamm ist, dass der globale 
Aspekt dieses Problems dort angepackt worden ist. Ich 
frage mich, was Sie gemacht hätten, wenn dieser Gipfel 
gescheitert wäre. 

(Ruth Paulig (GRÜNE): Er ist gescheitert!)

– Er ist eben nicht gescheitert. Dann wäre Ihr Geschrei 
wahrscheinlich noch größer gewesen. 

(Henning Kaul (CSU): Genau!)

Ich will in der gebotenen Kürze ein paar Gedanken über 
die Gebäudesanierung äußern. Sie wissen, dass wir in 
Bayern das Ziel anstreben, in diesem Bereich zu einer 
deutlichen Reduktion zu kommen. 

(Ruth Paulig (GRÜNE): Wie viel?)

– 86 Tonnen 2003, 80 Tonnen 2010. Wir wollen einmal 
sehen, ob wir das erreichen.

(Ruth Paulig (GRÜNE): Das macht 5 % laut 
Kyoto-Protokoll, auf 1990 bezogen!)

Ich persönlich bin der Meinung, dass wir über die Ge-
bäudesanierung einen ganz wesentlichen Beitrag leisten 
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können, wenn wir Klimagase reduzieren wollen. Ich bin 
sogar der Meinung, dass in diesem Bereich der aller-
größte Spielraum vorhanden ist. 

Wenn man sich die Zahlen und die Situation anschaut, 
stellt man erstaunliche Dinge fest. Ist-Situation in Bayern: 
Pro Jahr werden circa 100 000 Wohneinheiten saniert, 
das sind 2,5 %. Wenn man dann genauer hinschaut, stellt 
man fest, dass oft nur die Fassade und das Dach saniert 
werden. Damit können wir uns nicht ohne Weiteres zu-
frieden geben; denn Gerüst, Baustelleneinrichtung usw. 
sind vorhanden. 

(Susann Biedefeld (SPD): Gute Tipps und gute 
Ratschläge! Aber keine Unterstützung!)

Wir müssen erreichen, dass von diesen 100 000 Fällen ein 
Viertel eine komplette energetische Sanierung erfährt. 

Für den einzelnen Bauherrn oder Eigentümer ist natürlich 
das Problem – es schadet uns nichts, wenn wir uns das 
einmal vor Augen führen –, dass eine energetische Sanie-
rung zwar viel bringt, bei den laufenden Kosten Geld spart 
und auch das Klima schont. Aber am Anfang müssen die 
Investitionskosten aufgebracht werden, die bei einer en-
ergetischen Sanierung gar nicht so niedrig sind.

Deswegen ist es aus unserer Sicht entscheidend, dass 
Anreize geschaffen werden. Ich meine, in Bayern – von 
Heiligendamm wieder zurück zu uns – wird in der Tat 
lokal gehandelt. Ich weise den Alleinvertretungsanspruch 
der GRÜNEN für diesen schönen Satz zurück. 

(Ruth Paulig (GRÜNE): Wir haben ihn vor 
20 Jahren gesagt!)

– Der ist schon älter als Sie – nicht als Sie persönlich, 
aber als die GRÜNEN. 

(Ruth Paulig (GRÜNE): Er ist älter, das ist wahr!)

Wenn wir in Bayern lokal handeln, dann stellen wir fest: 
Wenn der Spielraum da ist, dann bedarf es Anreize auch 
für die Anfangsinvestitionen. Deswegen sind jedenfalls 
wir von der CSU-Fraktion für die Ankündigung des Kabi-
netts und des Ministerpräsidenten dankbar, dass ein Pro-
gramm ausgearbeitet wird, das in diesem Bereich dem 
einzelnen Bauherrn weiterhelfen kann.

Sie können also ruhig schlafen. Wir von der CSU-Fraktion 
werden das sehr kritisch und mit großen Erwartungen be-
gleiten. Wir werden uns auf unserer Klausurtagung in Klo-
ster Banz nicht nur darüber, sondern ganz allgemein zum 
Klimaschutz Gedanken machen. 

(Susann Biedefeld (SPD): Jetzt werden die An-
kündigungen schon angekündigt!)

– Der Unterschied zwischen uns und Ihnen ist, dass wir, 
wenn wir etwas ankündigen, es nach reifl icher Überle-
gung auch umsetzen, während Sie immer nur fordern. 

Das ist zwar bequem, stellt sich aber am Schluss nur als 
heiße Luft und deswegen als klimaschädlich heraus. 

(Maria Scharfenberg (GRÜNE): Sie können es ja 
gleich umsetzen! Sie haben die Mehrheit!)

Lassen Sie mich abschließend nur einen Satz zum staat-
lichen Bereich sagen. Kollegin Biedefeld sagt: Kein Cent 
ist im Haushaltstitel. 

(Susann Biedefeld (SPD): Für die energetische 
Sanierung der eigenen Liegenschaften nicht!)

Da muss ich sagen, Sie kennen diese Zahlen eigentlich, 
aber ich nehme mir kurz die Zeit, sie noch einmal kurz 
vorzutragen: 150 solarthermische Anlagen im staatlichen 
Bereich, 160 Fotovoltaikanlagen, 80 Biomasseanlagen, 
17 Mal Kraft-Wärme-Kopplung.

(Susann Biedefeld (SPD): Für die energetische 
Sanierung der eigenen staatlichen Bauten: null!)

Frau Kollegin Biedefeld, dafür, dass der Haushaltstitel leer 
ist, ist in Bayern schon eine Menge passiert, mehr als in 
anderen Bundesländern. Nehmen Sie das zur Kenntnis. 

(Beifall des Abgeordneten Henning Kaul (CSU))

Es bleibt dabei: Sie sind nicht in der Lage anzuerkennen, 
dass in Bayern Überdurchschnittliches geleistet wird. 
Sie rennen neben dem Karren her, der von uns gezogen 
wird. 

(Susann Biedefeld (SPD): Nicht einmal die Vor-
gaben von Herrn Stoiber haben Sie erreicht!)

Den Klimapakt und anderes, was wir angeschoben 
haben, kontern Sie mit Ihrer ständigen Aussage: Warum 
werden denn diese Forderungen nicht umgesetzt? – Weil 
sie in keinem Gesamtzusammenhang stehen. 

(Susann Biedefeld (SPD): Wir warten seit Jahren 
auf Ihr Gesamtkonzept!)

Sie halten Schaufensterreden. Das bringt den Klimaschutz 
nicht weiter. Dafür braucht es die CSU, da sind wir ganz 
sicher. 

(Beifall bei der CSU – Maria Scharfenberg 
(GRÜNE): Nicht Ankündigungen!)

Präsident Alois Glück: Das Wort hat Herr Staatssekretär 
Dr. Bernhard.

Staatssekretär Dr. Otmar Bernhard (Umweltministe-
rium): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Ich darf 
unseren Minister vertreten, der anwesend ist, den Sie 
auch nicht sprachlos gemacht haben, aber der heute auf-
grund einer Erkältung eine schwache Stimme hat. Des-
halb darf ich heute ein paar Worte in dieser Debatte zu 
Ihnen sprechen. 
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Zunächst einmal: Ich glaube, es ist unstrittig, welche He-
rausforderung der Klimawandel ist, und wie und in welche 
Richtung sich Politik bewegen muss. Darin sind wir uns 
im Grunde auch einig.

Lassen Sie mich ein paar Bemerkungen zu Heiligendamm 
machen. Kolleginnen und Kollegen, zunächst einmal 
müssten sich SPD und GRÜNE innerhalb ihrer Parteien 
verständigen, wie sie den Gipfel bewerten wollen: ob als 
Signal mit negativer Tendenz oder als Durchbruch wie 
Herr Gabriel und Herr Müntefering. 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Die CSU 
muss sich auch nicht immer einig sein!)

Wir sehen ihn durchaus als Durchbruch, und ich glaube 
tatsächlich, dass niemand vor diesem Gipfel geglaubt hat, 
dass man so weit kommt, wie man gekommen ist, Frau 
Kollegin. Dass auf einer solchen Veranstaltung immer 
auch Kompromisse notwendig sind, ist klar.

Sie haben immer wieder kritisiert, dass in Bayern nichts 
passiert sei, dass wir erst heute anfi ngen, Klimapolitik zu 
machen und Ähnliches.

(Ruth Paulig (GRÜNE): Sie haben noch gar nicht 
angefangen!)

Frau Kollegin Paulig, wir haben 1990 begonnen, regionale 
Forschung zu betreiben, was zunächst die Voraussetzung 
für eine vernünftige Klimapolitik ist. Wir haben versucht, 
das, was passiert ist und passieren wird, darzustellen und 
Maßnahmen zu entwickeln. Wir haben seit 1990 direkt für 
die Klimapolitik 3,6 Milliarden Euro ausgegeben. 

(Susann Biedefeld (SPD): Wie viel wurde vom 
Klimabericht umgesetzt?)

Nimmt man die indirekten Finanzwirkungen hinzu, sind 
es 5 Milliarden Euro. Alleine aus dieser Zahl ersehen Sie, 
dass das, was Sie ständig behaupten, nicht richtig sein 
kann. 

Wir haben zwei Klimaprogramme. Wir werden im Herbst 
ein Aktionsprogramm vorlegen, in dem das, was vom Eu-
ropäischen Rat beschlossen worden ist, in nationale und 
regionale Maßnahmen umgewandelt wird. Ich glaube, das 
ist vernünftig. Wir teilen diese Zielvorstellungen – was Sie 
angezweifelt haben – und werden alles, was wir in Bayern 
regional tun können, auch erreichen. 

(Ruth Paulig (GRÜNE): Unter 80 Millionen Tonnen 
CO2 kommen?)

Sie haben die CO2-Reduktion in Bayern angesprochen. 
Wir werden unser Ziel, den CO2-Ausstoß bis 2010 auf 
80 Millionen zu reduzieren, tatsächlich erreichen und 
durchsetzen. Damit haben wir unser Klimaziel voll erfüllt.

(Susann Biedefeld (SPD): Angeblich schon er-
reicht! – Ruth Paulig (GRÜNE): Minus 5 %!)

Wir haben die erneuerbaren Energien seit 1990 mit 
500 Millionen Euro gefördert. Es ist also kein Zufall, dass 
in Bayern bei den regenerativen Energien die Zahlen er-
reicht werden, die Kollege Pschierer angesprochen hat. 
Im Übrigen, das Thema „Zahlen 2003“ stört auch uns. 
Das ist aber ein statistisches Problem. Man muss dafür 
sorgen, dass die Bundesstatistik mit der bayerischen ver-
gleichbar wird. Im Moment ist das leider nicht möglich. 

Wir haben ein CO2-Minderungsprogramm als Hilfe für die 
Kommunen. Ich glaube, dass wir das auch aufstocken 
werden. Das ist nötig. Wir haben aber schon ein solches 
Programm, um die Kommunen zu motivieren und ihnen 
zu helfen, ihre Liegenschaften zu modernisieren. 

(Susann Biedefeld (SPD): Warum nicht auch bei 
den eigenen Liegenschaften?)

– Danke für den Hinweis, Frau Kollegin. Ich wollte gerade 
darauf zu sprechen kommen, was wir mit den eigenen 
Liegenschaften machen. Sie sagten, im Haushalt stehe 
eine Null. Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass wir in 
Bayern seit Ende der Neunzigerjahre für die energetische 
Sanierung 90 Millionen Euro ausgegeben haben, weil es 
eine Selbstverständlichkeit ist, bei der anfallenden Sanie-
rung eines Teils der 6000 Liegenschaften, diese energe-
tisch zu sanieren.

(Karin Radermacher (SPD): Oberster Rech-
nungshof!)

Ich sage auch, dass das sicherlich ein Schwerpunkt sein 
wird, wenn wir im Herbst das Aktionsprogramm vorstellen 
werden. 

(Susann Biedefeld (SPD): Wir stellen seit 2000 
jährlich Anträge zum Haushalt wegen der ener-
getischen Sanierung!)

– Ich haben Ihnen doch eben geschildert, dass seit Ende 
der Neunzigerjahre für diesen Zweck 90 Millionen Euro 
ausgegeben worden sind und es nicht zutrifft, wie Sie be-
haupten, dass wir nichts ausgegeben hätten. 

(Zuruf der Abgeordneten Susann Biedefeld 
(SPD))

Die Zahlen zu solarthermischen Anlagen, Fotovoltaikan-
lagen und zu anderem an staatlichen Gebäuden hat der 
Kollege bereits genannt. Dies zeigt klar und eindeutig, 
dass Ihre Behauptungen nicht richtig sind. Sie haben an-
gesprochen, wir hätten unsere Ziele betreffend der erneu-
erbaren Energien nicht erreicht. Das ist eine Sache der 
Berechnung. Würde man die damalige Berechnungsme-
thode auch heute anwenden, hätten wir 13 % erreicht, 
mit der heutigen Methode haben wir 12 % erreicht. Ich 
glaube, wir haben unsere politischen Vorgaben einge-
halten.

(Susann Biedefeld (SPD): Das ist doch lächerlich, 
es auf die Berechnungsmethode zu schieben!)
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– Das ist so, Frau Kollegin. Ich will Ihnen sagen, wie das 
ist: Die damalige Berechnung basierte auf der Substituti-
onsmethode. Man hat also berechnet, wie viel man durch 
Substitution erreicht. Die Berechnung wurde auf die Wir-
kungsgradmethode umgestellt. Dies ist der Unterschied. 
Würde man wie früher berechnen, hätten wir unser Ziel 
erreicht. Dabei gibt es keinen Anlass zu irgendwelchen 
Zweifeln.

(Zuruf der Abgeordneten Karin Rademacher 
(SPD) – Susann Biedefeld (SPD): Jetzt sind die 
Berechnungsmethoden schuld!)

Meine Damen und Herren der Opposition, Ihnen fällt 
es schwer, dass Sie in einem Land Opposition machen 
müssen, in dem auf dem Feld der Klimapolitik und der 
regenerativen Energien so hervorragende Zahlen vorge-
wiesen werden können wie in keinem anderen Bundes-
land in Deutschland, wo Sie früher und teilweise heute 
noch regieren. 

(Zuruf der Abgeordneten Ruth Paulig (GRÜNE))

Das ist die Situation. Sie sollten endlich das anerkennen, 
was in Bayern geschieht. Wir haben eine positive Ent-
wicklung. Schauen Sie sich im Lande um, was im Be-
reich der Bioenergie passiert. In Bayern boomt es. Auch 
hier sind wir an der Spitze. Das sollten Sie zur Kenntnis 
nehmen. Bayern hat sehr frühzeitig das Thema Klimapo-
litik aufgegriffen, in hervorragender Weise reagiert, früh-
zeitig Strategien entwickelt und verfolgt. 

(Henning Kaul (CSU): Seit 1987!)

Wir werden im Herbst wiederum eine Fortschreibung un-
serer Klimapolitik vorlegen. 

(Ruth Paulig (GRÜNE): Das ist dringend nötig!)

Sie werden staunen. Das wird eine gute Grundlage für die 
Klimapolitik in den kommenden Jahren sein. 

(Beifall bei der CSU – Ruth Paulig (GRÜNE): Da 
freuen wir uns!)

Präsident Alois Glück: Damit ist die Aktuelle Stunde be-
endet. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Regierungserklärung der Staatsministerin für Bundes- 
und Europaangelegenheiten zum Thema „Bayerische 
Impulse für Europa“

Ich erteile Frau Staatsministerin Emilia Müller das Wort. 

Staatsministerin Emilia Müller (Europaangelegen-
heiten): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! 17 Tage vor 
Ende der deutschen Ratspräsidentschaft steht sie vor 
ihrer wichtigsten Bewährungsprobe. Die Bundesregie-
rung kann schon heute auf eine sehr erfolgreiche Arbeit 
zurückblicken. Großen Anteil hieran hat aus meiner Sicht 

das diplomatische Vorgehen von Bundeskanzlerin Dr. 
Angela Merkel, das sich durch Realitätssinn und Au-
genmaß auszeichnet. 

Nun steht der Gipfel am 21. und 22. Juni 2007 in Brüssel 
an. Hier geht es um die Zukunft der Europäischen Union. 
Konkret stellen sich folgende Fragen: Wird die Europä-
ische Union die Kraft haben, sich selbst zu erneuern? Wie 
kann eine Gemeinschaft mit derzeit 27 Mitgliedstaaten 
dauerhaft handlungsfähig sein? Wird sie sich eine Gestalt 
geben können, die den Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts gewachsen ist und auf den Werten von Demo-
kratie, Transparenz und Bürgernähe aufbaut? Es kommt 
entscheidend darauf an, ob es den Staats- und Regie-
rungschefs gelingen wird, eine klare Vorstellung von der 
künftigen Gestalt Europas, eine gemeinsame Vision zu 
entwickeln und in realistischen Schritten umzusetzen.

Wenn wir, liebe Kolleginnen und Kollegen, in die Vergan-
genheit zurückblicken, waren es immer wieder Visionen, 
die den Europäischen Einigungsprozess vorangetrieben 
und ihm wichtige Impulse gegeben haben: Es war nach 
der Katastrophe des Zweiten Weltkriegs die Vision von 
Frieden, Freiheit, Stabilität und Wohlstand, aus der der 
gesamte europäische Einigungsprozess geboren wurde. 
Später kam die Vision eines Binnenmarktes und einer 
Währungsunion hinzu, die Europa von einer bloßen Frei-
handelszone zu einer politischen Union und echten Wer-
tegemeinschaft werden ließ. 

Und es war schließlich die Vision von der Einigung un-
seres jahrzehntelang gespaltenen europäischen Konti-
nents, die mit der Aufnahme der zwölf mittel- und süd-
osteuropäischen Mitgliedstaaten Wirklichkeit wurde.

Meine Vision von Europa lautet: Wir brauchen ein starkes 
Europa, das die europäischen Interessen und Werte in der 
globalen Welt kraftvoll vertritt. Wir brauchen ein selbstbe-
wusstes Europa, das der Vielfalt seiner Mitgliedstaaten 
und Regionen den nötigen Raum lässt. Und wir brauchen 
ein starkes Bayern, das die Interessen seiner Bürgerinnen 
und Bürger, Unternehmen und Kommunen in Europa mit 
Nachdruck zur Geltung bringt. Europa gelingt für uns nur 
mit starken Regionen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Bayern gehört zu den 
starken Regionen in Europa. Rein nach der Bevölke-
rungszahl wäre Bayern der neuntgrößte Mitgliedstaat der 
Europäischen Union. Nach dem Bruttoinlandsprodukt pro 
Kopf läge Bayern sogar an dritter Stelle. Dieses Gewicht 
müssen wir in Europa auch einbringen. Das gehört auch 
zu unserem bayerischen Selbstbewusstsein.

Aktuelle Schwerpunkte der bayerischen Europapolitik 
liegen dabei vor allem auf der Reform der Europäischen 
Union auf der Grundlage des Verfassungsvertrags, 
auf der Frage der Erweiterung, auf der Förderung von 
Wachstum und Beschäftigung und auf der aktiven Ge-
staltung der Globalisierung. Aber auch in anderen Fragen 
wie der Umwelt- und Verbraucherschutzpolitik bringt sich 
Bayern mit eigenen Vorschlägen auf der europäischen 
Ebene ein. 
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Mit Sicherheit wollen wir ein starkes Europa und ein 
starkes Bayern in Europa. Bayern hat der Europapolitik 
schon immer einen hohen Stellenwert beigemessen. Seit 
20 Jahren sind wir in Brüssel präsent. Bayern begleitet 
die wichtigen europapolitischen Prozesse von Anfang an 
aktiv mit und bringt eigene Initiativen ein. Wir haben zum 
Beispiel massiv darauf hingewirkt, dass das Subsidiari-
tätsprinzip verankert wird und die Kompetenzen klarer 
von denen der Mitgliedstaaten abgegrenzt werden. Auf 
europäischer Ebene gilt: Je früher wir unsere Interessen 
einbringen, desto größer sind auch unsere Erfolgsaus-
sichten und unsere Erfolgschancen.

Für die aktuellen Fragen der Europapolitik bedeutet 
dies: Bayern hat schon im Vorfeld Vorschläge für das Ar-
beitsprogramm der deutschen Ratspräsidentschaft aus-
gearbeitet und der Bundesregierung übermittelt. Die wich-
tigsten bayerischen Vorschläge wurden berücksichtigt. 
Ich denke hier nur an unsere Forderungen zur besseren 
Rechtsetzung. Hier geht es darum, wirtschaftliche Poten-
ziale freizusetzen und bei berechtigter Kritik an Überregu-
lierung aus Brüssel aktiv zu werden. Auch die Erfolge der 
deutschen Ratspräsidentschaft beim EU-Gipfel im März 
2007 zur Energiepolitik und zum Klimaschutz liegen voll 
auf der bayerischen Linie. 

Wir werden auch weiterhin zu den wichtigen europapoli-
tischen Problemen Stellung nehmen, Lösungsvorschläge 
unterbreiten und bayerische Interessen nachhaltig ver-
treten. Dazu gehört auch die Ehrlichkeit in der Europa-
politik.

(Ruth Paulig (GRÜNE): Ja, Türkeipolitik!)

Mit uns wissen die Bürgerinnen und Bürger, woran sie 
sind. Bayern ist zwar kein bequemer, aber ein konstruk-
tiver und realistischer Partner in der Europäischen Union 
und in Europa insgesamt. Wir tun das im Bewusstsein 
des gemeinsamen Ziels, die europäische Einigung im 
Sinne unserer Bürgerinnen und Bürger voranzubringen. 
Wir wollen Europa positiv, also bürgernah, pragmatisch 
und transparent gestalten.

Unser starkes Engagement in Europa lohnt sich auf jeden 
Fall. Bayern ist ein wichtiger und kompetenter Ansprech-
partner für die europäischen Institutionen, für andere Mit-
gliedstaaten und auch für andere Regionen. Das belegen 
die vielfältigen, über Jahrzehnte gewachsenen Kontakte. 
Der regelmäßige Austausch zwischen der Europäischen 
Kommission und der Bayerischen Staatsregierung ist 
fast schon Routine. Erst am 8. Mai, am bayerischen Eu-
ropatag, konnten wir im Ministerrat mit der für Regio-
nalpolitik zuständigen EU-Kommissarin Danuta Hübner 
wichtige Fragen der Struktur- und Regionalförderung dis-
kutieren. 

Für ein starkes Bayern müssen wir die Fördermöglich-
keiten der Europäischen Union ausschöpfen. Das neue 
Programm „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Be-
schäftigung“ für die Jahre 2007 bis 2013 ist für Bayern 
und insbesondere für die ostbayerischen Grenzgebiete 
ein ganz großer Erfolg. Bayern konnte auch als eine der 
ersten Regionen die Verhandlungen mit der Kommission 
über das bayerische Programm erfolgreich abschließen. 

Bayern wird insgesamt 576 Millionen Euro aus EU-Mitteln 
erhalten. Das ist eine Steigerung von 15 % gegenüber 
der letzten Förderperiode.

Wir werden neue Schwerpunkte bei Innovation, Forschung 
und Entwicklung setzen. Damit sichern und schaffen wir 
Arbeitsplätze und steigern auch die Wettbewerbs- und 
Zukunftsfähigkeit Bayerns.

Wir wollen Europa zukunftsfähig machen. Das gelingt 
auch nur gemeinsam. Die Handlungsfähigkeit der Euro-
päischen Union muss gesichert und gestärkt werden. Die 
Europäische Union muss demokratischer, transparenter 
und bürgernäher werden. Europa braucht deshalb auch 
Reformen, vor allem institutionelle Reformen. Wir wollen 
keinen europäischen Superstaat, sondern eine Wertege-
meinschaft, die auf der kulturellen, nationalen und regio-
nalen Vielfalt ihrer Mitgliedstaaten gründet und dem Wohl 
ihrer Bürgerinnen und Bürger verpfl ichtet ist. 

Der Ministerrat hat am 22. Mai 2007 die zentralen baye-
rischen Forderungen für den Reformprozess der Europä-
ischen Union beschlossen. Bayern prägt damit die Mei-
nungsbildung unter den deutschen Ländern. Ich will mich 
dafür einsetzen, dass sich der Bundesrat am 6. Juli diese 
Forderungen zu eigen macht. Wir wollen, dass die aus 
Sicht der Regionen und Kommunen wesentlichen Fort-
schritte des Europäischen Verfassungsvertrags erhalten 
und umgesetzt werden. 

Ich meine hier ganz konkret die Stärkung der nationalen 
Parlamente durch das Subsidiaritätsfrühwarnsystem 
sowie ein eigenes Klagerecht bei Verstößen gegen das 
Subsidiaritätsprinzip, die Stärkung des Ausschusses 
der Regionen durch ein Klagerecht sowie die Verbesse-
rungen bei der Kompetenzabgrenzung. Ich halte es für 
wichtig, dass die nationalen Parlamente in die Europa-
politik einbezogen werden. Sie dürfen bei der Diskussion 
nicht außen vor bleiben. Dies trägt nicht nur europapoli-
tische Themen in die nationale Diskussion. Dies ist auch 
Voraussetzung dafür, dass sich die Landtage wirkungs-
voll in die europapolitischen Entscheidungen einbringen 
können. Wichtig ist, dass auch der Bayerische Landtag 
so früh wie möglich hier mit einbezogen wird. Das will 
auch ich persönlich sehr gerne.

Ebenso müssen die zentralen Erfolge des Verfassungs-
vertrags umgesetzt werden, die die Handlungsfähigkeit 
der Europäischen Union sowie Demokratie, Transparenz 
und Bürgernähe stärken. Wichtig sind für uns die Aus-
weitung der Entscheidungen mit qualifi zierter Mehrheit im 
Rat, die Einführung des Prinzips der doppelten Mehrheit, 
die Stärkung des Europäischen Parlaments durch Fest-
legung der Mitentscheidung als Regelfall – auch in der 
Landwirtschaftspolitik – und die Begrenzung der Größe 
der Kommission auf eine Anzahl von zwei Dritteln der 
Zahl der Mitgliedstaaten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,  Europa ist mehr als ein 
Binnenmarkt. Europa ist auch ein Kulturraum. Europas 
Staaten vereint eine gemeinsame Wertearchitektur, zu 
der ganz wesentlich das christlich-abendländische Erbe 
gehört. Das ist für mich ein zentrales Element des Zu-
sammenhalts in Europa. Auch deshalb treten wir dafür 
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ein, dass die Grundrechtecharta rechtsverbindlich sein 
muss. Die gemeinsamen Werte sind für die Europäische 
Union identitätsstiftend. Sie wirken insbesondere über die 
europäische Nachbarschaftspolitik weit über die Grenzen 
der Europäischen Union hinaus. Ich hoffe sehr, dass der 
Europäische Rat in der nächsten Woche die Einsetzung 
einer Regierungskonferenz zur Reform der Verträge be-
schließt. Es muss alles getan werden, um das Ziel der so-
genannten Berliner Erklärung vom 25. März 2007 zu er-
reichen. Bis zu den Wahlen des Europäischen Parlaments 
im Jahr 2009 brauchen wir eine erneuerte Grundlage für 
die Europäische Union und einen neuen Verfassungsver-
trag. Ob er dann Verfassungsvertrag heißt oder einen an-
deren Namen bekommen wird, steht noch infrage; ich bin 
aber der Auffassung, dass wir eine neue rechtliche Basis 
brauchen. 

Eine Europäische Union mit 27 Mitgliedstaaten kann nicht 
mit einem Vertrag funktionieren, der in seinen wesent-
lichen Grundzügen immer noch auf eine Gemeinschaft 
von sechs Mitgliedstaaten zugeschnitten ist. Europa ist 
nur dann stark, wenn es sich institutionell erneuert. Wir 
brauchen also ein Nizza plus. 

Wir wollen klare Grenzen für Europa. Unsere Position 
zur künftigen Erweiterungspolitik und zu den Grenzen 
der Europäischen Union war schon immer klar: Eine „Er-
weiterungspolitik um jeden Preis“ darf es auf keinen Fall 
geben. Ein starkes Europa muss seine Grenzen kennen 
und klar defi nieren. 

Es freut mich persönlich sehr, dass der neue französische 
Staatspräsident Nicolas Sarkozy hier, aber auch in vielen 
anderen Bereichen, mit der Bayerischen Staatsregierung 
völlig einig ist. Mit Befriedigung stelle ich fest: Unsere 
klare und seit Langem gefestigte Position zur Erweiterung 
der Europäischen Union gewinnt auf europäischer Ebene 
immer mehr Anhänger. Die bayerische Auffassung trägt 
auch in der Europäischen Union. 

Nach dem Beitritt von Rumänien und Bulgarien und der 
anstehenden Aufnahme von Kroatien benötigt die Euro-
päische Union nun eine Phase der Konsolidierung. Neue 
Beitritte dürfen nur erfolgen, wenn die Bewerberländer 
die Beitrittskriterien strikt erfüllen. Ebenso entscheidende 
Voraussetzung ist die Aufnahme- bzw. Integrationsfähig-
keit der Europäischen Union sowie die Integrationswillig-
keit der Beitrittskandidaten. Das heißt vor allem: Die Eu-
ropäische Union muss handlungsfähig bleiben. Das heißt 
auch: Der wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt in-
nerhalb der Europäischen Union muss gewahrt werden. 
Die kulturelle Identität der Europäischen Union muss er-
halten bleiben. Neuaufnahmen müssen auch fi nanzierbar 
sein und, was wesentlich ist: Die Bürger müssen weitere 
Erweiterungsschritte auch akzeptieren. 

Wir unterstützen daher einen EU-Beitritt Kroatiens. Kro-
atien ist ein kleines, mitteleuropäisches Land, das in 
Europa tief verwurzelt und wirtschaftlich prosperierend 
ist. Einen EU-Beitritt der Türkei lehnen wir weiterhin kon-
sequent ab. Dieser würde die Aufnahmefähigkeit der 
Europäischen Union absolut sprengen und auch das Zu-
sammengehörigkeitsgefühl in Europa überfordern. Die 
Beziehungen zur Türkei können auch ohne einen Beitritt 

erfolgreich gestaltet werden. Die deutsche Ratspräsident-
schaft hat konkrete Vorschläge zur Weiterentwicklung der 
europäischen Nachbarschaftspolitik bis zum Juni-Gipfel 
angekündigt. Sie sollten aus unserer Sicht eine geeignete 
Grundlage für eine künftige Zusammenarbeit zwischen 
der Europäischen Union und der Türkei sein. 

Wir wollen ein Europa, das die Sicherheit seiner Bürger 
auch ernst nimmt. Bayern beobachtet die aktuellen Ent-
wicklungen in den jüngsten Mitgliedstaaten Bulgarien 
und Rumänien mit ganz großer Sorge. 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Da ist es fast so 
schlimm wie in Bayern!)

Wir unterstützen beide Staaten weiterhin durch die Zu-
sammenarbeit in Regierungskommissionen. Gleichwohl 
haben sich die Reformanstrengungen in den Bereichen 
Justiz und Bekämpfung der organisierten Kriminalität und 
Korruption seit dem Beitritt deutlich verlangsamt. Beson-
ders alarmierend fi nde ich, dass die bisherige rumänische 
Justizministerin Monica Macovei entlassen worden ist, 
die als Garantin für den Reformweg Rumäniens und ins-
besondere für ein konsequentes Vorgehen gegen die 
immer noch weit verbreitete Korruption gilt und galt. 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Martin Runge 
(GRÜNE))

Aufgrund dieser Entwicklungen habe ich mich im Namen 
der Bayerischen Staatsregierung an die Bundesregierung 
sowie an die Europäische Kommission gewandt und um 
die Verhängung konkreter Schutzmaßnahmen gegenüber 
Bulgarien und Rumänien gebeten. 

Ein starkes Europa, liebe Kolleginnen und Kollegen, muss 
vorgesehene Schutzmaßnahmen auch tatsächlich an-
wenden, wenn ein Mitgliedstaat seinen übernommenen 
Verpfl ichtungen permanent nicht nachkommt. Wir müssen 
daher dafür sorgen, dass die Regeln der Europäischen 
Union in allen Mitgliedstaaten eingehalten werden. Sonst 
leidet die Glaubwürdigkeit der Europäischen Union, sonst 
leidet ihre Akzeptanz bei den Bürgerinnen und Bürgern. 

Bayern braucht sichere Grenzen. Deshalb ist die Durch-
setzung sicherheitspolitischer Anliegen auf europäischer 
Ebene von zentraler Bedeutung. Besondere Bedeutung 
messen wir dem Schutz der Schengen-Außengrenzen bei. 
Wenn die Grenzkontrollen zu Tschechien, Polen und wei-
teren Schengenstaaten fallen sollen, dann setzt dies wirk-
same und zuverlässige Kontrollen an den Außengrenzen 
der Beitrittsstaaten voraus. Kompromisse aufgrund poli-
tischer Rücksichtnahme oder Vertrauensrabatte für ein-
zelne neue Schengenstaaten darf es in der Zukunft auf 
keinen Fall geben. Deshalb kann es für uns einen Wegfall 
der Grenzkontrollen zu Tschechien nur geben, wenn das 
hohe Sicherheitsniveau für Bayerns Bürger voll erhalten 
bleibt. 

Wir wollen importierte Kriminalität verhindern. 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Lieber exportieren!)



Bayerischer Landtag · 15. WahlperiodePlenarprotokoll 15/95 v. 13. 06. 2007 7165

Bayern ist derzeit das sicherste Land in Deutschland, und 
das soll auch so bleiben.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU) 

Wir wollen Wachstum und Beschäftigung in Europa för-
dern; denn nur ein wirtschaftlich starkes Europa ist auch 
den Herausforderungen gewachsen, die sich uns im 
21. Jahrhundert stellen. Die konsequente Umsetzung 
der Lissabon-Strategie für mehr Wachstum und Be-
schäftigung ist daher eine zentrale Forderung der baye-
rischen Europapolitik. Hier sind in erster Linie aber die 
Mitgliedstaaten gefordert. Sie müssen die erforderlichen 
wirtschafts-, arbeitsmarkt-, sozial- und steuerpolitischen 
Maßnahmen ergreifen. Sie müssen stärker in Bildung, 
Forschung und Entwicklung investieren. Innovationen 
sind der Schlüssel, mit dem wir die Chancen der Globali-
sierung auch nutzen können. Das ist die Basis, auf der wir 
in Bayern seit Jahren permanent handeln. 

Bayern investiert bereits mehr als andere Staaten in 
Bildung, Forschung und Entwicklung und stärkt so die 
Konkurrenzfähigkeit und Attraktivität des Wirtschafts-
standorts Bayern im internationalen Wettbewerb. Wir 
begrüßen, dass im EU-Haushalt der Forschungsanteil 
spürbar angehoben wurde. EU-weit gibt es das Ziel, die 
Investitionen in Forschung und Entwicklung auf 3 % des 
Bruttoinlandsprodukts zu erhöhen. Bayern hat dieses Ziel 
jetzt bereits erreicht. Das Gutachten Zukunft Bayern 2020 
setzt das Ziel, einen Anteil von 3,6 % zu erreichen. Aber 
auch die Europäische Union kann und muss zur Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit Europas beitragen. Ich denke 
hier vor allem an eine bessere EU-Rechtsetzung und die 
aktive Gestaltung der Globalisierung. 

Die aktuelle Initiative für eine bessere Rechtsetzung auf 
europäischer Ebene halte ich für absolut zukunftswei-
send. Bestehendes EU-Recht muss vereinfacht, Bürokra-
tiekosten für Wirtschaft, Bürger und Verwaltung müssen 
konsequent verringert werden. 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Wie in Bayern!)

Eine bessere Folgenabschätzung bei neuen Rechtset-
zungsvorschlägen der Europäischen Union ist ein Pro-
gramm für die Konjunktur und für die Akzeptanz der Eu-
ropäischen Union bei den Bürgern. Deshalb dürfen wir 
nicht nur über Bürokratieabbau reden, sondern müssen 
auch entsprechend handeln. 

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Wie in Bayern!)

Bayern hat sich besonders für verbindliche Ziele bei der 
Reduktion der Bürokratiekosten für die Wirtschaft ein-
gesetzt. Herr Dr. Dürr sagt permanent: In der EU wie in 
Bayern. 

Der EU-Gipfel hat diese Reduzierung mit der zeitlichen 
Vorgabe 2012 nun auf 25 % festgelegt. Dies könnte nach 
Schätzungen der Europäischen Kommission zu einer Er-
höhung des Bruttoinlandprodukts um etwa 1,5 % führen. 
So setzen wir einen guten Rahmen für Wachstum und 
Beschäftigung. 

Wir haben der EU-Kommission konkrete Vorschläge zur 
Vereinfachung des bestehenden Gemeinschaftsrechts 
unterbreitet, etwa zur viel diskutierten FFH- und Vogel-
schutz-Richtlinie, zum Emissionshandel, zur Umge-
bungslärm-Richtlinie und zum Verbraucherschutzrecht. 

Die bayerischen Vorschläge zur Cross Compliance tragen 
bereits Früchte. Die Kommission hat hier einige unserer 
zentralen Vorschläge aufgegriffen. Das gilt etwa für die 
Einführung einer Bagatell-Grenze bei geringfügigen Ver-
stößen, für die Vorankündigung von Vor-Ort-Kontrollen 
und für die Berücksichtigung von Zertifi zierungs- und Be-
triebsbewertungssystemen.

Mit unserem Einsatz für Bürokratieabbau und Rechtsver-
einfachung stärken und sichern wir auch die Zukunfts-
fähigkeit unserer Landwirtschaft und unseres ländlichen 
Raums. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Bayern beteiligt sich 
ebenso konstruktiv an Beiträgen zur Gesetzesfolgen-
abschätzung. Hier sind wir echter Partner der EU-Kom-
mission, die auf unsere Erfahrungen beim Vollzug von 
Gesetzen und Rechtsvorschriften angewiesen ist. Wir 
haben in der Vergangenheit bereits Beiträge zu Gesetzes-
folgenabschätzungen wie etwa zur Hochwasserrahmen-
richtlinie, zum Europäischen Technologieinstitut und zur 
Entwicklung im europäischen Arbeitsrecht erarbeitet. Ba-
yerische Positionen fl ießen so unmittelbar in den Diskus-
sionsprozess auf europäischer Ebene ein. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen, dass Europa 
die Globalisierung aktiv gestaltet und nicht passiv. Der 
G-8-Gipfel vor wenigen Tagen in Heiligendamm hat es 
einmal mehr gezeigt: Wir müssen die Herausforderung 
der Globalisierung annehmen und sie aktiv gestalten. Der 
Ruf nach einer „Festung Europa“ wäre die falsche Antwort 
auf die Angst vor der Globalisierung. Ganz Europa, vor 
allem aber Bayern, ist mit seiner Exportstärke auf freien 
Marktzugang bei Handel und Investitionen unmittelbar 
angewiesen. Ein offener Weltmarkt ist unverzichtbar für 
Wachstum und Beschäftigung in ganz Europa.

Bayern profi tiert in erheblichem Maße von der Globalisie-
rung. Aber sie muss mit menschlichem Antlitz politisch 
gestaltet werden. Unsere sozialen, ökonomischen und 
kulturellen Errungenschaften wollen wir grundsätzlich er-
halten. In einer globalisierten Welt kann kein europäischer 
Staat mehr alleine seine Interessen wirksam vertreten. 
Eine funktionierende und starke Europäische Union ist 
die einzig richtige Antwort auf die Globalisierung. Europa, 
die Europäische Union, ist nicht unser Problem. Sie ist 
unsere Chance im Globalisierungsprozess.

(Beifall bei der CSU)

Europa muss sein ganzes politisches und wirtschaft-
liches Gewicht auf der Weltbühne einbringen, wenn es 
um die Wahrung und Durchsetzung europäischer Inte-
ressen geht. Wir müssen auf internationaler Ebene als 
Europäer zusammenstehen und mit einer Stimme spre-
chen. Bei aktuellen europäischen Fragen können wir nur 
auf europäischer Ebene etwas wirksam angehen. Das gilt 
zum Beispiel für die Stärkung der Europäischen Union 
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in Fragen der Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft 
oder für die internationale Verbrechens- und Terrorismus-
bekämpfung, für die Gewährleistung einer sicheren und 
nachhaltigen Energieversorgung, für einen wirksamen 
Klimaschutz, aber für auch die Entwicklung einer gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik und für den welt-
weiten Schutz des geistigen Eigentums. Hier hat europä-
isches Handeln einen echten Mehrwert, hier brauchen wir 
ganz konkret „mehr Europa“. 

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Ich möchte das zunächst beim Schutz des geistigen 
Eigentums verdeutlichen. Forschung, Innovation und 
Technologie sind schon heute Europas Wirtschaftsgüter 
Nummer eins. Das gilt erst recht für Bayern als heraus-
ragenden europäischen Technologiestandort. Der wirt-
schaftliche Schaden, den Produkt- und Markenpiraterie 
anrichten, lässt sich kaum mehr beziffern. Die Deutsche 
Industrie- und Handelskammer schätzt, dass allein in 
Deutschland jährlich 70 000 Arbeitsplätze aufgrund von 
Produktpiraterie verloren gehen. Das ist eine gewaltige 
Zahl, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir müssen deshalb das Problem an der Wurzel anpa-
cken und gegen Produktpiraterie vorgehen. Wir müssen 
darauf hinwirken, dass die Produktion und die Ausfuhr 
gefälschter Waren unterbunden werden. Dazu brauchen 
wir Verbündete in den Mitgliedstaaten. Hier muss die Eu-
ropäische Union konkret handeln; denn in ihr vereinen 
sich die politische und wirtschaftliche Kraft von annä-
hernd einer halben Milliarde Menschen. Wir brauchen 
eine operationelle Zusammenarbeit mit den Drittstaaten, 
insbesondere mit China, wo mehr als ein Drittel der Pro-
duktfälschungen ihren Ursprung haben. Aber nicht nur 
außerhalb Europas gibt es Markenpiraterie, sondern auch 
innerhalb Europas. Deshalb brauchen wir insgesamt ge-
sehen ein gemeinsames Handeln. Europa muss auf of-
fenem und fairem Handel bestehen und darauf hinwirken, 
dass insbesondere die WTO-Verpfl ichtungen eingehalten 
werden. All diese Forderungen wird Bayern in den Bun-
desrat einbringen, damit die Europäische Union hier ver-
stärkte Anstrengungen unternimmt.

Auch bei der Energiepolitik und beim Klimaschutz 
werden wir nur dann erfolgreich sein, wenn Europa ge-
meinsam agiert. Wir müssen daher in der Energiepolitik 
weit stärker als bisher zusammenarbeiten. Wir brauchen 
Versorgungssicherheit in den Energiefragen. Wir brau-
chen Versorgungssicherheit zu erschwinglichen Preisen. 
Einem wichtigen und starken Partner wie Russland muss 
bei Verhandlungen eine starke Europäische Union gegen-
übertreten.

(Beifall bei der CSU – Henning Kaul (CSU): Sehr 
gut!)

Ich begrüße es sehr, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
dass der EU-Gipfel Anfang März einen ambitionierten 
Aktionsplan zur Energiepolitik verabschiedet hat. Bayern 
unterstützt die im Binnenmarkt für Strom und Gas, Ver-
sorgungssicherheit, Energieaußenpolitik, Energieeffi zienz 
und erneuerbare Energien sowie Energietechnologien 
vereinbarten Ziele und Maßnahmen nachdrücklich. Sie 

unterstreichen auch die Vorreiterrolle der Europäischen 
Union beim Klimaschutz. Bayern unterstützt die Ziele der 
EU mit einer aktiv gestalteten Landespolitik. Wir haben 
bereits konkrete Weichen für den künftigen Klimaschutz 
in Bayern gestellt, Sie haben darüber im Vorfeld diskutiert. 
Das gilt beispielsweise für die Förderung regenerativer 
Energien. Die Europäische Union muss sich schließlich 
auch weiter mit Nachdruck dafür einsetzen, dass der in-
ternationale Klimaschutz vorangebracht wird. Wir können 
den Klimawandel und seine verheerenden Auswirkungen 
nur wirksam bekämpfen, wenn die Staaten weltweit ihren 
Beitrag dazu leisten. Der G-8-Gipfel vergangene Woche 
in Heiligendamm hat es deutlich gezeigt: Wir müssen mit 
den Staaten, die sich einem wirksamen Klimaschutz noch 
verschließen, intensiv diskutieren. Dazu gehören auch 
unsere Freunde in den USA.

Heiligendamm beweist: Wenn Europa geschlossen auf-
tritt, lassen sich Fortschritte erreichen, die vorher nie-
mand für möglich gehalten hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Henning 
Kaul (CSU): Mit einer starken Präsidentin!)

Die führenden Industrienationen streben nunmehr an, die 
globalen CO2-Emissionen bis zum Jahr 2050 um min-
destens die Hälfte zu reduzieren. Sie haben vereinbart, 
dieses Ziel gemeinsam im Rahmen der Vereinten Nati-
onen zu erreichen. Mit der Einbindung der USA in diesen 
Prozess besteht jetzt die reelle Chance, bei den Verhand-
lungen über eine Nachfolgeregelung für das Kyoto-Pro-
tokoll einen wirklichen Durchbruch für den globalen Kli-
maschutz zu erzielen.

(Henning Kaul (CSU): Genau!)

Bei meinen Gesprächen mit Politikern in South Carolina, 
Georgia und Florida Ende vergangenen Monats habe 
ich persönlich erfahren, dass in den US-Bundesstaaten 
Klimaschutz bereits als wichtiges Zukunftsthema und 
als wichtige Zukunftsaufgabe erkannt wird. Es hat sich 
gezeigt, dass dort auf lokaler und regionaler Ebene eine 
Vielfalt von Initiativen und Überlegungen existieren, um 
die Energieeffi zienz und die Klimapolitik weiter voranzu-
treiben und hierzu auch die internationale Zusammenar-
beit zu suchen.

Die wachsende Offenheit für mehr Klimaschutz in den 
USA bietet – nach meiner Überzeugung – auch eine echte 
Chance für eine generelle Trendwende auch auf interna-
tionaler Ebene. 

(Henning Kaul (CSU): Das wurde aber auch 
höchste Zeit, Frau Kollegin!)

Europa darf nicht vergessen, dass für seine Bürger in 
einer globalisierten Welt auch die soziale Sicherheit von 
großer Bedeutung ist. Unser Leitbild ist deshalb eine so-
ziale Marktwirtschaft, die sich gegenüber den Herausfor-
derungen einer globalisierten Welt behauptet. Wir müssen 
dafür Sorge tragen, dass bestimmte soziale Grundideen, 
die in allen europäischen Sozialsystemen angelegt sind, 
auch in einer globalisierten Welt mit ihrem Wettbewerbs-
druck nicht verloren gehen. Damit meine ich ganz kon-
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kret: Mindestschutzrechte im Arbeitsrecht, Sicherung in 
bestimmten Lebenslagen, zum Beispiel bei Krankheit, im 
Alter oder bei Arbeitslosigkeit, ein Mindestmaß an sozi-
alem Ausgleich, allgemeiner Zugang zu Bildung und Ge-
sundheitsversorgung, Chancengleichheit und Solidarität. 
In Europa wurde dieses Jahr das Jahr der Chancengleich-
heit für alle ausgerufen. Ich glaube, dass in manchen Be-
reichen noch ein enormer Nachholbedarf vorhanden ist. 
Wir müssen deshalb auch diesbezüglich mit agieren und 
uns mit einsetzen.

Eine entscheidende politische Gestaltungsaufgabe für 
Europa ist es deswegen für mich auch, einen elemen-
taren Kern sozialer Mindeststandards gegenüber Dritt-
staaten und in den internationalen Handelsbeziehungen 
durchzusetzen. Das ist unverzichtbare Konsequenz aus 
unserem Wertesystem.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Bayern ist ein geach-
teter Ansprechpartner in Europa. Ich habe das vor allem 
bei den Veranstaltungen in Berlin, in Brüssel, aber auch in 
Bayern im Zusammenhang mit der deutschen Ratspräsi-
dentschaft erlebt, so etwa als Vorsitzende der deutschen 
Delegation bei der Sitzung des Präsidiums des Aus-
schusses der Regionen in Würzburg oder beim Besuch 
der EU-Kommissarin Danuta Hübner am 8. Mai in Re-
gensburg. Liebe Kolleginnen und Kollegen, Bayern nimmt 
diese Aufgabe gerne und konstruktiv wahr; denn der eu-
ropäische Einigungsprozess ist eine einzigartige Erfolgs-
geschichte, an der wir aktiv weiterschreiben müssen. 

Wir sagen aber auch: Nicht jedes Problem in Europa ist 
eine Aufgabe für Europa. 

(Engelbert Kupka (CSU): Richtig!)

In vielen Bereichen gibt es in den Mitgliedstaaten sehr un-
terschiedliche Strukturen, zum Beispiel bei den Gesund-
heits- und Steuersystemen. Hier kann nicht alles über 
einen Kamm geschoren und unterschiedslos harmonisiert 
werden. Vieles können die Mitgliedstaaten und Regionen 
auch besser, vor allem aber bürgernäher regeln. Nur dort, 
wo gemeinsames europäisches Handeln einen echten 
Mehrwert verspricht, brauchen wir auch mehr Europa.

Ich bin zuversichtlich: Wir können auch in den nächsten 
Jahren die Erfolgsgeschichte Europas weiterschreiben. 
Bei den Veranstaltungen zum Bayerischen Europatag 
am 8. Mai habe ich gesehen, dass Europa gerade junge 
Menschen begeistern kann. Schüler und Studenten, die 
an den Austauschprogrammen der Europäischen Union 
teilgenommen haben, berichten mir immer wieder ganz 
fasziniert von ihren Erfahrungen, die sie in anderen Mit-
gliedstaaten sammeln. Wir müssen diese Begeisterung 
bei allen wecken und uns die Errungenschaften des euro-
päischen Einigungsprozesses bewusst machen. Gleich-
zeitig werden wir unseren bewährt realistischen Blick 
auf das Notwendige behalten und so Europa positiv ge-
stalten. 

Ich möchte mich bei dieser Gelegenheit bei Ihnen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, und bei allen bedanken, die 
sich – vielfach ehrenamtlich – für ein bürgernahes, leben-
diges, intensives Miteinander in Europa engagieren, die 

die jungen Leute in den Schulen immer wieder zum Thema 
Europa hinführen und begeistern. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, dieses Engagement ist der Nährboden, auf dem 
Europa zusammenwächst und auf dem eine gute Zukunft 
für unsere Kinder und Enkelkinder bereitet wird – gemäß 
dem Motto der deutschen Ratspräsidentschaft: Europa 
gelingt gemeinsam! Ich möchte hinzufügen: Europa ge-
lingt nur gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern 
und nicht an ihnen vorbei. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege 
Dr. Förster, nun haben Sie das Wort. Bitte schön.

Dr. Linus Förster (SPD) (vom Redner nicht autorisiert): 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
geehrte Frau Ministerin, lassen Sie mich Ihnen, bevor 
ich mich sehr wohl kritisch mit Ihrer Regierungserklärung 
auseinandersetze, vorab ein Kompliment aussprechen. 

(Henning Kaul (CSU): Gut!)

Die Bayerische Staatsregierung schafft es immer wieder, 
Berlin den Weg zu weisen oder zuvorzukommen. Während 
die Bundeskanzlerin und amtierende EU-Ratspräsidentin 
erst morgen früh um 9 Uhr im Deutschen Bundestag ihre 
Regierungserklärung zur Europapolitik abgibt, tun Sie das 
18 bzw. 19 Stunden vorher, damit Frau Merkel rechtzeitig 
weiß, was Frau Müller will. 

(Beifall bei der SPD – Engelbert Kupka (CSU): So 
eine gute Einleitung!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie mich 
aber ein klein wenig Essig in den Wein gießen. Sie, Frau 
Ministerin, haben sehr viel Wichtiges gesagt, aber wenig 
Neues, viel Altes, Bekanntes zu Altbekanntem. Warum es 
dazu aber eigens einer Regierungserklärung bedarf, ent-
zieht sich meinem Verständnis. Vieles von dem, was Sie 
ausgeführt haben, fi ndet aber unsere volle Zustimmung. 
Ich verweise zum Beispiel auf Ihre Ausführungen zu den 
Anforderungen eines Verfassungsvertrages, zur Stärkung 
der nationalen Parlamente, zur Rolle der Regionen, zum 
Subsidiaritätsfrühwarnsystem, zur Stärkung des Aus-
schusses der Regionen, zur Ausführung der Entschei-
dungen mit qualifi zierter Mehrheit im Rat, zur Erfüllung 
der Beitrittskriterien und nicht zuletzt zur konsequenten 
Fortsetzung der Lissabon-Strategie für Wachstum und 
Beschäftigung usw. All das ist in diesem Hause aber 
schon x-mal und auch beinahe schon von jedem gesagt 
worden, auch von uns beiden, Frau Ministerin.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ähnliches gilt für Ihre Ausführungen zu Bulgarien, Rumä-
nien und der Türkei. Wenn Sie uns hier schon keine neuen 
Impulse präsentieren wollen, so ersparen Sie uns doch 
bitte die traditionellen Wiederholungen Ihrer altbekannten 
Forderung nach verschlossenen Türen für die Türkei und 
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die Debatte über Schutzklauseln und Sanktionen gegen 
die neuen Mitglieder Bulgarien und Rumänien.

(Beifall bei der SPD)

Als hier vor einigen Wochen ein Dringlichkeitsantrag der 
CSU zu dieser Thematik behandelt wurde, haben sich 
einige von uns in der Fraktion noch gedacht, dass Sie an 
diesem Tag einfach Probleme hatten, ein gutes Thema 
für einen Dringlichkeitsantrag zu fi nden und deswegen 
dieses Thema gebracht haben. Da Sie nun aber schon 
wieder damit ankommen, haben wir das Gefühl, dass Sie 
sich partout weigern wollen, einige Fakten zur Kenntnis 
zu nehmen. Der Modus für diese Fragen ist klar geregelt 
und auf dem Weg. Der Prozess des Monitorings läuft, die 
Verhandlungen laufen ergebnisoffen. Bayern kann an-
mahnen, muss es aber nicht. Mit Blick auf unseren Gast, 
den bulgarischen Generalkonsul, mit dem ich vor ein paar 
Tagen ein sehr interessantes Gespräch zu diesem Thema 
führen durfte, kann ich nur anmerken: Diese verbalen At-
tacken bringen uns nicht wirklich weiter, 

(Beifall bei der SPD)

weder hinsichtlich Bulgarien und Rumänien noch im Fall 
von Siemens noch im Fall der Türkei. Hierzu möchte ich 
anmerken, dass Ihr Parteikollege Ramsauer nach seinem 
Türkeibesuch ausdrücklich darauf hingewiesen hat, dass 
man die Verhandlungen unbedingt weiterführen soll und 
muss, weil sonst in der Türkei ein Rollback zugunsten 
der islamistischen Fundamentalisten und zum Schaden 
Europas drohen würde. Ich will mich hier aber nicht wie-
derholen – das ist alles in den Landtagsprotokollen längst 
nachzulesen. Ich will deswegen auch nicht weiter darauf 
eingehen.

Auffällig und bemerkenswert ist für mich an dieser Stelle 
aber, was Sie heute nicht gesagt haben:

(Beifall bei der SPD)

kein Wort zur aktuell größten Gefahr für einen Erfolg der 
deutschen EU-Ratspräsidentschaft; kein Wort zur ge-
genwärtig größten Gefährdung der EU durch die Andro-
hungen eines polnischen Vetos. Ich hätte mir gewünscht, 
dass Sie Klartext sprechen.

(Beifall bei der SPD)

Da mich auch der Herr Ministerpräsident gerade sehr kri-
tisch angesehen hat: Wir Bayern können das doch tun. 
Sie haben doch sonst auch keine Hemmungen, der Bun-
desregierung zu sagen, wo die Politik entlanggehen soll. 

(Beifall bei der SPD)

In diesem Fall geht es um eine klare Arbeitsteilung; denn 
ich meine, Sie müssen nicht so diplomatisch zurückhal-
tend sein wie die immerhin noch amtierende EU-Ratsprä-
sidentin. 

Und deshalb sage ich, um auf die Dramatik dieser Si-
tuation zurückzukommen: Wer wie die polnische Spitze 

schwadroniert – Zitat – „Es ist wert, für die Quadratwurzel 
zu sterben“, redet aus meiner Sicht nicht nur absoluten 
Stuss, sondern handelt historisch unverantwortlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Frage ist keine Kleinigkeit, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. Der frühere Präsident des Europa-
parlaments, Dr.  Klaus Hänsch, hat gestern sinngemäß 
gesagt: Wenn die Reform an Polen scheitert – und die 
Gefahr ist gegenwärtig nicht gering –, dann droht ein 
Auseinanderfallen der EU. Das, sehr verehrte Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, darf einfach nicht 
passieren.

(Beifall bei der SPD) 

Ich komme nun zum Stichwort „Verfassungsprozess“ 
und zu einem weiteren Punkt, der mir sehr wichtig er-
scheint. Die Überarbeitung des Verfassungsvertrags, wie 
sie beispielsweise Sarkozy und Blair vorschreiben, darf in 
keinem Fall so aussehen, dass die Elemente des Vertrags, 
welche die soziale Dimension Europas defi nieren, unter 
den Tisch fallen. Wer einen solchen Versuch unternimmt, 
der wird nicht nur auf den hartnäckigsten Widerstand der 
Sozialdemokratie stoßen, sondern der hat nicht begriffen, 
dass damit jede Chance auf eine Akzeptanz des Vertrags 
in der Bevölkerung schwindet. Wir brauchen aber die Zu-
stimmung der Bevölkerung mehr denn je, wenn wir die 
EU zukunftsfähig machen wollen. Deshalb hätte ich heute 
und hier zu dieser zentralen Frage gerne bayerische Im-
pulse gehört und verspürt.

(Beifall bei der SPD) 

Wenn die Dinge, die Sie als die Parameter für das So-
ziale an Europa defi nieren und bei denen wir mit Ihnen 
übereinstimmen, ausreichen sollen, dann können wir uns 
für die Diskussion um das, was Sie in Ihrer Rede „Nizza 
plus“ genannt haben, auf einiges gefasst machen. Dieses 
Thema ist vom gleichen Charakter wie viele Politikfelder 
und europapolitisch relevante Fragen geprägt, die Sie 
angeschnitten haben: Sie verharren schon fast ein wenig 
im Allgemeinen, werden wenig konkret und scheinen sich 
damit zufriedenzugeben, hier eine Aneinanderreihung 
von Allgemeinplätzen zum Besten zu geben, denen kaum 
einer – das muss ich dazusagen, auch wir nicht – wider-
sprechen kann.

Sie hätten aber heute hier im Plenum in Ihrer Erklärung 
gerade für die Diskussion um das soziale Europa wirk-
liche Impulse für Europa geben können. Doch dafür, Frau 
Ministerin, hätten Sie über Ihren Schatten springen und 
auch solche Themen wie die Notwendigkeit einer euro-
paweiten Mindestbesteuerung von Unternehmen und die 
dafür erforderliche Schaffung einer einheitlichen Bemes-
sungs- und Erfassungsgrundlage diskutieren müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Außerdem hätte mich interessiert, was Sie davon halten, 
dass zum Beispiel in Deutschland 2,5 Millionen Men-
schen für Löhne arbeiten, die nicht einmal ausreichen, 
um sich selbst und die eigene Familie über die Runden zu 
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bringen. In 20 der 27 Mitgliedstaaten der EU gibt es ge-
setzliche Mindestlöhne, auch in Staaten, die in den letzten 
15 Jahren eine rasante ökonomische Entwicklung erlebt 
haben wie Irland oder Spanien oder sämtliche neuen EU-
Staaten. Aus den betroffenen Ländern sind uns so gut 
wie keine Stimmen bekannt, die dafür plädieren würden, 
diese Regelungen wieder abzuschaffen. Deshalb, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, spricht nichts gegen die Ein-
führung branchenbezogener Mindestlöhne im Sinne einer 
umfassenden Ausweitung des Arbeitnehmerentsendege-
setzes auch in Deutschland. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir eine EU mit Dienstleistungsfreiheit und Arbeit-
nehmerfreizügigkeit wollen – und das wollen wir –, dann 
brauchen wir einen fairen Wettbewerb in diesen Be-
reichen und nicht den Wettlauf um die niedrigsten Löhne 
und schlechtesten Arbeitsbedingungen. 

Leider gibt mir auch das, was Sie zum Thema „Kli-
maschutz, Energiepolitik und Nachhaltigkeit“ gesagt 
haben, nur wenig Anlass zu Euphorie. Dabei kann ich 
nicht abstreiten, dass die Dinge, die Sie in diesem Zu-
sammenhang gesagt haben, oftmals richtig sind; aber 
hier von bayerischen Impulsen für Europa zu sprechen, 
kommt dem Versuch gleich, eine Mücke mit einem Ele-
fanten zu vergleichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dass Klimaschutz nur gemeinsam und multilateral ge-
lingen kann und alle großen Akteure eingebunden werden 
müssen, wenn es gelingen soll, ein vernünftiges Nachfol-
geprotokoll zum Kyoto-Protokoll zu verabschieden, weiß 
mittlerweile fast jedes Kind. Wir fragen uns an dieser 
Stelle, ob wir in Bayern wirklich alles dafür tun, um aktive 
Klimapolitik zu fördern und nachhaltig zu handeln. Nutzen 
wir in Bayern wirklich alle Ressourcen und Möglichkeiten, 
von denen wir hier eine größere Fülle haben als andere 
Bundesländer? – In meiner Heimatstadt Augsburg wird 
an der neuen Universität gerade ein neues Informatikge-
bäude mit einer riesigen Dachfl äche errichtet. Ich frage 
mich, warum man diese Dachfl äche nicht mit einer So-
larthermieanlage ausstattet und so Heizkraft und Warm-
wasser eigenständig und regenerativ erzeugt. Warum legt 
die Staatsregierung kein Programm auf, das die Instal-
lation von Solarthermie- oder Photovoltaikanlagen auf 
allen Gebäuden des Freistaates zur Selbstversorgung 
und Netzeinspeisung vorsieht, die neu errichtet, grundle-
gend umgebaut oder saniert werden? Die SPD-Fraktion 
fordert dies schon seit Jahren, fordert ein energetisches 
Sanierungsprogramm der freistaatlichen Liegenschaften. 
Darauf haben in der vorangegangenen Aktuellen Stunde 
die Kollegen Frau Biedefeld und Wörner hingewiesen. 

Glücklicherweise tut sich in Bayern einiges in Sachen 
Photovoltaik, Kraft-Wärme-Kopplung, Nutzung von Bi-
omasse und Wasserkraft. Meistens bleiben die Impulse 
dafür aber privaten Initiativen überlassen und kommen 
nicht von der Staatsregierung. Wir sollten dabei nicht ver-
gessen, dass Klimaschutz nicht an den Grenzen aufhört. 
Warum fördert der Freistaat nicht in größerem Ausmaß 
grenzüberschreitende Projekte zum Klimaschutz von 

Kommunen und Landkreisen? – Mir fällt spontan das 
Dreiländereck Westallgäu/Vorarlberg/Aargau rund um den 
Bodensee ein, das ich von einer Informationsreise, die 
ich zusammen mit dem Europaabgeordneten Wolfgang 
Kreissl-Dörfl er gemacht habe, kenne. Dort gibt es viele 
separate Projekte, deren Betreiber in der Fläche viel effi -
zienter und erfolgreicher arbeiten könnten. Damit würde 
es auch gelingen, grenzüberschreitend Wissen und For-
schungsergebnisse zu nutzen, etwa aus dem Energiein-
stitut Vorarlberg in Dornbirn. Forschung und Entwicklung 
sind ohnehin der Schlüssel zur Entwicklung, von der Sie 
immer behaupten, dass Sie sie wollen, die Sie aber oft 
nur halbherzig unterstützen.

Frau Müller, Sie haben zu Recht gesagt, dass Forschung 
und Entwicklung zentral für die Zukunftschancen unserer 
Kinder sind. Warum fördern Sie dann nicht intensiver 
einen der besten Cluster, den wir in Bayern haben, näm-
lich die Umwelttechnologie?

(Beifall bei der SPD) 

Zukunftsfähige Forschung und Entwicklung gehen weit 
über das hinaus, was wir bisher im klassischen Sinn 
darunter verstehen. In Zukunft wird es immer wichtiger 
sein, die Entwicklung von Maschinen, Verfahren und 
Produktionsweisen zu forcieren, die weniger Energie 
verbrauchen. Wenn man alleine den Energieverbrauch 
zur Erzeugung von Lebensmitteln in Bayern betrachtet, 
dann stehen einem schnell die Haare zu Berge. Ich nenne 
Ihnen ein Beispiel, das zwar extrem ist, aber das ich be-
zeichnend fi nde: Eine Fabrik in Parsberg bei München 
stellt tiefgefrorene sogenannte Burritos her. Der eine oder 
andere von Ihnen kennt sie vielleicht aus mexikanischen 
Restaurants; es ist nicht die mexikanische Variante der 
Weißwurst, sondern es ist eine mexikanische Spezialität. 
Bis ein einziger dieser Burritos in die Verpackung gelangt, 
werden 60 Liter Wasser verbraucht. Die Fabrik stellt an 
einem Tag fast 500 000 Burritos her, verbraucht also mehr 
als sechs Milliarden Liter Wasser pro Jahr für die Herstel-
lung eines Tiefkühlproduktes, das man sicherlich nicht 
dringend braucht, auch wenn es dem einen oder anderen 
sehr wohl schmecken mag. In den anderen Staaten wird 
mit einer enormen Geschwindigkeit und viel Mitteleinsatz 
geforscht und entwickelt, sodass wir unsererseits die An-
strengungen verstärken müssen, wenn wir nicht die Füh-
rungsstellung Bayerns verlieren wollen. Machen wir uns 
nichts vor: Wenn wir genau hinsehen, dann erkennen wir, 
dass wir sie in manchen Bereichen fast schon verloren 
haben. Beispielsweise haben deutsche Hersteller den 
weltweiten Trend hin zu Dieselfahrzeugen mit Rußpar-
tikelfi lter und generell zu kraftstoffsparenden Modellen 
nicht früh genug erkannt, 

(Susann Biedefeld (SPD): Wichtige Entwick-
lungen verschlafen!)

– regelrecht verschlafen.

Hier muss mit allen Mitteln geforscht, entwickelt und 
müssen Produkte zur Marktreife gebracht werden, auch 
um bayerische Arbeitsplätze zukunftssicher zu machen.

(Beifall bei der SPD) 
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Energieeffi zienz und Energieverbrauch sind existenzielle 
Themen, bei denen es nicht ausreicht, einige unverbind-
liche Aussagen zu machen, wie wir sie heute schon in der 
Aktuellen Stunde gehört haben.

Wer sich mit dem Thema beschäftigt, wird feststellen, 
wie unsinnig und kontraproduktiv es ist, die öffentliche 
Daseinsvorsorge dem Markt uneingeschränkt zu öffnen, 
wie es leider einige EU-Abgeordnete aus den Reihen der 
Union wollen. Ich möchte positiv festhalten – man kann 
schließlich auch einmal die Gemeinsamkeiten betonen –, 
dass in diesem Hause Konsens darüber besteht, dass die 
Trinkwasserversorgung nicht privatisiert wird. Schauen 
Sie sich beispielsweise die Situation in London an; rein 
private Unternehmen investieren so gut wie nichts in die 
Infrastruktur. Die Folge ist, dass in London das Wasser 
knapp wird, wenn es zwei Wochen lang nicht regnet, 
auch deshalb, weil die Leitungen so porös sind, dass 
durchschnittlich 57 % des geförderten Trinkwassers ver-
sickern. Zum Vergleich: Hier in München gehen auf dem 
Weg zum Endkunden durchschnittlich 5,7 % verloren. 
Glücklicherweise ist die Statistik so, dass ich es leicht 
ausrechnen kann; das ist gerade einmal ein Zehntel der 
Menge, die in London verloren geht.

Bei Gas- und Stromleitungen sieht es nicht viel besser 
aus. Lassen wir also die Verantwortung für die öffentliche 
Daseinsvorsorge da, wo sie am besten aufgehoben ist: 
bei den Kommunen. 

(Beifall bei der SPD)

Aber die Staatsregierung und die CSU fokussieren sich 
lieber darauf – wie wir es heute zum Beispiel auch vom 
Kollegen Pschierer gehört haben –, immer wieder längere 
Restlaufzeiten für die deutschen Atomkraftwerke mit der 
Begründung zu fordern, dass sie quasi CO2-neutral und 
deshalb wichtig für den Klimaschutz seien. Wer so etwas 
behauptet, möchte entweder die Öffentlichkeit bewusst 
hinters Licht führen oder weiß es schlicht nicht besser. 
Das ist etwa so, wie wenn man in Bezug auf die Atom-
kraft sagen würde: Zigaretten sind ungefährlich, nur der 
Rauch macht uns krank. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Obwohl die Regierungserklärung viel enthielt, dem wir zu-
stimmen können, hätten Sie, Frau Ministerin, der Regie-
rungserklärung lieber einen anderen Titel geben sollen. 
Von dem, was Sie gesagt haben, war nichts falsch, aber 
ich habe die wesentlichen Impulse aus Bayern vermisst, 
zu denen Bayern wahrlich fähig wäre. Es waren allge-
meinverbindliche Absichtserklärungen. Diese machen 
Europa nicht fl otter. Es zählt nur verbindliches, konkretes 
Handeln. Eine Rede und auch eine noch so lebendige 
Debatte bringen uns nicht weiter. Weiter kommen wir nur, 
wenn wir draußen politisch aktiv handeln. 

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Als Nächster er-
teile ich Frau Prof. Männle das Wort. 

Prof. Ursula Männle (CSU): Frau Präsidentin, meine sehr 
geehrten Kolleginnen und Kollegen! Im Gegensatz zu 
Herrn Kollegen Förster bin ich der Meinung, dass diese 
Regierungserklärung genau zum richtigen Zeitpunkt statt-
fi ndet. Zu dieser Regierungserklärung gibt es natürlich 
auch einen Bedarf. Wir beklagen alle, dass über Europa 
in der Öffentlichkeit so wenig geredet wird. Es wird so 
wenig bewusst, was Europa eigentlich bedeutet. Welche 
Gelegenheit wäre da besser als eine Regierungserklärung 
zu einem Zeitpunkt, wo die deutsche Ratspräsidentschaft 
fast zu Ende ist und wo wir deutlich sehen, dass gerade 
diese Ratspräsidentschaft in der Bevölkerung ein neues 
Bewusstsein für Europa gebracht hat? 

Im Rahmen dieser Diskussion in der Bevölkerung ist es 
wichtig, dass auch die bayerischen Positionen und vor 
allem der bayerische Beitrag zu dieser Ratspräsident-
schaft und zur Weiterentwicklung in Europa entsprechend 
formuliert werden. 

Herr Kollege Förster, wenn wir bei jedem Antrag, der im 
Parlament eingebracht wird, das Kriterium „immer etwas 
Neues und viel Neues“ zugrunde legen, dann schaue ich 
gerade auch Ihre Fraktion an. Von Ihnen kommt immer 
wieder dieselbe Leier von Anträgen. Seien wir einmal vor-
sichtig! 

Wenn wir ein Kriterium „Neues“ einführen, dann denke 
ich, dass gerade durch die Regierungserklärung der Mi-
nisterin deutlich geworden ist, welche zukünftigen Wege 
der Europapolitik in welche Zielrichtung zu beschreiten 
sind. Ich bin ihr sehr dankbar, dass sie nicht die Fachpo-
litik in den Mittelpunkt gestellt hat; denn es ist unsere Auf-
gabe hier im Landtag, europapolitisch etwas umzusetzen 
und deutlich zu machen, wo die Verantwortung auf der 
Landesebene liegt. 

Im März feierten wir 50 Jahre Römische Verträge. Die 
Römischen Verträge waren mit Sicherheit ein Meilenstein 
in der Entwicklung zu Frieden, Freiheit und Wohlstand 
auf dem Kontinent Europa. Die Römischen Verträge und 
die nachfolgenden Einigungen in Europa haben deutlich 
gemacht, dass sie ein Magnet für viele andere Staaten 
sind. Nicht ohne guten Grund stellen wir heute fest, dass 
aus einem Kerneuropa von Sechs inzwischen eine Euro-
päische Union von 27 Mitgliedstaaten geworden ist. Wir 
wissen alle, dass viele weitere Länder vor der Tür stehen 
und in diesem Europa mitmachen wollen. Für mich ist das 
ein Beweis für das Erfolgsmodell. 

Auch wenn es nicht neu ist, Herr Kollege Förster, betone 
ich das, weil in der deutschen Öffentlichkeit zu wenig 
darüber geredet wird. Auch bei vielen Veranstaltungen 
merken wir das Positive von Europa. Wir thematisieren 
es und machen deutlich, dass wir der europäischen Ei-
nigung in unserem Land, aber nicht nur dort, sehr viel zu 
verdanken haben. 

Ich habe vorhin gesagt: Die Regierungserklärung fi ndet 
zu einem Zeitpunkt statt, wo die deutsche Ratspräsi-
dentschaft fast zu Ende geht. Die deutsche Ratspräsi-
dentschaft war Anstoß für vielfältige Aktivitäten und Ini-
tiativen. Vieles ist in Bewegung geraten, was, wie wir alle 
wissen, im europäischen Einigungsprozess ins Stocken 
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geraten war. Der Einigungsprozess über die Grundlagen 
Europas und über die Weiterentwicklung der Union ist 
– das können wir mit Stolz sagen – wieder angeschoben 
worden. Dies war notwendig und ist gelungen. 

Im Vorfeld der Präsidentschaft wurde – Sie erinnern sich 
sicherlich auch an die Diskussion bei uns im Ausschuss 
– vor übertriebenen Hoffnungen und zu hohen Erwar-
tungen gewarnt. Die Warnung richtete sich auch an die 
Bundeskanzlerin. Jetzt, kurz vor dem Ende der Ratspräsi-
dentschaft, können wir sagen – das müssen auch Sie von 
der SPD sagen; denn Sie sind Mitglied der Bundesregie-
rung –, dass durch die deutsche Ratspräsidentschaft Be-
wegung in Europa spürbar ist. Das Engagement der Bun-
deskanzlerin ist auf andere Staaten übergesprungen. Ich 
denke, dass der positive Prozess, der jetzt angestoßen 
worden ist, nicht aufgehalten werden kann. Die Verant-
wortlichen wissen, dass wir die Probleme nur gemeinsam 
lösen können. 

Herr Kollege Förster, Sie sind auf das folgende Thema 
eingegangen. Nationale Sonderforderungen im gegen-
wärtigen Zeitpunkt der kritischen Situation eines Verfas-
sungsvertrages sind sicherlich fehl am Platze und ge-
fährden den Einigungsprozess. Ich sage sehr deutlich, 
dass ich damit polnische Sonderforderungen meine. Ich 
bin aber sicher, dass nicht Drohgebärden an Regierung-
schefs die richtige Antwort darauf sind, sondern dass es 
auf eine Mobilisierung der Bevölkerung in dem dortigen 
Land ankommt. 

Polen wollte unbedingt Mitglied der EU werden. Im letzten 
Jahr waren wir mit einer Delegation von Kollegen unserer 
Fraktion in Polen unterwegs. Da haben wir sehr deutlich 
die Bereitschaft der Bevölkerung bemerkt, das europä-
ische Einigungswerk fortzusetzen und diesem Europa 
nun anzugehören. Das haben wir zu berücksichtigen.

Die Ministerin hat zum Ausdruck gebracht, dass sich 
auch Bayern aktiv für den Erfolg der deutschen Ratsprä-
sidentschaft eingesetzt und aktiv mitgearbeitet hat. Frau 
Ministerin Müller hat eindrucksvoll die vielfältigen Felder 
aufgezeigt, auf denen Bayern aktiv geworden ist. Sie hat 
die Initiativen und den bayerischen Beitrag herausgestri-
chen. Es steht uns gut an, auch hierfür zu danken. Na-
türlich ist alles immer ein Gemeinschaftswerk. Aber das 
aktive Einbringen seitens der Bayerischen Staatsregie-
rung und vor allem durch die Person der Ministerin hat 
dazu beigetragen, dass Europa wieder in Bewegung ist. 
Ganz herzlichen Dank dafür! Wir wissen, was die Bayern 
in Europa wert sind. 

Vor Kurzem hat eine Zeitung, die der CSU durchaus 
kritisch gegenübersteht, sehr deutlich herausgestellt, 
welche Führungspersönlichkeiten gerade in der CSU in 
Europa Positionen innehaben, in denen sie etwas ge-
stalten können. Unsere Ministerin gehörte zu diesen Per-
sönlichkeiten. 

Die Ministerin hat deutlich gemacht, dass es um die Zu-
kunft der Europäischen Union geht. Es geht um die zu-
künftige Gestaltung Europas. Es geht um ein Europa der 
Einheit und es geht auch um die Vielfalt der Mitgliedstaaten 
und Regionen. Es ist notwendig, dass wir Reformen in 

Europa durchsetzen. Ich wiederhole die Worte, die Sie, 
Frau Ministerin, gebraucht haben. Sie sagten, Reformen 
seien notwendig, damit Europa demokratischer, transpa-
renter und bürgernäher wird. Ich kann dies voll unterstrei-
chen. Wir brauchen keine Zentralbehörde in Brüssel, die 
alles regelt. Wir brauchen keinen Superstaat, sondern wir 
brauchen Subsidiarität, und diese Subsidiarität ist das, 
was Bayern in den europäischen Prozess eingebracht 
hat. Subsidiarität wird seit Jahren immer wieder in den 
Mittelpunkt gestellt. Ich merke auch bei meiner Arbeit im 
Ausschuss der Regionen, in dem ich den Bayerischen 
Landtag vertreten darf, wie langsam auch in den anderen 
Nationen der Gedanke der Subsidiarität Fuß fasst, wie 
man sich bewusst wird, dass Europa nur dann echt ge-
staltet werden kann, wenn der Gedanke der Subsidiarität 
auch tatsächlich gelebt und eingeklagt wird. 

Um diese Reform in Gang zu setzten, brauchen wir den 
Verfassungsvertrag. Wir brauchen ihn. Ich gestehe, dass 
ich nicht – uns geht es wahrscheinlich allen so -ganz 
glücklich darüber bin, dass der Begriff „Verfassung ge-
wählt“ worden war. Er hat falsche Erwartungen geweckt 
und ein falsches Bild von dem Europa gegeben, das wir 
eigentlich wollen. Mit dem Begriff „Verfassung“ ist das 
Bild eines einheitlichen Staates verbunden. Darüber kann 
man diskutieren, und ich denke, wir sollten dabei auch 
offen sein. Ganz gleich – ich sage es einmal etwas fl apsig 
–, wie das Ding heißen wird: Es muss ein Vertrag her, der 
in der Substanz das enthält, was er bisher enthalten hat. 
Ich sage sehr deutlich: in der Substanz. Mir persönlich 
ist es gleichgültig, ob in dem Vertrag steht, dass wir eine 
einheitliche Hymne oder einheitliche Flaggen haben. Ich 
bin sicher, dass an Europatagen oder im bayerischen 
Parlament die Europafahne nicht eliminiert werden wird, 
wenn sie nicht mehr im Vertrag enthalten ist. Wir werden 
hier weiterhin die Europafahne haben. Wir haben sie jetzt 
auch schon, obwohl es noch nicht im Vertrag steht. Das 
ist nicht existenziell für das, was wir mit dem Vertrag 
wollen. Wir brauchen aber die Substanz. 

Wir haben im Bayerischen Landtag des Öfteren ausge-
führt, dass wir sicher nicht mit allen Formulierungen, die 
darin enthalten sind, übereinstimmen, dass wir uns an-
deres vorgestellt hätten, dass wir gerne den Gottesbezug 
darin gehabt hätten, dass wir in Bezug auf Kompetenz-
abgrenzungen und Kompetenzverlagerungen andere 
Vorstellungen gehabt hätten. Wir haben aber endgültig 
zugestimmt und deutlich gemacht: Europa muss fortent-
wickelt werden. Dies sollten wir immer wieder deutlich 
machen. 

Ich betone dies, weil es nicht so im Bewusstsein veran-
kert ist, was dieses Europa uns gebracht hat. Ich greife 
nur einen speziellen Punkt heraus. Ich gehe nicht auf die 
Daseinsvorsorge, Klima- oder Energiepolitik ein, wie es 
Herr Förster getan hat. Auch die weiteren Redner werden 
noch auf andere Punkte eingehen. Ich sage sehr deut-
lich: In diesem Vertrag ist eine neue Defi nition des Sub-
sidiaritätsprinzips enthalten. Es sind Instrumentarien zur 
Überwachung der Einhaltung der Grundsätze von Sub-
sidiarität und Verhältnismäßigkeit enthalten. Es ist die 
Verpfl ichtung zur frühzeitigen Konsultation enthalten, 
und zwar bevor die Legislative in Europa tätig wird. Au-
ßerdem ist die Verpfl ichtung zur Berücksichtigung der re-
gionalen und lokalen Dimension enthalten. Es sind auch 
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Verpfl ichtungen der Kommission zur Folgenabschätzung 
und Darstellung der fi nanziellen Auswirkungen auf die re-
gionalen Rechtsvorschriften berücksichtigt. Dies wollen 
und brauchen wir, und dies brauchen wir auch als Ba-
yerischer Landtag; denn nur dann haben wir auch Mit-
spracherechte, und nur dann können wir in Europa das 
umsetzen, was wir wollen. 

Ich sehe in diesen Formulierungen auch eine Chance für 
uns als Landtag für ein Gestalten des zukünftigen Eu-
ropas. Von daher möchte ich deutlich machen: Der Leit-
spruch der Union, “In Vielfalt geeint“, legt als Grundlage 
das Subsidiaritätsprinzip, die Eigengestaltung der Regi-
onen und der Nationalstaaten fest, geht aber auch von 
einer Einheit aus, die verbindend für diese Vielfalt von 
Staaten ist. Ich möchte deutlich unterstreichen, was die 
Ministerin in Bezug auf die Erweiterung und die Aufnah-
mefähigkeit deutlich gemacht hat. In diesem Punkt unter-
streiche ich jeden Satz und möchte diese Aspekte nicht 
wiederholen. Ich möchte ihr in Bezug auf diese Position 
den Rücken stärken. 

Ich wiederhole: Unser Anliegen ist, Europa zu reformieren 
und Europa voranzubringen. Dazu ist es notwendig, 
dieses entscheidende Ziel, das auch von der Ministerin 
genannt worden ist, zu erreichen: Bis zu den Wahlen zum 
Europäischen Parlament im Jahr 2009 brauchen wir eine 
erneuerte Grundlage der EU, und das ist ein Vertrag. Dies 
wollen wir, und in diesem Zusammenhang unterstützen 
wir auch die Bayerische Staatsregierung in ihren Bemü-
hungen auf Bundesebene und auf europäischer Ebene. 
Wir hoffen, dass dieses Ziel erreicht werden kann. Dazu 
braucht die Bundeskanzlerin Merkel zugegebenermaßen 
viel Verhandlungsgeschick. Bisher hat sie es allen Un-
kenrufen zum Trotz bewiesen. Von daher unsere Posi-
tion: Wenn wir gemeinsam dieses große Werk angehen, 
werden wir es schaffen. Europa ist eine Chance für uns 
alle. An dieser großartigen Zukunft sollten wir mitwirken 
und unseren Beitrag leisten. 

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Der Ordnung 
halber will ich darauf hinweisen, dass die Fraktionen den 
Anspruch darauf haben, die überzogene Redezeit der Mi-
nisterin an ihre Redezeit anzuhängen. Ich bin nur nicht 
davon ausgegangen, dass sie davon Gebrauch machen. 
Ich gebe in diesem Zusammenhang bekannt: Es waren 
7 Minuten und 20 Sekunden. Damit wissen Sie alle da-
rüber Bescheid. 

Herr Kollege Dr. Runge, Sie haben das Wort. 

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Frau Präsidentin, Kolleginnen 
und Kollegen! Wenn wir von der GRÜNEN-Fraktion im 
Bayerischen Landtag den Titel der heutigen Regierungs-
erklärung „Bayerische Impulse für Europa“ ansehen, wir 
den Titel refl ektieren und kommentieren, dann entsteht 
bei uns der Eindruck: irgendwo zwischen rührend und an-
maßend. Bayerische Impulse für Europa – wir wissen alle, 
dass es in Europa 256 Regionen gibt. Wir warten jetzt 
auf den Antrag der CSU- vielleicht kommt er irgendwann 
– mit der Forderung, die G 8 durch Bayern als Mitglied zur 
G 9 zu erweitern. 

Wenn wir uns die Pressemitteilung, die die Frau Mini-
sterin angesprochen hat, nämlich die Pressemitteilung 
Nummer 192 vom 22. Mai 2007 ansehen, dann stellen 
wir fest: Das ist das gleiche Spiel, das gleiche Lied, die 
Pressemitteilung heißt: „Bayern macht Tempo im europä-
ischen Verfassungsprozess“. Ich zitiere noch einmal die 
Überschrift – von der Bayerischen Staatskanzlei selber 
so gesetzt –: „Bayern macht Tempo im europäischen Ver-
fassungsprozess.“ 

Da sagen wir: Sakradi, was wir Bayern alles können, 
das ist schon enorm. Wie sieht es mit der Realität aus? 
– Vielleicht haben Sie deshalb so heftig in die Wort- und 
Ausdruckskiste gegriffen. Wir wissen alle: Die CSU und 
die Staatsregierung sind zurzeit paralysiert. Das werden 
sie noch einige Tage und Wochen sein, bis endlich etwas 
weitergeht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie reißen in Bayern nichts, aber überhaupt nichts. Des-
halb meinen Sie, hier verkünden zu können, Sie würden 
Europa impulsieren. Das imponiert uns ganz besonders. 
Frau Müller, Ihre Rede hatte mit dem Titel nicht allzu viel 
zu tun. Ihre Rede war – wie wir es nicht anders erwartet 
hatten – ein Loblieb auf die deutsche Ratspräsidentschaft, 
garniert mit altbekannten und altbackenen Forderungen 
von CSU und Bayerischer Staatsregierung. Herr Kollege 
Dr. Linus Förster hat die Erklärung der Bundesregierung 
von Frau Merkel zum kommenden Europäischen Rat 
morgen vor dem Deutschen Bundestag angesprochen. 
Wir können sicher sein, dass diese Regierungserklärung 
ein gutes Stück bescheidener und realitätsnäher sein wird 
als das, was wir heute zu hören bekommen haben.

Meine Damen und Herren von der CSU, Frau Ministerin, 
unsere Sichtweise und unsere Bewertung der Ratspräsi-
dentschaft sind naheliegenderweise anders als die Ihren. 
Wir haben es relativ leicht, Ihnen unsere Argumentation 
schlüssig vorzulegen. Wir haben dazu ein wunderbares 
Instrumentarium, ein wunderbares Arbeitswerkzeug. Wir 
können die Inhalte und die Zielerreichung am Arbeitspro-
gramm, an der Agenda und am Zielekanon abklappern.

Was waren die Ziele der Bundesregierung? – Vor dem 
Beginn der Ratspräsidentschaft hat sich die Bundesre-
gierung auf fünf Politikfelder festgelegt, welche die Rats-
präsidentschaft dominieren sollten. Diese Felder waren 
erstens die Strategie für Wachstum und Beschäftigung, 
zweitens die europäische Energiepolitik, drittens die neue 
europäische Nachbarschaftspolitik, viertens die Verstär-
kung der europäischen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik und fünftens die Wiederbelebung der EU-Verfas-
sung. 

Ausgebreitet und herunterdekliniert auf die jeweils von 
den Zuständigkeitsbereichen her korrespondierenden 
Ressorts der Staatsregierung waren das 18-Monats-
Programm der deutschen, der portugiesischen und der 
slowenischen Ratspräsidentschaft und insbesondere 
die Prioritäten der deutschen Ratspräsidentschaft wun-
derbar im ersten Europabericht der Staatskanzlei für das 
Jahr 2007 nachzulesen. Daran können wir die Ergebnisse 
messen und sehen, ob ein Erfolg feststellbar war oder 
nicht.
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Ich darf aus dem Bericht der Staatskanzlei zitieren:

Das Arbeitsprogramm der deutschen Ratspräsi-
dentschaft steht unter dem Motto „Europa ge-
lingt gemeinsam“ und ist eingebettet in ein 18-
Monats-Programm der drei aufeinanderfol-
genden Präsidentschaften von Deutschland, 
Portugal, Slowenien von Januar 2007 bis Juni 
2008, das erstmalig erstellt wurde. In beiden 
Programmen stehen erstens die Fortführung des 
Verfassungsprozesses, zweitens die Zukunftsfä-
higkeit des europäischen Wirtschafts- und Sozi-
almodells im Lichte der Herausforderung der zu-
nehmenden Globalisierung, drittens der Raum 
der Sicherheit, der Freiheit und des Rechts und 
viertens die Rolle der EU in der Welt im Vorder-
grund.

Dies wurde dann wunderbar für die einzelnen Ressorts 
durchdekliniert. Ich greife jetzt einmal das eine oder 
andere Ressort heraus. 

Das Innenministerium hat sich äußerst breit zum Raum 
der Sicherheit, der Freiheit und des Rechts ausgelassen. 
Hier lesen wir im Europabericht:

Die deutsche Ratspräsidentschaft strebt hier 
substanzielle Fortschritte bei der Bekämpfung 
des internationalen Terrorismus und der grenzü-
berschreitenden Kriminalität durch eine intensive 
polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit an. 
Weitere zentrale Herausforderung ist die Bewälti-
gung der illegalen Migration. 

Als weiteres Ziel wird genannt, dass der Schutz der ge-
meinsamen Außengrenzen der Union verbessert werden 
müsste. Meine Damen und Herren, wir als Fraktion der 
GRÜNEN fragen uns schon, wo sich in dieser Aufzäh-
lung die Stärkung der Bürgerrechte oder Formulierungen 
zur Bekämpfung der Fremdenfeindlichkeit und des Ras-
sismus fi nden. Diese Ziele hätten unserer Meinung nach 
ebenfalls prioritär genannt werden müssen und nicht nur 
die Punkte, die Sie aufgezählt haben.

Zur Gestaltung der gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik möchte ich nur einen Punkt herausgreifen, 
der gerade aktuell ist. Im Bericht ist ausgeführt, dass auf 
die Rüstungskontrolle, die Abrüstung und die Nichtver-
breitung von Waffen ein besonders großes Augenmerk 
zu legen sei. Wir haben gerade die aktuellen Zahlen be-
kommen: Die Rüstungsausgaben sind weltweit explo-
diert. Zielerreichung: Fehlanzeige. Als weiterer wichtiger 
Punkt wird genannt: „Der deutsche Ratsvorsitz misst 
einem erfolgreichen Abschluss der Doha-Entwicklungs-
runde große Bedeutung zu.“ Wir alle wissen: Das ist or-
dentlich in die Hose gegangen. 

Sehen wir uns einmal intensiv den Geschäftsbereich des 
bayerischen Wirtschaftsministers an, der nicht nur für 
die Abteilung Wirtschaft zuständig ist. Ich muss hier gar 
nichts auslassen. Für die Wirtschaftspolitik sind in dem 
Bericht folgende wesentliche Ziele und Handlungsfelder 
genannt: 

Erstens strebt die Ratspräsidentschaft konkret Fort-
schritte bei der vollständigen Liberalisierung des europä-
ischen Markts für Postdienstleistungen an. Hier müssen 
wir sagen: Das ist erst letzte Woche sauber in die Hose 
gegangen. Im Moment sieht es so aus, als würde dieser 
Markt für Deutschland liberalisiert, andere Länder geben 
diesen Markt aber nicht frei, weil sich die Bundesregie-
rung nicht korrespondierend durchsetzen konnte. 

Als zweiter Punkt wird ausgeführt: Weitere Themen sind 
ein gestärktes und effi zientes Rechtsschutzsystem bei 
öffentlichen Aufträgen. Ich frage Sie: Wo denn? – Was ist 
da vorwärtsgegangen? – 

Der dritte Punkt: Im Bereich der Finanzdienstleistungen 
ist ein wichtiges Thema die Konvergenz im Aufsichtshan-
deln. Auch hier, geschätzte Frau Ministerin, Fehlanzeige.

Nächster Punkt ist die Energiepolitik. Auch dafür ist der 
Wirtschaftsminister zuständig. Hier heißt es: „Im Mittel-
punkt des Bereichs der Energiepolitik wird die Vollendung 
des Strom- und Gasbinnenmarkts stehen.“ Wir wissen 
alle: Darauf können wir noch lange warten.

Zum nächsten Punkt, dem Verkehr: „Beim Satelliten-
Navigationssystem Galileo sollen Fortschritte bei den 
Konzessionsverhandlungen mit dem privaten Betreiber-
konsortium erzielt werden sowie neue zusätzliche Anbin-
dungsbereiche identifi ziert werden.“ Wir wissen alle, was 
bedauerlicherweise daraus geworden ist. Die Fortschritte 
und die Ergebnisse sind nicht ganz so berauschend.

Sehen wir uns den Geschäftsbereich der Sozialministerin 
an. Ehrlicherweise wird hier vorab festgestellt, ich zitiere:

Die Bundesregierung hat zu Jahresbeginn das 
Arbeitsprogramm der deutschen EU-Ratspräsi-
dentschaft 2007 vorgestellt. Insgesamt ist das 
Programm stärker binnenmarkt- und wirtschafts-
politisch denn sozialpolitisch ausgerichtet.

Das ist ganz korrekt bemerkt. Man hätte es auch deut-
licher sagen können. Dann wurden aber doch einzelne 
Felder identifi ziert, wie die berühmte „Flexicurity“. An-
schließend wurde auf das EU-Sozialmodell eingegangen. 
Hier heißt es, die Debatte solle mit konkreten Inhalten ge-
führt werden. Wo denn? – Was denn? – Zum einen gibt es 
kein europäisches Sozialmodell, und zum anderen haben 
wir keine Füllung mit Inhalten entdecken können.

Der nächste Bereich ist der Klimaschutz. Frau Ministerin, 
in unseren Augen sind die Ziele, die im März gesetzt 
worden sind, viel zu niedrig. Sie wollen, dass bis zum Jahr 
2020 20 % weniger klimaschädliche Gase bzw. 20 % we-
niger Kohlendioxid ausgestoßen werden. Das ist uns an-
gesichts der Situation und angesichts der Dramatik der 
Lage viel zu wenig, zumal sich dieses Ziel am Bezugsjahr 
1990 orientiert. Wir alle wissen, dass 1990 in der EU der 
25 wie auch in der EU der 27 der CO2-Ausstoß wesentlich 
höher lag als heute. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Auch die Zielmarken für den Anteil erneuerbarer Energien 
und für die Energieeinsparung von jeweils 20 % bis zum 
Jahr 2020 sind nach unserer Auffassung angesichts der 
dramatischen Situation völlig ungenügend. Sie haben 
das Ergebnis des G-8-Gipfels im Hinblick auf die Energie-
einsparung und im Hinblick auf die Ziele, die notwendig 
wären, gefeiert. Die G-8-Staaten hätten sich geeinigt, 
eine Reduktion des Ausstoßes der Klimagase auf die 
Hälfte des jetzigen Status bis zum Jahr 2050 ernsthaft 
in Erwägung zu ziehen. Ich frage Sie, was es da zu feiern 
gibt. Dieses Ergebnis ist nur kläglich.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zur Regionalförderung: Frau Müller, selbstverständlich 
begrüßen wir, dass es gelungen ist, die Mittel, die nach 
Bayern fl ießen, um 15 % auf etwa 576 Millionen Euro für 
den Zeitraum von 2007 bis 2013 zu erhöhen. 

Das ist wunderbar. Nur fordern wir Sie jetzt an dieser 
Stelle auf – ich hoffe, die Kolleginnen und Kollegen von 
der SPD tun das Gleiche –, dafür Sorge zu tragen, dass 
die Steigerung nicht wieder begleitet wird von entspre-
chenden Kürzungen bei den Regionalfördermitteln aus 
dem bayerischen Staatshaushalt. Das ist ein wichtiger 
Punkt.

Frau Ministerin, wenn Sie hier einen Erfolg herauskehren, 
ist das nur die halbe Wahrheit; denn wir müssen hier ge-
nauso über die Kürzung der zweiten Säule der Agrarför-
derung betreffend die Entwicklung und des ländlichen 
Raumes sprechen. Es gilt festzuhalten, dass es hier für 
Bayern zu erheblichen Kürzungen kommt. Es gilt auch 
das Gleiche, was ich gerade im Hinblick auf die Wirt-
schaftsförderung gesagt habe, nur umgekehrt: Hier sind 
die weniger werdenden Mittel durch Mittel aus dem 
Staatshaushalt auszugleichen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Nächster Punkt. Die Vorredner sind bereits darauf ein-
gegangen, und Linus Förster hat dies glossiert, Bemer-
kungen zur Beitrittspolitik und zu stattgefundenen Erwei-
terungen müssen von Ihnen stets gebracht werden. Ich 
beginne mit Rumänien und Bulgarien. Wir haben über 
das Thema an dieser Stelle mehrfach hinreichend gespro-
chen. Jetzt fordern Sie wieder Schutzklauseln und Über-
gangsbestimmungen. Wir haben klar gesagt, was wir von 
solchen Forderungen halten. Über Schutzklauseln kann 
man bei dem einen oder anderen Punkt zwar reden, aber 
über Übergangsbestimmungen kann man mit uns nicht 
sprechen, weil Europäer zweiter Klasse in unseren Augen 
keinen Sinn machen.

Vor allem sagen wir, die Debatte, wie Sie sie hier führen, ist 
alles andere als redlich. Warum haben Sie – damit meine 
ich selbstverständlich Ihre Kolleginnen und Kollegen im 
Bundestag und im Europäischen Parlament – erst den 
Mund so voll genommen und haben erklärt, Sie, also die 
Fraktion der Europäischen Volksparteien in Brüssel und 
Straßburg, stellen einen Antrag, und haben tatsächlich 
diesen Antrag doch nicht gestellt? Wir alle wissen, wie 
es gewesen ist. Der Antrag kam von der Fraktion der 
GRÜNEN, die gesagt hat, es gibt noch massive Defi zite 

und wir müssen den beiden Ländern nicht jetzt schon 
einen Blankoscheck geben. Damals ging es um die Frage, 
stimmt das Europäische Parlament dem Beitritt 2007 zu 
oder wartet man noch etwas, ob 2007 klappen kann oder 
erst das Jahr 2008. 

Sie kündigen groß den Antrag an, stellen ihn dann aber 
nicht, und hinterher spielen Sie wieder die andere Karte 
und reden von Schutzklauseln und Übergangsbestim-
mungen. Wenn wir dann hören – Frau Müller, Sie haben 
es gewagt, das in Ihrem Vortrag zu bringen –, das ge-
schieht wegen der Korruption, dann müssen wir wirklich 
sagen: Scheinheiliger geht es nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, mehr Korruption, als wir sie 
hier in Bayern erfahren haben, kann es einfach nicht 
geben. Das, was uns das Weltunternehmen Siemens mit 
Sitz in München vorexerziert hat an Korruption, ist un-
übertroffen. Es geht um die Bildung schwarzer Kassen 
zur Bestechung in mindestens dreistelliger Millionenhöhe 
– mittlerweile geht man sogar von noch mehr aus – und 
um massive Verstöße gegen kartellrechtliche Bestim-
mungen. Eine Arbeitnehmerorganisation wird gekauft als 
Stoßtruppe gegen die IG Metall. Mehr an Korruption und 
anderen Delikten, als wir es hier erlebt haben, kann es 
einfach nicht geben. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das heißt, Sie müssten in Sack und Asche gehen. Wir 
müssten es eigentlich alle, aber Sie ganz besonders, und 
ich sage Ihnen auch, warum: Weil Sie hier alles tun, um 
jede parlamentarische Initiative abzuwürgen, mit der wir 
dagegen arbeiten könnten. Ganz konkret erinnere ich 
Sie – Sie, Frau Müller, waren nicht dabei, aber Ihr Kol-
lege Reinhold Bocklet – an die Debatte über ein Kor-
ruptionsregister auf Bundesebene. Alle – auch im Bun-
desrat – haben gesagt, so etwas ist richtig, dort müssen 
solche Verstöße hinein, und es muss nicht erst ein Urteil 
vorliegen, sondern es genügt ein hinreichender Verdacht. 
Dann kam die entscheidende Sitzung im Bundesrat im 
Herbst 2002, in der das Korruptionsregister als wirkungs-
volles Instrument, um solche Missstände einzudämmen, 
gescheitert ist. Nehmen Sie also nicht die Korruption 
als Argument, um anderen Ländern etwas vorhalten zu 
können. Kehren Sie bitte erst vor der eigenen Haustür.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir freuen uns immer wieder, dass Sie uns solche Steil-
vorlagen liefern. Wunderbar ist auch das Thema Türkei. 
Ich darf Sie wörtlich zitieren: „Einen Beitritt lehnen wir 
weiterhin konsequent ab.“ Dazu sagen wir genauso kon-
sequent, es ist einfach falsch, wenn Sie von „konsequent“ 
reden, weil nicht wir es waren, die „hier“ geschrien haben, 
und auch nicht die SPD es war, die „hier“ geschrien hat. 
Wer „hier“ geschrien hat, das waren Ihre Leute. Das ging 
los mit Konrad Adenauer über Helmut Kohl und den da-
maligen Fraktionsvorsitzenden Michael Glos bis hin zu 
– erfreulicherweise etwas differenziert – Peter Ramsauer. 
Das ist das gleiche Spiel wie bei den Finanzen. Es war 
nicht Rot-Grün, und es war nicht die SPD, die hier groß-
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zügig die Brieftasche des deutschen Steuerzahlers ge-
zückt hat, sondern es war Helmut Kohl, der gesagt hat, 
natürlich geben wir Ihnen gern das Geld, als Maggie That-
cher gesagt hat: „I want my money back.“ Es war also 
der großzügige Helmut Kohl, aber es wird immer wieder 
andersherum argumentiert. 

Zur Türkei sagen wir ganz klar: Pacta sunt servanda.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dass das kein Selbstläufer ist, ist keine Frage. Frau Müller, 
damit ich Sie Lügen strafen kann mit Ihrer Bemerkung, 
Sie lehnten weiterhin konsequent ab, darf ich noch einmal 
Ihren damaligen Fraktionsvorsitzenden im Bundestag in 
der drittletzten Regierungsperiode zitieren. So lang ist 
das noch nicht her; das war im Dezember 1997. Der Be-
treffende hieß damals Michael Glos. Ich habe gesagt, es 
geht um „weiterhin konsequent“, deswegen nehme ich 
das immer wieder heraus. Die Überschrift heißt: „Glos: 
Die Türkei darf auf dem Weg nach Europa nicht diskrimi-
niert werden.“ Dann schreibt Michael Glos bzw. er lässt 
seine Presseleute schreiben: 

Angesichts der Dimensionen ist die Heranfüh-
rung der Türkei an Europa sicher eine größere 
und schwierigere Aufgabe als in jedem anderen 
Fall. Das kann aber nur bedeuten, dass die An-
strengungen größer, die Fristen großzügiger be-
messen sein müssen. Am Ziel darf es keinen 
Zweifel geben. Es ist vor allem in deutschem In-
teresse, die Türkei in Europa zu sehen!

– Das war die Meinung der CSU. Sie hat es viel deut-
licher und pointierter gesagt als alle anderen Fraktionen. 
Insofern wundert es uns, dass Sie anscheinend glauben, 
genau mit der gegenteiligen Position Wahlkampf be-
treiben zu können. 

Sie haben in diesem Zusammenhang auch Ihren famosen 
Freund – im Grunde ist es der Männerfreund des Noch-
Ministerpräsidenten – Sarkozy angesprochen. Wir wissen 
alle: In diesem Punkt teilt er die zuletzt kundgetane Mei-
nung der Staatsregierung. Er ist Ihnen auch verbunden 
als großer Interventionist und Staatswirtschaftler. Aber, 
Frau Müller und Herr Zeller – ich sehe Sie an, weil ich 
Ihre Reden hierzu kenne –, es müssten doch wirklich die 
Alarmglocken schrillen, wenn Sie die Meinung des Herrn 
Sarkozy dazu hören, wie die europäischen Stabilitäts-
kriterien zu handhaben sind, wenn die Haushaltslage im 
Land – in diesem Fall also in Frankreich – einmal nicht so 
gut aussieht. Oder seine Sprüche zur Souveränität und 
Autonomie der Europäischen Zentralbank! Wir halten 
dieses für einen Skandal. Deshalb können wir uns nur 
wundern, dass Ministerpräsident Stoiber die Wahl Sar-
kozys auch im Hinblick auf europapolitische Entwick-
lungen begrüßt. Wir sagen nur: Hier muss sehr achtsam 
hingesehen werden.

Man braucht das nächste Thema nicht ewig zu glossieren, 
muss es aber kurz ansprechen. Es geht um die allseits 
bekannte Forderung nach Bürokratieabbau. Da erleben 
wir immer wieder, dass Sie auf andere zeigen, während in 
Bayern eher wenig passiert. Wenn etwas passieren soll, 

gibt es sogar Abwehrschlachten. Bayern ist bekannt-
lich ganz vorn, was die Regelungsdichte anbelangt. Das 
haben Sie sich selbst ins Stammbuch schreiben lassen 
müssen. 

Ich bringe einige Beispiele – Herr Huber ist leider nicht da, 
aber sein Staatssekretär. Wir hören von der Bayerischen 
Staatsregierung immer wieder das fl ammende Plädoyer 
für den Bürokratieabbau. Wenn es aber konkret wird, bei-
spielsweise mit dem Abbau beim großen Befähigungs-
nachweis, dann kommt Herr Huber in den Wirtschafts-
ausschuss und sagt, das war viel zu viel, man muss das 
bei einigen Berufen rückgängig machen. Assistiert wird 
ihm von seinem Amtschef, der schnell in seiner Freizeit 
ein Gutachten über 80 Seiten – oder wie dick das war – 
schreibt, in dem dokumentiert ist, wie gefahrengeneigt 
doch das Wechseln von Autoreifen sei, sodass man zum 
Wechseln der Autoreifen den großen Befähigungsnach-
weis – sprich den Meisterbrief – braucht. Soviel zum Bü-
rokratieabbau. 

Das Gleiche erleben wir bei Ihren Forderungen zum Ener-
giebinnenmarkt. Wenn konkrete Anträge, zum Beispiel zur 
Netzentgeltverordnung und zur Netzzugangsverordnung, 
debattiert werden, blockieren Sie und spielen plötzlich 
Stamokap. Da betreiben Sie nichts anderes als eine Sta-
mokap-Politik, indem Sie die Großen schützen wollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf von den 
GRÜNEN)

– Ja, dort können Sie es nachlesen. Das ist eine absolut 
verkehrte Politik. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Frau Präsidentin, ich sehe, ich hätte nur noch neun Mi-
nuten Zeit. Deshalb bin ich sehr froh, dass ich nun zu 
unserem Hauptanliegen kommen darf – ich weiß, dass 
die Ministerin verlängert hat –, nämlich zu dem wichtigen 
Thema: Wie geht es weiter in der Frage der Verfasstheit 
der Europäischen Union. 

Wir sagen eines klar – und Sie wissen um unsere Son-
derrolle, um unser Alleinstellungsmerkmal innerhalb der 
Fraktionen des Bayerischen Landtags, aber auch inner-
halb aller GRÜNEN-Fraktionen, was den Europäischen 
Verfassungsvertrag anlangt –: Wir haben aus vielerlei 
Gründen nie zustimmen können, dass er in Deutschland 
ratifi ziert wird. Wir begrüßen es, dass mittlerweile auch die 
Bundesregierung bereit zu sein scheint, vom Konvents-
entwurf abzurücken und einen abgespeckten und inhalt-
lich modifi zierten Grundlagenvertrag zu unterstützen.

Sie erinnern sich: Lange Zeit hat Frau Merkel davon ge-
träumt, dass der Verfassungsvertrag so Bestand haben 
soll, möglicherweise ergänzt um ein europäisches So-
zialprotokoll. Das war fernab jeder Realität. Mittlerweile 
haben sich die Zeiten geändert. Es ist ganz klar – und 
das wollen wir sicher auch erhalten wissen –: Im Entwurf 
des Verfassungsvertrags sind zahlreiche begrüßenswerte 
Neuerungen gegenüber dem Vertragsstand von Nizza: 
Das Zusammenführen wesentlicher Bestimmungen in 
den bisherigen Verträgen, wichtige Novellierungen bei 
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den Institutionen und in der Entscheidungsfi ndung, die 
Aufnahme der Grundrechtecharta und damit auch deren 
Überführung ins europäische Primärrecht und vieles mehr 
sind genannt worden.

Auf der anderen Seite – das muss man auch klar sa-
gen – ist der Konventsentwurf mit seinen Protokollen und 
Anhängen massiv überfrachtet. Wir brauchen beispiels-
weise in einem grundlegenden europäischen Vertrag 
keine Bestimmungen zur Aromatisierung von Melassen, 
zu Beförderungsentgelten und zur wirtschaftlichen Lage 
von Verkehrsunternehmen oder zur grenzüberschrei-
tenden Zustellung von Schriftstücken. 

Aber – und das ist für uns das ganz Entscheidende bei 
unserer Positionierung gewesen – wir sagen und haben 
das immer gesagt: Der Konventsentwurf enthält eine 
Reihe massiver Fehler, eine Reihe von Kritikpunkten und 
Konfl iktfeldern. Deshalb begrüßen wir sein Scheitern und 
sehen es als eine große Chance an, dass wir etwas Bes-
seres daraus machen können.

Ich will die Fehler ganz kurz aufl isten: Ein ganz großes 
Manko – da müssen wir Sie auch ganz massiv kritisieren, 
Frau Ministerin, was spätere Presseerklärungen be-
trifft – sind die unzureichenden Kompetenzabgrenzungen 
in vielen Bereichen. Der Konvent hat es versäumt – das 
wäre eigentlich die Aufgabe gewesen, die ihm zugeteilt 
war –, Aufgabenbereiche der Gemeinschaft kritisch zu 
hinterfragen und gegebenenfalls Vorschläge für die Rück-
führung von Regelungsmaterien zu machen. Es gibt um-
gekehrt Einfallstore für weitere EU-Zuständigkeiten, etwa 
über die offene Methode der Koordinierung, für weitere 
Politikbereiche. Völlig unakzeptabel, meine Damen und 
Herren – da haben Sie uns im Dringlichkeitsantrag sogar 
unterstützt – ist es, dass der Kommission erlaubt werden 
soll, horizontal in die kommunale Daseinsvorsorge hinein-
zuregieren. Das sind die Punkte, die wir in einem neuen 
Vertrag verändert wissen wollen.

Des Weiteren gibt es zu kritisieren die Verfestigung der 
Dominanz von Liberalisierungszwängen und – so sage 
ich mal – fi nanzmarktradikaler Doktrinen gegenüber öf-
fentlich-wirtschaftlicher Betätigung und gegenüber sozi-
alem Ausgleich. Das kann man an vielen Beispielen fest-
machen. 

Auf unser Missfallen stoßen zahlreiche Regelungen, die 
ich jetzt nicht ausführen muss – das habe ich schon öfter 
getan –, zur gemeinsamen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik.

Ganz wichtig ist es, die massiven Demokratiedefi zite zu 
benennen. In unseren Augen wäre es nicht hinnehmbar ge-
wesen, dass mit dem Verfassungsvertrag ein Hauptmanko 
der Entscheidungsfi ndung der Europäischen Union, der 
Mangel an demokratischer Legitimierung, nicht beseitigt, 
sondern eher noch einmal verfestigt worden wäre. Wir 
wissen alle, der Katalog für das Europäische Parlament 
in Mitentscheidungsverfahren wäre zwar stark erweitert 
worden, aber das Parlament sollte weiterhin nicht den 
konstitutionellen Rang einer Legislative erhalten. Das 
heißt, ihm hätten weiterhin fehlen sollen das Initiativrecht, 
er hätte weiterhin nicht den Rat kontrollieren können und 

vieles mehr. Das heißt, die Fehlkonstruktion, dass die na-
tionalen Regierungen, zu Hause Exekutive, nach Brüssel 
fahren und dort eine weitgehend unkontrollierbare Legis-
lative werden, hätte erhalten bleiben sollen.

Nach unserer Auffassung, meine Damen und Herren, 
sollte an einem neuen Vertragswerk gearbeitet werden, 
das sich dadurch auszeichnet, dass es gegenüber dem 
Konventsentwurf stark abgespeckt ist und vor allem von 
den vorher genannten Schiefl agen befreit ist. Gleichzeitig 
sollten aber die Möglichkeiten der geltenden Verträge 
ausgeschöpft werden, um die Union handlungsfähiger 
zu machen. Wir alle wissen, dass der EG-Vertrag bzw. 
der EU-Vertrag vieles erlauben, zum Beispiel den Kanon 
an Regelungsmaterien für qualifi zierte Entscheidungen 
zu erweitern, das Europäische Parlament stärker über 
Mitentscheidung einzubinden, auch die nationalen Par-
lamente stärker zu beteiligen. Auch die Verkleinerung der 
Kommission wäre nach dem EUV, also nach dem Vertrag 
zur Europäischen Union, möglich.

Zuvorderst sollte ein solcher neuer Grundlagenvertrag für 
Europa die Ziele, Werte und Grundlagen der europäischen 
Integration benennen und dann ebenso wie der Kon-
ventsentwurf zum Verfassungsvertrag die europäische 
Grundrechtecharta übernehmen. Des Weiteren geht es 
um die Festsetzung der Organe der Europäischen Union 
und deren Kompetenzen wie überhaupt um die Wege und 
Regelungen der Entscheidungsfi ndung der Europäischen 
Union.

Ein ganz wichtiges Anliegen, meine Damen und Herren, 
ist, dass für eine eindeutige Kompetenzabgrenzung, viel 
eindeutiger als bisher im Konventsentwurf, gesorgt wird. 
Das heißt, der neue Grundlagenvertrag für Europa sollte 
Regelungen zur Subsidiaritätskontrolle und zur Mitwir-
kung nationaler Parlamente an der europäischen Ent-
scheidungsfi ndung enthalten, welche von der Substanz 
her über das, was bisher in den schon zwei genannten 
Protokollen zum Konventsentwurf enthalten ist hinaus-
geht. 

Ganz klar sagen wir an dieser Stelle noch mal: Der Schaf-
fung der Möglichkeit für Organe der Europäischen Union, 
horizontal in Angelegenheiten der kommunalen Daseins-
vorsorge wie in die kommunale Selbstverwaltung über-
haupt einzugreifen, erteilen wir eine ganz klare Absage. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Frau Müller, Sie tun das bedauerlicherweise nicht. Das 
können wir nicht verstehen und müssen Sie daher massiv 
kritisieren. Ich darf Ihre schon angesprochene Pressemit-
teilung vom 22. Mai „Bayern macht Tempo im europä-
ischen Verfassungsprozess“ zitieren: 

Wir sind gegen ausufernde EU-Kompetenzen, 
die über die im Verfassungsvertrag vorgese-
henen hinausgehen.

Wir sagen etwas ganz anderes. Da ist ordentlich etwas 
an Mischmasch vorgesehen, da sind Einfallstore vor-
gesehen, da ist dieses Hineinregieren vorgesehen. Das 
wollen wir nicht. Ich darf Sie an einen einstimmigen Be-
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schluss des Bayerischen Landtags vom Dezember 2003 
auf unseren Dringlichkeitsantrag hin erinnern. Wir fordern 
Sie auf: Halten Sie sich bitte an die Beschlusslage des 
Bayerischen Landtags. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was den neuen Vertrag anbelangt, ist es uns auch ganz 
wichtig, dass die demokratische Legitimierung verbes-
sert wird. Das heißt, das Europäische Parlament muss 
weit mehr gestärkt werden, als im Konventsentwurf vor-
gesehen. Es muss endlich das Initiativrecht bekommen 
für alle die Angelegenheiten, die vergemeinschaftet sind. 
Es muss in diesem Bereich den Rat auch komplett kon-
trollieren können.

Wenn wir es mit geteilter Zuständigkeit oder mit Diskussi-
onen um die Überantwortung von Regelungsmaterien an 
die Gemeinschaft zu tun haben, dann sind die nationalen 
Parlamente nach unserer Meinung wesentlich stärker zu 
beteiligen als bisher. Sie müssen sich auch selber stärker 
einbeziehen. Das, was der Bundestag in den letzten 
Jahren – da greife ich auch gerne die vergangene Legis-
laturperiode auf – veranstaltet hat, war in unseren Augen 
ungenügend. 

Was die Demokratie und die demokratische Legitimierung 
betrifft, ist auch noch ganz wichtig, dass Instrumente und 
Wege der Entscheidungsvorbereitung wie der Entschei-
dungsfi ndung, bei denen das Europäische Parlament und 
auch die nationalen Parlamente vollends ausgeblendet 
bleiben, so wie es jetzt bei der offenen Methode der Ko-
ordinierung der Fall ist, abzulehnen sind.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es ist viel darüber geredet worden – Frau Müller hat es 
getan, Frau Männle hat es getan –: Wie bringe ich die 
Bürger wieder näher hin an Europa? Wie kann ich sie mo-
tivieren, begeistern? Dazu zwei ganz konkrete Vorschläge, 
und wir würden uns freuen, wenn die Staatsregierung sie 
übernähme: Die Staatsregierung sollte sich gegenüber 
der Bundesregierung und gegebenenfalls im Bundesrat 
dafür einsetzen, dass zum einen vor Verabschiedung bzw. 
Ratifi zierung – je nachdem, in welcher Form das stattfi n-
det – des neuen Grundlagenvertrages ein europaweites 
konsultatives Referendum über diesen Vertrag stattfi ndet 
und dass zum anderen, sollten Zuständigkeiten überant-
wortet werden bzw. sollte tatsächlich mit dem Vertrag, so 
wie es im Konventsentwurf vorgesehen war, europäisches 
Sekundär- und Tertiärrecht unser Grundrecht dominieren, 
vor der Ratifi zierung in Deutschland eine Volksabstim-
mung stattfi ndet. Das heißt, diesbezüglich ist dann auch 
unser Grundgesetz zu ändern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich refl ektiere kurz die Ziele, die man mit dem Verfassungs-
vertrag eigentlich verfolgt hat: Eines davon war, die Union 
handlungsfähiger zu machen, was viele Änderungen bei 
den Institutionen nötig macht, gegen die niemand etwas 
einzuwenden hat. Das zweite Ziel war, die Integration 
über die Vergemeinschaftung weiterer Politikbereiche zu 
vertiefen, auch indem man die zweite und dritte Säule 

der Unionspolitik, also die gemeinsame Außen- und Si-
cherheitspolitik und die Zusammenarbeit bei der Justiz 
und der Polizei, in das „normale Unionsrecht“ überführen 
wollte. Es gab ein drittes, ganz wesentliches Ziel, nämlich 
mit dem Prozess um den Verfassungsvertrag die Bürge-
rinnen und Bürger wieder mit in das Boot zu nehmen und 
sie wieder für Europa zu begeistern. Dieses Ziel ist gründ-
lich verfehlt worden, weil in manchen Ländern die Dis-
kussion gar nicht stattfand und sich in anderen Ländern 
die Diskussion gegen Europa entwickelt hat. Wir meinen, 
dass es mit unseren Forderungen gelingen könnte für 
mehr Begeisterung und Teilnahme zu sorgen. Deshalb 
wollen wir das anstoßen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich muss mich trotz langer Re-
dezeit doch sehr kurz fassen und viele Gedanken über-
springen. Wir können aber im Ausschuss für Bundes- und 
Europaangelegenheiten ausführlich darüber diskutieren. 

Die europäische Integration ist zweifelsohne ein Erfolgs-
modell ohnegleichen. Frieden, Freiheit, wirtschaftliches 
Wohlergehen sind mitgetragen vom Zusammenwachsen 
der Staaten Europas zur Europäischen Gemeinschaft 
bzw. zur Europäischen Union. Für Deutschland hat die 
Mitgliedschaft sogar die endgültige Wiederaufnahme in 
die Völkergemeinschaft ermöglicht, und für die mittel- 
und osteuropäischen Reformstaaten war und ist die 
Beitrittsoption und später auch die Mitgliedschaft der 
Reformmotor schlechthin gewesen. Eines ist auch klar: 
Immer mehr Regelungsbereiche lassen sich auf natio-
naler Ebene nicht mehr zielführend steuern, sondern ver-
langen nach europaweitem politischen Handeln. 

Auf der anderen Seite müssen wir aber klar konstatieren, 
dass der europäische Integrationsmotor in den letzten 
Jahren ins Stottern geraten ist. Es gab den langen und 
heftigen Streit über den künftigen fi nanziellen Rahmen. Es 
gab und gibt unterschiedliche Auffassungen zur Außen- 
und Sicherheitspolitik. Es gibt Differenzen wegen der Er-
weiterung. Es gibt das vorläufi ge Scheitern des Verfas-
sungsvertrags. Wir sagen klar: All die genannten Punkte 
sind Krisenzeichen und Handlungsaufforderung, an der 
Idee der europäischen Integration weiterzuarbeiten. Es ist 
wohl unbestritten, dass es bei den politischen Entschei-
dungen in und zur europäischen Union, dies auch in den 
nationalen Parlamenten, massiv an Transparenz mangelt 
und dass damit zusammenhängend das Maß der Identifi -
kation und Begeisterung der Bürgerinnen und Bürger für 
Europa, für dessen Integration zu wünschen übrig lässt. 

Eines, meine Damen und Herren, sollte ganz klar sein. 
Die „Methode Monet“, nämlich Europa in vielen kleinen 
Schritten unbemerkt von der Öffentlichkeit zu verwirkli-
chen, sollte nicht mehr angesagt sein. Vielmehr sollten 
jetzt Transparenz und Beteiligung wichtig genommen 
werden. Die Ratspräsidentschaft hat in weiten Teilen 
das Gegenteil praktiziert. Es gab die „Sherpa-Geheimdi-
plomatie“. Zu vielen Punkten kann man es nicht anders 
machen – das ist keine Frage. Sehr signifi kant war jedoch 
die Debatte zur Berliner Erklärung. Sowohl der Bundestag 
als auch das Europäische Parlament mussten die Berliner 
Erklärung diskutieren, ohne diese im Wortlaut kennen zu 
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dürfen. Das ist das Gegenteil von Transparenz und Be-
teiligung. Es war eine gewaltige Fehlleistung. Damit Sie, 
meine Damen und Herren, nicht meinen, es wären nur 
die GRÜNEN im Bayerischen Landtag, die Kritik üben, 
darf ich Ihnen einige wenige ausgewählte Stimmen der 
internationalen Presse zur eben angesprochenen Berliner 
Erklärung zitieren.

„La Repubblica“, Italien: 

Die Erklärung Merkel hat hohe Ziele. Angela fl iegt 
wie ein Engel über Berlin. Aber Worte können die 
Schwierigkeiten nicht verdecken und werden es 
wohl kaum schaffen, die Europäische Union aus 
ihrer Selbstachtungs-Krise herauszuholen. 

„The Times“, Großbritannien:

In der neuen Erklärung werden die Verfassung, 
die umstrittene Frage der Religion oder eine 
künftige Erweiterung nicht erwähnt. 

„Nepszabadsag“, Ungarn: 

In der deutschen Hauptstadt wurde ein Doku-
ment geboren, das mit der Zeit dafür berühmt 
werden wird, dass es alle heutigen Probleme der 
EU unter den Teppich gekehrt hat.

„El Mundo“, Spanien, hat geschrieben:

Die von der deutschen Bundeskanzlerin Angela 
Merkel initiierte Berliner Erklärung war mit hohen 
Erwartungen verknüpft. Sie enthält aber nichts 
als eine Aufzählung schöner Prinzipien ohne 
praktische Konsequenzen. 

Ich schließe mit „La Stampa“, Italien: 

Der Tonfall ist so wohlgefällig, dass er fast 
schleimig wirkt, die Inhalte sind so vage, dass sie 
völlig verschwommen scheinen. 

Das also ist das Echo der internationalen Presse zu der 
hier in Deutschland so hoch gelobten Berliner Erklärung.

Frau Präsidentin, Frau Ministerin, meine Damen und 
Herren, ich komme zum Schluss. Wir wollen Erfolge, so 
es solche gegeben hat oder beim Rat noch geben wird, 
nicht in Abrede stellen. Die Erfolge waren unseres Erach-
tens bisher jedoch bescheiden. Wir sagen: Jubelgesänge 
und alles Schönreden sind der Wichtigkeit der Thematik 
nicht angemessen. Folgen Sie unseren Vorschlägen 
beispielsweise beim Verfassungsprozess, dann tun Sie 
Gutes für Europa, aber auch für Bayern. 

(Anhaltender Beifall bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Als nächstem 
Redner darf ich Herrn Kollegen Zeller das Wort erteilen. 
Bitte schön, Herr Kollege.

Alfons Zeller (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Was wir soeben 
von Herrn Dr. Runge gehört haben, kann ich nur mit der 
Kommentierung begleiten: Sie sind der Miesmacher 
dieses Hauses. So habe ich Sie immer kennengelernt, 
und heute haben Sie diesem Ruf alle Ehre gemacht. 

(Ulrike Gote (GRÜNE): Er ist Ausschussvorsit-
zender, nicht Miesmacher!)

Die zitierten Presseerklärungen zur Berliner Erklärung 
geben Anlass zu sagen, unter der Regierung Schröder/
Fischer gab es solche Presseerklärungen nicht, weil zur 
Europapolitik weniger bis nichts gemacht wurde. 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Und der Gipfel von 
Berlin? – Weitere Zurufe von den GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen, meine Herren, Abgeord-
neter Dr. Förster sagte zu Anfang, die bayerische Mini-
sterin war schneller mit ihrer Erklärung als die Bundes-
kanzlerin. Somit der alte Grundsatz: Was für Bayern gut 
ist, kann Berlin und Brüssel nicht schaden. Wir waren 
wieder etwas schneller.

Meine Kolleginnen und Kollegen, die Kanzlerin der Union 
hat wieder Leben und Schwung in die Europapolitik ge-
bracht, wie das früher bei Kanzler Kohl der Fall gewesen 
ist. 

Ich komme zu den bayerischen Impulsen für Europa. In 
den gesamten Reden zu Europa wird von einer Dauerkrise 
gesprochen. Dies ist ein totaler Widerspruch zur Wahrneh-
mung im Ausland. Dort wird von einem unwahrscheinlich 
großen Erfolgskurs in Europa gesprochen. Die Strahlkraft 
der europäischen Idee hat in keiner Weise nachgelassen. 
Sie genießt nach wie vor höchste Anerkennung. Die Eu-
ropäische Union zieht wie ein Magnet Staaten an, die mit 
aller Deutlichkeit erkennen lassen, dass sie früher oder 
später Mitglied der europäischen Union werden wollen. 
Fakt ist, dass der europäische Integrationsprozess ein 
Erfolg mit historischem Ausmaß ist. 

Vor wenigen Wochen wurde das 50-jährige Bestehen der 
Römischen Verträge hier im Hause gefeiert. Man spürte, 
welch unwahrscheinlich große Kraft zur Sicherung von 
Frieden, Freiheit, Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und 
soziale Marktwirtschaft ausgegangen ist. An dieser Stelle 
möchte ich eine persönliche Bemerkung machen. Ich 
habe am Ende des Zweiten Weltkrieges im April 1945 
das Licht der Welt erblickt. Vier Onkel durfte ich nicht er-
leben, weil sie auf den Schlachtfeldern, nicht irgendwo 
in Afghanistan oder dem Irak usw., sondern in Nachbar-
staaten Italien, Frankreich oder Polen, das Leben lassen 
mussten, weil sich Europa damals nicht einig war und mit 
Waffen aufeinander losgegangen ist. 

Insofern ist das, was wir in den vergangenen 50 Jahren in 
Europa leisten konnten, ein unwahrscheinlicher Erfolg. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, die Anzie-
hungskraft Europas ist nach wie vor ungebrochen. Sie 
unterstützt und beschleunigt vor allem in den Staaten 
Osteuropas und Südosteuropas einen schwierigen und 
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schmerzhaften Reformprozess, den wir so gut wie mög-
lich begleiten sollten. Ich denke beispielsweise an die 
Ukraine oder an Weißrussland. Selbst Russland kann 
man bei all diesen Entwicklungen integrieren. Mit aller 
Deutlichkeit sage ich aber, dass keinesfalls Angebote ge-
macht werden dürfen, mit denen jetzt schon ein EU-Bei-
tritt angedeutet oder sogar versprochen wird, wenn man 
das nicht ehrlich meint. 

Wir haben dieses Problem auch mit der Türkei. Wir haben 
Versprechungen gemacht, jetzt sehen wir aber die Pro-
bleme. Die Bevölkerung – auch Ihre Wählerinnen und 
Wähler – haben eine ganz andere Meinung. Wenn wir von 
einem Europa der Bürger sprechen, können wir nicht wie 
eine Dampfwalze über deren Meinungen hinweggehen. 
Herr Förster, Sie wissen, dass ich ein großer Freund der 
Türkei bin. Ich habe viele gute Beziehungen dorthin. Den-
noch ist es eine andere Frage, ob die Türkei zu Europa 
passt oder nicht. Ich sage klipp und klar Nein. Es gäbe 
sogar andere Staaten, die aufgrund ihrer Historie eher zu 
Europa passen würden.

Meine Damen, meine Herren, wir dürfen einen Punkt nicht 
übersehen. Die europäische Erweiterungspolitik hat in 
der Vergangenheit die Stimmen der Bürger vielfach nicht 
mehr aufgenommen. Es gab bei uns in Deutschland, 
aber auch in anderen Staaten wie Frankreich oder Eng-
land Stimmen, die den Erweiterungsprozess sehr kritisch 
begleitet und dafür gesorgt haben, dass wir heute inner-
halb der Europäischen Union eine Diskussion führen, die 
Amerika oder andere Länder außerhalb der Europäischen 
Union nicht verstehen. Das hat aber ganz klare Gründe. 

Als Zweites sage ich mit aller Deutlichkeit, dass wir eine 
gute Nachbarschaftspolitik betreiben müssen. Ich ge-
brauche jetzt nicht den Begriff der privilegierten Part-
nerschaft, sondern ich spreche von einer guten, aktiven 
Nachbarschaftspolitik. Das heißt auch, dass wir die Türen 
vor diesen Nachbarstaaten nicht zuschlagen dürfen. Wir 
müssen die Demokratisierungsprozesse in diesen Staaten 
außerordentlich gut begleiten. Dafür gibt es keine bessere 
Grundlage als die Vorgaben, die Europa setzt. 

Das ist auch zu unserem Vorteil. Ich denke nur an die 
Grenzsicherung in Osteuropa, an die Bekämpfung von 
Verbrechen wie Menschenhandel, an die Einwanderungs-
politik, an die Flüchtlingspolitik oder an die Energiepolitik, 
die ganz hochaktuell ist. Daran sieht man, dass man mit 
einer guten Nachbarschaftspolitik insgesamt auf dem 
richtigen Weg ist. Wir dürfen aber keine verbindlichen 
Erklärungen abgeben und Perspektiven hinsichtlich einer 
Mitgliedschaft eröffnen. 

Drittens. Wir müssen in dem Zusammenhang über Fol-
gendes nachdenken: Wir bezeichnen heute einen großen 
Teil der EU-Politik mit Bezug auf den Osten als eine neue 
Ostpolitik, als eine Politik, die den Demokratisierungspro-
zess in den ehemaligen Mitgliedstaaten der Sowjetunion 
außerordentlich positiv begleiten muss. Hier hat gerade 
die Wirtschaft eine große Chance; denn mit Wandel durch 
Handel kann man mehr erreichen als über viele politische 
Symposien und Ähnliches mehr. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, als Viertes sage 
ich, dass die Europäische Union nicht nur eine Wirt-
schaftsgemeinschaft ist, sondern dass wir sie in ganz 
besonderem Maße als Wertegemeinschaft verstehen. Ich 
sage etwas sehr Kritisches: Bei der riesigen Wirtschafts-
macht Europas mit einem Markt von über 500 Millionen 
Verbraucherinnen und Verbrauchern ist es nach meiner 
Meinung richtig, wenn Europa insbesondere in der Ent-
wicklung der internationalen Finanzmärkte klare Zeichen 
setzt. Hier sage ich – so offen bin ich – auch ein Danke-
schön an den derzeitigen Finanzminister Deutschlands, 
Herrn Steinbrück, der diese Politik klipp und klar auf die 
Agenda gesetzt hat. 

(Beifall bei der SPD)

Es kann doch nicht sein, dass Hunderte Millionen von 
US-Dollar jeden Tag als vagabundierendes Geld durch 
die Welt ziehen. Wir schauen zu und lassen uns be-
stimmte Märkte, Unternehmungen und Arbeitsplätze 
kaputt machen. Hier müssen wir als Wirtschaftskraft und 
Wirtschaftsmacht Europas ein klares Zeichen setzen und 
deutlich machen, dass wir auch noch etwas mitzureden 
haben. Wir haben in Deutschland eine Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht, die unsere Banken und 
Finanzunternehmungen mit unwahrscheinlich bürokra-
tischen Regelungen und mit einem Bürokratieaufwand 
in Höhe eines zweistelligen Milliardenbetrages begleitet. 
Deshalb verstehe ich nicht, dass es uns nicht gelingt, 
unsere europäische Kraft insbesondere gegen die Hed-
gefonds auf amerikanischer und englischer Ebene einzu-
setzen. Das ist Kapitalismus pur, den lehnen wir ab; denn 
der hat mit sozialer Marktwirtschaft nichts mehr zu tun.

(Beifall bei der CSU)

Ich bekomme jeden Tag einen dicken Hals, wenn ich 
die Börsennachrichten höre und hernach die Analysten 
auftauchen, die irgendwelche Äußerungen abgeben und 
Werte in Höhe von Millionen oder Milliarden mehr oder 
weniger verschieben, ohne dass der einzelne kleine An-
leger auch nur die kleinste Chance hat, dem entgegen-
zuwirken. Diese Analysten tragen bei ihren Darstellungen 
keinerlei Verantwortung und übernehmen keinerlei Haf-
tung. Herr Dr. Runge, hier bin ich der Meinung, das kann 
so nicht sein. 

Meine lieben Freunde, meine Damen und Herren, lassen 
Sie mich in dem Zusammenhang auch ansprechen, dass 
Europa keine Steuerhoheit bekommen darf; denn dann 
hätten wir den europäischen Nationalstaat. Das kann 
nicht sein. Das heißt aber nicht, dass wir uns keine Ge-
danken über Steuerharmonisierungen machen müssen. 
Ich sehe jetzt die große Unternehmensteuerreform. Wir 
dürfen keine Nachteile haben.

Damit spreche ich auch ein Thema an, das Bayern be-
sonders berührt. Wir sind in Deutschland das Tourismus-
land Nummer eins. Auch innerhalb Europas hat Bayern 
beim Tourismus einen sehr hohen Stellenwert. Allein die 
Differenzen bei der Mehrwertsteuer stellen für die baye-
rischen Gastronomiebetriebe, für die Beherbergungsbe-
triebe oder auch für die Bergbahnen eklatante Benach-
teiligungen dar. Ich hoffe, dass wir auf dem Gebiet in der 
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Diskussion der nächsten Wochen und Monate etwas 
mehr Bewegung bekommen, damit wir diese Nachteile 
beseitigen können.

Zur Landwirtschaft möchte ich nur einen Satz sagen. 
Wenn es uns nicht gelingt, die Milchquote über 2015 
hinaus zu halten, müssen Europa und vor allem wir in 
Bayern alles daransetzen, damit wir rechtzeitig ein Pro-
gramm bekommen, mit dem wir das verlorene Einkommen 
der Milchwirtschaft vor allem im Alpenvorland und in den 
Berggebieten, wo es keine Alternative dazu gibt, ausglei-
chen können. Wir haben genügend zu tun, von Bayern 
aus Impulse für Europa zu geben. Wir sind innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland sicher ein Land, das in den 
vergangenen 50 Jahren in Europa federführend war. Wir 
werden das auch in Zukunft sein. Die Staatsregierung 
betreibt hier eine hervorragende Politik. Noch einmal ein 
Dankeschön für die Regierungserklärung!

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächste Wortmeldung: Herr Kollege Hoderlein.

Wolfgang Hoderlein (SPD) (vom Redner nicht autori-
siert): Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Frau Ministerin, Sie haben an einigen Stellen Ihrer 
Rede, auf die auch Kollege Runge schon eingegangen 
ist, deutlich gemacht, welche besonderen Impulse von 
Bayern für Europa ausgehen. Wenn ich mich richtig er-
innere, haben das übrigens auch Ihre Vorgänger immer 
wieder getan. Das ist insbesondere dann bedauerlich und 
peinlich, wenn Sie sagen, dass Sie sich darüber freuen, 
dass Herr Sarkozy hier mit der Bayerischen Staatsregie-
rung übereinstimmt. Hoffentlich weiß das auch Herr Sar-
kozy, und hoffentlich kann er es richtig einordnen. Das 
ist insofern bedauerlich, als Sie mit diesen gelegentlichen 
Schüben von Hybris das kaputt machen, was wirklich 
zählt. Es zählt nämlich wirklich, dass von Bayern inner-
halb Deutschlands und innerhalb der deutschen Länder 
ganz entscheidende gedankliche und sonstige Impulse 
für die Europapolitik ausgehen und dass in Brüssel die 
Vertretung des Freistaates Bayern – auch die Vertretung 
der Kommunen – hervorragend arbeitet. 

Das tun die. Und weil das so ist, ist es gar nicht nötig, sich 
da und dort zu solcher Hybris und solchen Begriffen zu 
versteigen. Das ist peinlich, 

(Beifall bei der SPD)

weil wir kein Mitgliedstaat der EU sind, kein Global 
Player, sondern eine von 60 Gebietskörperschaften oder 
Regionen mit Gesetzgebungskompetenz, nicht mehr 
und nicht weniger. Darüber hinaus gibt es 27 Mitglied-
staaten, zu denen wir nicht gehören. Sie tun aber so, als 
ob Bayern zur G 8 der Mitgliedstaaten der EU gehören 
würde. Lassen Sie das. Wir wissen es besser, und Sie 
schaden damit unserem Land mehr, als Sie ihm nutzen.

Ich will Ihnen sagen, mit welcher einzelnen Sache man 
Bayern über den Status, den ich eben dargestellt habe, 
geradezu epochal hätte hinausheben können: Vor zwei, 
drei Jahren bestand die Chance, dass der jetzt noch am-

tierende Bayerische Ministerpräsident als Präsident der 
EU-Kommission nach Brüssel geht. Da hätte etwas für 
Bayern getan werden können, was durch nichts anderes 
hätte einigermaßen entsprechend ausgeglichen werden 
können. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Auf Seite 2 Ihrer Rede, Frau Ministerin, steht etwas, was 
neu ist und was ich auch richtig fi nde: Da sagen Sie – ich 
drücke es einmal mit meinen eigenen Worten aus –, in 
Europa sei es immer dann weitergegangen, wenn wir einen 
neuen Gedanken hatten, eine Vision, wie Sie es nennen. 
Eine solche Vision habe immer zu neuen Verträgen, zu 
neuen Schüben, zu neuen Entwicklungen geführt. Das ist 
absolut richtig, wenn ich darüber nachdenke. Sie nennen 
als Beispiele den Binnenmarkt, die Währungsunion und 
anderes. Wenn ich diese Überlegung aber der heutigen 
Debatte zugrunde lege, muss ich sagen: Nicht nur die ge-
samte Situation der Europäischen Union, sondern auch 
das Scheitern des Verfassungsprozesses hat etwas mit 
dem zu tun, was Sie da gesagt haben. Wir haben heute 
nämlich keine Vision – Sie nicht, wir nicht, Europa ins-
gesamt hat keine Gedanken, die von der Qualität dieser 
alten Vorstellungen wären, die diese Prozesse ausgelöst 
haben. Den letzten Vorschlag dieser Art, der mir bekannt 
ist, hat Joschka Fischer gemacht, wenn Sie sich mit mir 
daran erinnern, Kollege Runge und die Kollegen von 
den GRÜNEN: Im Jahr 2000 hat Joschka Fischer einmal 
diese Humboldt-Rede gehalten. Ich habe sie erst kürzlich 
wieder in einer Zeitung gelesen. Damals hat er die Vision 
einer Föderation von europäischen Nationalstaaten ent-
wickelt. Diese Idee ist damals hoch bejubelt worden, je-
denfalls in den Fachorganen. Allerdings fand dann kein 
entsprechender politischer Prozess statt. Seither fand ei-
gentlich überhaupt nichts mehr in dieser Kategorie statt. 

Das muss man sehen. Wenn wir uns fragen, warum der 
Verfassungsprozess gescheitert ist, müssen wir sehen: 
Das ist doch wohl deswegen der Fall gewesen – das habe 
ich Ihnen schon einmal im Ausschuss gesagt –, weil wir 
es hier mit einem verkopften Prozess von Politik, von Ju-
risten, von Administrateuren von ökonomischen Eliten zu 
tun haben. Diese Köpfe haben sich das Verfassungswerk 
ausgedacht und haben dabei übersehen, die Bürgerinnen 
und Bürger mitzunehmen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

Das ist das Problem, das wir in Europa haben. Wir haben 
selber keine Vision, haben zwar Vorstellungen von Tech-
nokratie, aber haben keinerlei Gedanken, wie wir die Bür-
gerinnen und Bürger mitnehmen könnten. Wir können 
sie nur dann mitnehmen, wenn wir die Zweifel und die 
Skepsis, die sie aufgrund ihrer Erfahrungen mit dem 
Thema Europa haben, beseitigen und sie zugleich er-
setzen und erweitern durch wirkliche, positive Visionen, 
die eine Rückkopplung zum praktischen Leben der Bür-
gerinnen und Bürger haben. Das haben wir nicht, und 
deswegen sind wir nicht weitergekommen.

Diese Vision liefern Sie leider nicht. Sie sagen doch – ich 
mache Ihnen das nicht zum Vorwurf –, Ihre Vision von 
Europa laute: „Wir brauchen ein starkes Europa.“ – Na ja, 
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mei, gell, ja, sicher – was soll man denn zu so einem Satz 
sagen? – Das ist aber nun wirklich keine Vision, Herr Re-
denschreiber oder Frau Ministerin, wer immer sich diesen 
Satz ausgedacht hat.

Zwei Dinge würden uns wirklich weiterhelfen. Ich weiß 
allerdings nicht, ob sie mit dem Prozess nach dem Schei-
tern des Verfassungsvertrages gekoppelt werden sollten 
oder nicht. Sie kennen den Ausspruch von Henry Kis-
singer – jedenfalls wird er ihm zugeschrieben –: „Europa, 
Europa, Europa – wo rufe ich denn da an?“ – Können Sie 
sich daran noch erinnern? – Es ist schon ein paar Jahre 
her. Kissinger ist schließlich auch nicht mehr der Jüngste. 
„Wo rufe ich an?“ – In diesem Ausspruch ist einiges ent-
halten, wie oft in solchen fl apsigen Sprüchen. Will sagen: 
Solange die wirklich großen Global Player dieses Erdballs, 
die UNO, die WTO, der IWF, die Weltbank, die NATO usw., 
noch immer die einzelnen Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union gegeneinander ausspielen können, weil sie 
damit rechnen können, dass deren nationale Interessen 
immer differieren, wie es eben stets war, wird Europa nie 
mit einer einzigen Stimme sprechen. Solange man also 
Europa nicht als Faktor, der mit einer einzigen Stimme 
spricht, betrachten muss, wird die EU keine wirklich große 
Rolle in der Weltpolitik spielen können, und auch keine 
Vision haben, wie sie sich innen weiterentwickeln könnte. 
Außen- und Sicherheitspolitik wären der erste Einstieg. 
So weit eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
zu machen, war man fast schon einmal.

Ein neuer Gedanke kommt hinzu; und das ist doch wohl 
sonnenklar: Wir müssen dem Turbokapitalismus der Glo-
balisierung das europäische Sozialstaatsmodell entge-
gensetzen. Das ist die Vision, die wir haben. 

(Beifall bei der SPD)

Das gelingt aber nicht, wenn Deutschland in dieser Frage 
eine andere Position hat als etwa Großbritannien. Das ist 
aber der Fall. Es wird nicht gelingen, wenn sich die neuen 
Mitgliedstaaten, die im Osten dazugekommen sind, im 
Zweifel aufgrund einer komischen Mischung aus Rena-
tionalisierung, die hoffentlich nicht nur mit den Zwillingen 
in Polen zu tun hat, und dem Bestreben, das Heil doch 
wieder bei den USA zu suchen, nicht auf die EU ver-
lassen, deren Mitgliedschaft sie vorher gesucht haben. 
Solange das so ist, wird Europa keine wirkliche Chance 
als Weltmacht haben und gleichzeitig keine Vision nach 
innen entwickeln können. Damit wird es auch keinen 
Impuls für Fortschritt geben. 

Ich wollte das als ersten Punkt herausgreifen. Der zweite 
Punkt wäre die Frage, wie eine Vertiefung geschehen 
kann. In Ihrer Rede stehen dazu einige Dinge, die ich gut 
und richtig fi nde. Ein Punkt ist, dass der Mischmasch, 
den es bisher gegeben hat, durch den Verfassungs-
vertrag etwas abgemildert, aber nicht beseitigt worden 
wäre. Was ist wessen Handwerk? – Diese ganz einfache 
Frage stellt sich in Europa für den Bürger und für die 
Bürgerin. Diese Frage wird aber nicht beantwortet. Was 
ist Sache Europas? Was ist Sache des Nationalstaats? 
Was ist Sache der Länder in einem föderalen Staat wie 
dem unsrigen? – Das wollen die Bürgerinnen und Bürger 
wissen. Diese Fragen müssen operationalisiert werden, 

wie wir das nennen, sie müssen also klipp und klar beant-
wortet werden, bezogen auf das Leben der Bürgerinnen 
und Bürger, auf das Erfahrbare. Auch da gibt es keinen 
Ansatz, der vielversprechend wäre; wir bräuchten ihn 
aber dringend.

Sie sprechen zum x-ten Mal wichtige Themen wie Subsi-
diarität und Föderalismus an. In Sachen Subsidiarität hat 
Bayern sicherlich historische Verdienste. Dieser Gedanke 
wurde, wenn ich mich recht erinnere, schon unter Streibl 
geboren. Aber Sie nennen auch noch die nationalen 
Parlamente, die Sie stärker einbeziehen wollen, auch 
die Landtage wollen Sie stärker in EU-Vorhaben einbe-
ziehen. Wunderbar, Frau Ministerin. Diesem Gedanken 
kann man nur zustimmen. Aber die Wirklichkeit ist doch 
eine andere. Diese Wirklichkeit könnten Sie bereits hier 
und heute gestalten. Die Bayerische Staatsregierung, so 
schreiben Sie auf Seite 7, hat am 22. Mai 2007 die zen-
tralen bayerischen Forderungen für den Reformprozess 
der EU beschlossen. Sie schreiben, dass Sie sich dafür 
einsetzen wollen, dass der Landtag in der EU-Politik stär-
kere Mitwirkungsrechte hat. Das unterschreibe ich Ihnen. 
Ein paar Zeilen weiter schreiben Sie, dass der Freistaat 
Bayern diese zentralen Forderungen beschlossen hat 
und dass Sie sich dafür einsetzen, dass sich der Bun-
desrat am 6. Juli diese Forderungen zu eigen macht. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich glauben wollte, dass 
Sie sich wirklich für die Erweiterung der Teilhabe von Par-
lamenten und damit für subsidiäre Elemente einsetzen, 
würde ich sagen: Setzen Sie das doch erst einmal in 
Bayern durch, bevor Sie es für Europa fordern. In Bayern 
könnten Sie das nämlich ohne Widerstand. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

Niemand hätte Sie daran gehindert, das mit uns zu be-
reden, bevor Sie das am 22. Mai in Ihrem Kabinett be-
schlossen haben. Auch im Landtag gibt es kluge Leute, 
bei der CSU, bei der SPD und bei den GRÜNEN. Selbst 
wenn nichts Neues herauskommt, hätten Sie die Glaub-
würdigkeit Ihres hier für die EU gepriesenen Prinzips 
bewiesen. So haben Sie das nicht getan, und deshalb 
glaube ich diese Botschaft nicht, Frau Ministerin. Sub-
sidiarität, Föderalismus, Dezentralisierung, Bürokratie-
abbau und Senkung der Regelungsdichte, Transparenz 
– das sind die Zauberworte, das ist die Mixtur, mit der 
Sie immer wieder arbeiten, Frau Ministerin. Ich kann dazu 
nur sagen: Das Bundesland mit der höchsten Regelungs-
dichte, mit der größten Ministerialbürokratie, mit dem 
größten Wasserkopf, das Bundesland mit der geringsten 
Kompetenz von Kommunen hat die besten Möglichkeiten 
zu beweisen, dass es die Prinzipien, die es für Europa 
geltend machen will, bei sich selbst zunächst einmal in 
einem Feldversuch erprobt. 

(Beifall bei der SPD)

Die verbleibende Zeit ist kurz, deshalb nur noch ein kurzer 
Schlussaspekt.

(Zuruf von der SPD: Noch zehn Minuten!)
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Sie sprechen die Fördermöglichkeiten an. Wir haben im 
Ausschuss darüber geredet. Herr Kollege Runge, es ist 
doch zu loben, dass wir jetzt tatsächlich 15 % mehr Geld 
haben. Sie haben allerdings vergessen zu erwähnen, dass 
andere noch mehr als 15 % bekommen haben. Bayern 
verfügt also nicht über eine Inselstellung. Nordrhein-
Westfalen beispielsweise haben Sie von der CSU früher 
immer erwähnt, vor allem, wenn es schlechter war als 
Bayern. Nun hat es einen anderen Ministerpräsidenten 
und eine höhere Steigerung, doch nun wird dieses Bun-
desland plötzlich vergessen. Ihre PR-Leute sind wirklich 
nicht schlecht, das muss ich sagen, aber Gott sei Dank 
gibt es auch noch uns. Das ist in Ordnung. Der Hinweis 
des Herrn Kollegen Runge und anderer Kollegen war also 
wichtig. 

Allerdings erwarte ich dann auch, dass Lücken, die auf-
gemacht worden sind, mit bayerischen Haushaltsmit-
teln sauber verfugt werden, um das einmal in einer pla-
stischen Sprache darzulegen. Es darf nicht, so wie früher, 
dazu kommen, dass man die Gelder aus Brüssel zwar 
nimmt, ihren maximalen Nutzen für Bayern aber nicht 
erwirkt, weil die dazu notwendige Kofi nanzierung nicht 
zur Verfügung gestellt wird. Die Ausrede „man hätte kein 
Geld“ oder „man hätte Konsolidierungsverpfl ichtungen 
im eigenen Haushalt“ gilt künftig nicht mehr; denn man 
braucht kein bayerisches Geld zur Kofi nanzierung, man 
kann genauso gut Geld von Dritten dazunehmen. Das ist 
ein echter Fortschritt.

Die Beteiligung des Landtags, die ich gerade angespro-
chen habe, ist ein wirklicher Mangel. Ich will das noch 
einmal deutlich machen; auch im Ausschuss habe ich 
darauf hingewiesen. Wenn Sie ein operationelles Pro-
gramm in der Administration vorbereiten – für diejenigen, 
die sich nicht so sehr mit diesen Fragen beschäftigen, 
möchte ich das kurz erklären: Bei einem operationellen 
Programm schreibt man auf und meldet Brüssel, was 
man mit den Geldern alles machen möchte –, dann habe 
ich dagegen nichts. Wenn man dieses Programm aber in 
der EU anmeldet und gleichzeitig mehr Transparenz, mehr 
Partizipation usw. fordert, dann muss man doch das, was 
die Administration als Entwurf ausgearbeitet hat, hier, vor 
Ort mit der Volksvertretung debattieren und besprechen 
und erst dann nach Brüssel zu den Bürokraten schicken. 
Man darf doch dann nicht so tun, als ob es sich um eine 
Angelegenheit handeln würde, die nur die Staatsregie-
rung und nur die Beamten etwas anginge, meine Damen 
und Herren!

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Wenn man über eine Milliarde Euro lockermachen kann, 
dann muss doch an dem Ort, an dem in einem Staat über 
Geld entschieden wird – und das ist das Parlament – da-
rüber entschieden werden, wo und für welche Zwecke 
dieses Geld Verwendung fi ndet.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Man darf das doch nicht zu einem rein administrativen 
Akt machen, meine Damen und Herren!

Es gäbe noch viel zu sagen, der Tag ist noch lang, andere 
Themen stehen an. Ich wünsche Ihnen, Frau Ministerin, 
viel Spaß bei der Arbeit. Man kann bei dieser Arbeit 
Spaß haben, Frau Ministerin. Manchmal beneide ich Sie 
darum, nicht immer. Ich wünsche mir, dass Sie sich über 
die Klugheit und die Weisheit hinaus, die Sie bei Ihrer Ad-
ministration fi nden, auch Rat im Bayerischen Parlament 
holen. Hier gibt es kluge Männer und Frauen in allen Frak-
tionen, die Ihnen im Dienste unseres Landes guten Rat 
geben können. 

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächste Wortmeldung: Frau Kollegin Gudrun Brendel-Fi-
scher.

Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Sehr geehrter Herr 
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen. Ich glaube, 
Sie alle verfolgen wie ich seit vielen Jahren intensiv die 
regionale und die lokale Berichterstattung in unseren 
Medien. Seit Jahren können wir feststellen, dass insbe-
sondere die europäische Arbeit an unseren Schulen ge-
diehen ist. Nicht nur die Schulen und die Universitäten, 
sondern auch die frühkindlichen Einrichtungen wie die 
Kindertagesstätten beschäftigen sich in Projekten oder 
in irgendeiner anderen Form mit europäischer Bildung. 
Europa ist ein überfachliches Bildungsziel geworden, 
ohne dass es explizit in jedem Fachlehrplan stehen muss. 
Es ist ein Thema, das sich Lehrkräfte und Verantwortliche 
sehr zu Herzen nehmen.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Um den aktuellen Stand in Bayern abzuprüfen, wurde 
vom Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten 
ein Berichtsantrag in dieser Sache an die Bayerische 
Staatsregierung gerichtet. 

Vor allem hat das bürgerschaftliche Engagement in Bayern 
in dieser Richtung stark zugenommen. Viele engagierte 
Bürgerinnen und Bürger sind daran beteiligt. In Ostbayern 
sind viele Bürgerinnen und Bürger in diesem Sinne tätig 
und arbeiten an einem besseren Verhältnis insbesondere 
zu Tschechien und zur Slowakei. Hervorragende Impulse 
gibt vor allem die Euregio Egrensis. Auch viele Heimatver-
triebene, die nicht immer dafür angesehen werden, haben 
sich in den letzten Jahren auf den Weg gemacht, diesen 
Prozess in diesem Sinne zielführend zu begleiten. Auch 
die Jugendverbandsarbeit – ich nenne hier vor allem die 
Jugendringe – sind aktiv dabei. Ich bin guter Dinge, dass 
die nächste Generation, dass unser Nachwuchs eine eu-
ropabegeisterte Generation werden wird. 

Man merkt das auch daran, dass die sprachlichen Barri-
eren immer mehr abgebaut werden. Das entwickelt sich 
nicht nur bei Schülerinnen und Schülern. In Ostbayern, 
beispielsweise im Kreis Wunsiedel, laufen Projekte in 
Schulen und in der Erwachsenenbildung. An den Volks-
hochschulen wird zunehmend Tschechisch angeboten. 
Die Gastronomie versucht, sich fi t zu machen in Erwar-
tung tschechischer Gäste. Diese treffen früher als wir das 
erwartet haben inzwischen auch ein. 
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Trotz aller Begeisterung für Europa möchte ich nicht 
übersehen, dass der Erweiterungsboom der letzten Jahre 
die Befi ndlichkeit der Kernmitglieder wesentlich beein-
trächtigt hat. Ich denke – und dabei sehe ich mich als 
jemand, der in diesem politischen Gremium erst seit 
Kurzem mitarbeiten darf – aber als jemand, der noch sehr 
nah am Bürger ist –, wir brauchen jetzt Raum und Zeit 
zur weiteren Annäherung und zum Zusammenwachsen. 
„In der Ruhe liegt die Kraft“ – diese Lebensweisheit sehe 
ich als einen Leitsatz für die weitere Entwicklung der Eu-
ropäischen Union an. Die überstürzte Aufnahme weiterer 
schwacher Partner, die in einer Mitgliedschaft in der Eu-
ropäischen Union die Lösung all ihrer Probleme sehen, 
ist nicht zielführend. Unser Augenmerk muss deshalb zu-
nächst, auch wenn das von einigen hier anders gesehen 
wird, auf unsere ureigenen Regionen gerichtet werden, 
die ebenfalls Probleme haben und sich momentan in 
einer Aufstiegsorientierung befi nden.

Es ist bereits ein Schlagwort gefallen, das viele Bürge-
rinnen und Bürger gerade mit Europa in Verbindung 
bringen. Das ist zweifelsohne die Bürokratie. Ich fasse 
Sie und mich dafür stellvertretend an der Nase; denn ich 
stelle fest, dass wir alle in Gremien sitzen und dazu neigen, 
immer wieder so manches zu reglementieren. Aus meiner 
– wenn auch noch kurzen – Erfahrung im Parlament muss 
ich jedoch feststellen, dass Reglementierungsabsichten 
vor allem aus der von mir aus gesehen linken Seite dieses 
Hauses kommen. 

(Zuruf von der CSU: Bravo! – Maria Scharfenberg 
(GRÜNE): Sie sind noch nicht so lange hier!)

– Ja, aber es reicht, um das beurteilen zu können. 
Ich glaube schon, dass wir alle ein Interesse daran 
haben – –

(Weitere Zurufe von den GRÜNEN)

– Können Sie vielleicht auch den Mund halten, wenn ich 
hier das erste Mal zu Wort komme?

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der SPD und 
von den GRÜNEN)

Ich denke, wir alle stehen in der Kommunalpolitik oder 
auch hier, auf höherer Ebene, dafür, kreative Vor-Ort-Lö-
sungen zu fi nden. Wir alle sind doch der Meinung, dass es 
nicht darum geht, in Brüssel jedes Detail fl ächendeckend 
regeln zu lassen. 

(Beifall bei der CSU)

Wir sollten alle fraktionsübergreifend an einem Strick 
ziehen. Es ist deshalb nicht dienlich, eine Regierungser-
klärung lächerlich zu machen oder hierzu mit Spott einen 
Beitrag zu leisten.

Mein besonderer Dank gilt allen, die sich in den letzten 
Monaten dafür eingesetzt haben, dass die Fördersumme 
auf 576 Millionen Euro und damit um 15 % erhöht werden 
konnte. Dafür bedanke ich mich ganz besonders bei un-
serer engagierten Europa-Ministerin Emilia Müller.

Wir sind damit auf einem guten Weg, trotz aller Probleme, 
die sicher auch gesehen werden müssen; denn der eu-
ropäische Einigungsprozess ist ein langwieriger Weg, 
den wir in kleinen Schritten gehen müssen. Es wird noch 
lange dauern, bis dieser Zustand eines Tages optimiert 
sein wird. Ich glaube aber, wir sind auf einem guten Weg, 
ein facettenreiches Europa zu schaffen, in dem sich mög-
lichst alle Länder mit ihren Stärken einbringen können und 
in dem unsere Jugend gute Möglichkeiten erhält, eine lie-
benswerte Heimat hat, chancenreiche Arbeitsplätze und 
soziale Sicherheit.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Kollegin Fischer, ich danke Ihnen für Ihre Jungfern-
rede. Sie waren gar nicht aufgeregt. Dies kann auch für 
andere Kolleginnen und Kollegen ein Ansporn sein. 

(Prof. Ursula Männle (CSU): Und kurzfristig ein-
gesprungen! Auch das muss man sagen!)

Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Die 
Aussprache ist damit geschlossen. 

(Widerspruch der Staatsministerin Emilia Müller)

Zu einer zusammenfassenden Stellungnahme – ich bitte 
doch, die Geschäftsordnung im Kopf zu haben – hat nun 
Frau Staatsministerin Müller das Wort. 

Staatsministerin Emilia Müller (Europaangelegen-
heiten): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ein Summary der Europathemen in einer Regierungser-
klärung, und zwar noch vor dem Gipfel, erschien mir als 
sehr wichtig. Ich glaube, dass dies auch im Interesse der 
SPD, der GRÜNEN und der CSU ist. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben parteiüber-
greifend viele Gemeinsamkeiten, aber natürlich auch 
pointierte Unterschiedlichkeiten. Ich möchte mich zu 
Beginn meiner Zusammenfassung nochmals für die gute 
Zusammenarbeit sowohl im Arbeitskreis für Bundes- 
und Europaangelegenheiten als auch im Ausschuss für 
Bundes- und Europaangelegenheiten bedanken, wo wir 
gemeinsam viele Positionen errungen und auch kritisch 
diskutiert haben. Dies gehört ganz einfach zu einer ver-
nünftigen parlamentarischen Arbeit.

Ich möchte fragen: Wo sind denn unsere Unterschied-
lichkeiten? Unterschiedlichkeiten bestehen mit Sicherheit 
hinsichtlich der Türkei. Das muss man im parlamenta-
rischen Betrieb auch gelten lassen. Ich sage dazu ganz 
einfach: Zur Positionsbildung ist es dringend erforderlich, 
Unterschiedlichkeiten zu diskutieren. Es ging um Herrn 
Sarkozy, um den Präsidenten Frankreichs. Dazu sage 
ich: Es ist legitim, dass wir uns mit jemandem verbünden, 
der dieselben Positionen vertritt. Unser Ministerpräsident 
hat im August einen Termin bei Sarkozy und wird dort die 
Themen im Detail noch einmal diskutieren.

(Zuruf von der SPD: Welcher? Beckstein oder 
Stoiber?)
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– Der Termin ist im August. 

Zu den Schutzmaßnahmen hinsichtlich Bulgarien und Ru-
mänien haben wir eigentlich dieselbe Auffassung – seien 
Sie ehrlich. Es geht darum, dass wir in der Europäischen 
Union eine Rechtsbasis brauchen, dass Rumänien und 
Bulgarien auch den Acquis communautaire akzeptieren 
müssen, dass es dort eine vernünftige Rechtsbasis gibt 
und dass wir sie letztendlich gemeinsam einfordern 
müssen. 

Natürlich haben wir auch Unterschiedlichkeiten hinsicht-
lich der Grenzen der Europäischen Union – in der Tat. Das 
ist aber etwas, wo wir wahrscheinlich nie zusammen-
kommen werden. Ich appelliere aber nach wie vor dafür, 
dass wir die Grenzen defi nieren müssen: Wo ist die Fina-
lität der Europäischen Union; wo ist die geografi sche, die 
materielle und die rechtliche Grenze dieser Europäischen 
Union? Das ist ein Thema.

Herr Förster, Sie haben den Verfassungsvertrag ange-
sprochen. Natürlich wollen wir die Fortschritte beim Ver-
fassungsvertrag erhalten. Ein Alleingang der Polen ist 
nicht akzeptabel. Man muss aber nicht auf jeden Theater-
donner reagieren. Ich bin nämlich auch der Auffassung, 
dass es richtig ist, Realitätssinn und Augenmaß zu be-
wahren, statt hektisch zu reagieren. Ein Quadratwurzel-
system unter Bezug auf die Einwohnerzahl des jeweiligen 
Staates, so wie es von den Polen gefordert wird, ist mit 
Sicherheit nicht akzeptabel. Ich sage: Wir wollen die dop-
pelte Mehrheit. Wir wollen auch die qualifi zierte Mehrheit. 
Wie Sie wissen, ist das ein Kompromiss. Aus bayerischer 
Sicht wollen wir diesen Kompromiss auf keinen Fall auf-
geben, weil er mühevoll errungen worden ist. Wir wollen 
dies ganz einfach nicht gefährden. 

Allerdings müssen wir in Europa die Grundwerte ein-
fordern, auf denen alles aufbaut: Akzeptanz, Solidarität 
und auch Toleranz. Zur Solidarität gehört, dass die Mit-
gliedstaaten auch einen gemeinsamen Weg hinsichtlich 
des Verfassungsvertrages fi nden. Mit Nizza plus geht 
es weiter; mit Nizza alleine wird in Zukunft ganz einfach 
keine Handlungsfähigkeit der Europäischen Union mehr 
bestehen. 

Herr Förster, Sie haben auch gesagt, dass Sie die Ak-
zeptanz vermisst haben. Dazu sage ich ganz einfach: Um 
Akzeptanz geht es auch beim Quasi-Subsidiaritätsfrüh-
warnsystem, bei der Einbeziehung der nationalen Parla-
mente, aber auch bei der Einbeziehung der Landtage. Sie 
haben die Forderung nach einem europäischen Mindest-
lohn aufgestellt. Dazu sage ich: Aus unserer Sicht ist er 
wegen unterschiedlicher Produktivitäten in den Mitglied-
staaten und wegen der unterschiedlichen Bedingungen 
in den Mitgliedstaaten verfehlt. Ich halte einen europä-
ischen Mindestlohn für nicht richtig.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Das war 
nicht so gedacht; es ging um einen Mindestlohn 
in Deutschland! – Dr. Linus Förster (SPD): Es geht 
um einen Mindestlohn in Deutschland, um ver-
gleichbare Bedingungen zu schaffen!)

– Da sind wir natürlich weit auseinander.

Wenn Sie gestatten, möchte ich auch zur Rede von Herrn 
Runge noch etliche Anmerkungen machen. Herr Runge, 
ich muss Ihnen sagen: Ich war eigentlich etwas ent-
täuscht, dass Sie Europa derart miesgeredet haben. Ich 
sage Ihnen in aller Deutlichkeit: Damit werden Sie weder 
in Bayern noch in Deutschland und auch nicht in Europa 
auch nur einen einzigen Blumentopf gewinnen.

(Beifall bei der CSU – Dr. Martin Runge (GRÜNE): 
Zuhören können!)

– Das hätten Sie machen sollen, als ich in meiner Re-
gierungserklärung gesagt habe, dass nach der Bevölke-
rungszahl Bayern der neuntgrößte Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union wäre, wenn wir ein eigenständiger Staat 
wären. Das sind wir zwar nicht. Ich sage aber trotzdem, 
dass wir unsere Position in Deutschland und auch im 
Bundesrat nicht verkennen dürfen, wo wir schon vieles, 
auch anhand unserer Gewichtung, durchsetzen konnten. 
Das muss man auch in aller Deutlichkeit sagen. 

(Dr. Martin Runge (GRÜNE): Werden Sie doch 
zunächst einmal in Bayern handlungsfähig!)

Ich sage noch einmal: Wir setzen uns durch. Das haben 
wir auch hinsichtlich des European Institute of Techno-
logy getan. Das machen wir auch bei anderen Dingen. 
Sie haben auch gesagt, dass Sie die Stärkung der Bür-
gerrechte vermisst haben. Ich frage: Worum geht es denn 
eigentlich in der Grundrechtecharta? Das ist etwas, das 
wir auch halten wollen. Das ist ein wichtiger Beitrag. Sie 
sagten ferner, dass Sie die Stärkung der Beschäftigung 
vermisst haben. Worum geht es denn bei der Deregulie-
rung und der Entbürokratisierung? Die Umsetzung der 
Deregulierung ist ein Beschäftigungsprogramm. 

Sie haben noch gesagt, was Ihnen an der Ratspräsident-
schaft alles missfällt. Ich kann dazu nur sagen: Selbstver-
ständlich ist es das Bohren dicker Bretter, wenn es um 
den Klimaschutz geht. Es ist das Bohren dicker Bretter, 
wenn es um die Deregulierung geht. Wenn wir beim Ver-
fassungsvertrag weiter unsere Positionen einbringen, be-
fi nden wir uns auch auf einem guten Weg. Ich glaube, 
man sollte nicht grundsätzlich immer alles schlechtreden. 
Zum Verfassungsvertrag muss ich sagen – das habe ich 
vorhin auch schon gesagt –: Wir brauchen Nizza plus. Auf 
dem jetzigen Stand können wir nicht mehr weitermachen; 
wir wären nicht mehr erfolgreich. 

Akzeptanz und Bürgernähe sind uns auch wichtig. Sie 
haben das Referendum in Deutschland angesprochen. 
Vielleicht können Sie sich erinnern: Es war eine Idee des 
Ministerpräsidenten Stoiber, ein Referendum einzufor-
dern. Dafür haben wir aber keine Mehrheiten bekommen. 
Das wissen Sie so gut wie ich. Eine „Stern“-Umfrage, die 
heute veröffentlicht worden ist, besagt: 65 % der Deut-
schen sind für eine EU-Verfassung. Dazu kann ich nur 
sagen: Die Menschen draußen sind eigentlich sehr intel-
ligent und wissen auch, was sie in einem Europa wollen, 
das Zukunft haben soll. 

Herr Runge, auch noch einen Ton zur Korruption in Rumä-
nien und Bulgarien. Ich möchte schon sagen, dass dies 
nicht mit Bayern vergleichbar ist. In Rumänien und Bul-
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garien geht es um die Veruntreuung öffentlicher Förder-
gelder. Wenn Sie hier direkte und indirekte Vergleiche mit 
Bayern anstellen, dann ist das eine Beleidigung Bayerns, 
und das ist auch eine Unverschämtheit – das möchte ich 
Ihnen auch sagen.

(Beifall bei der CSU)

Damit können Sie die Menschen in Bayern bestimmt 
nicht begeistern.

Lassen Sie mich zum Schluss noch sagen: Ich möchte 
mich für die lebendige, aber auch kritische Diskussion 
bedanken; denn ohne lebendige Debatte werden wir kein 
Interesse der Bürger und Bürgerinnen für Europa und für 
mehr Akzeptanz von Europa wecken. Manchmal dient 
eine kritische Debatte auch dazu, die Menschen zu be-
wegen, Europa positiver zu sehen, als es miesgeredet 
wird. Akzeptanz ist die Basis.

Ich fi nde es schade, Herr Hoderlein, dass Sie keine Visi-
onen haben. Ich kann Ihnen nur sagen: Wir haben welche. 
Weil wir Visionen haben, wollen wir Europa positiv ge-
stalten. Ich sage: Ich will ein starkes Europa, ich will ein 
aktives Europa, das von den Traditionen und Kulturen, 
der Geschichte und seiner Architektur getragen ist.

(Wolfgang Hoderlein (SPD): Das sind doch Platti-
tüden!)

– Nein, das sind keine Plattitüden. Ich kann Ihnen nur 
sagen: 

Wir haben erfolgreich dazu beigetragen, dass das Quasi-
Subsidiaritätsfrühwarnsystem eingeführt worden ist. Das 
ging auch auf das Drängen Bayerns zurück. Das ist das, 
was Sie vorhin eingefordert haben. 

Ich hoffe, meine sehr verehrten Damen und Herren der 
GRÜNEN, der SPD und der CSU, dass wir gemeinsam 
an dem Haus Europa mit einem positiven Grundkonsens 
und mit Visionen bauen können; denn das wollen die 
Menschen, und das brauchen unsere jungen Leute in der 
nächsten Generation. 

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Damit ist dieser Tagesordnungspunkt erledigt. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Beratung der zum Plenum eingereichten Dringlich-
keitsanträge

Wir kommen zunächst zum 

Dringlichkeitsantrag der Abg. Franz Maget, Hans-
Ulrich Pfaffmann, Karin Pranghofer u. a. u. Frakt. (SPD)
Gerecht ist: Mehr Zeit zum Lernen! Gesamtkonzept 

für Ausbau der Ganztagsschulen vorlegen (Druck-
sache 15/8297)

Ich eröffne die Aussprache. – Als Erster hat sich Herr Kol-
lege Pfaffmann gemeldet. 

Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die CSU weitet die 
Ganztagsschulen aus. Ich möchte nicht verhehlen, dass 
wir das grundsätzlich richtig fi nden. Ich meine, Sie haben 
recht, wenn Sie versuchen, an Bayerns Schulen mehr 
Ganztagsangebote zu machen. Das muss man hier zu-
geben; das ist überhaupt keine Frage. 

Ich möchte mich auch durchaus ganz herzlich dafür be-
danken, dass Sie die ideologischen Scheuklappen, die 
Sie jahrelang auf der Nase hatten, endlich ein kleines 
Stück lüften. Wir sind froh, dass Ganztagsschulen heute 
kein sozialistisches Teufelszeug mehr sind, wie Sie diese 
noch vor einigen Jahren bezeichnet haben. 

(Beifall bei der SPD)

Insofern bin ich auch froh, dass Sie die Forderungen der 
Opposition der letzten fünf, sechs Jahre endlich auf-
greifen. 

Ich kann mich noch daran erinnern, dass wir vor zwei 
und drei Jahren im Bildungsausschuss darüber disku-
tiert haben, die Ganztagsangebote an unseren Schulen 
auszuweiten. Ihre Kolleginnen und Kollegen haben im 
Bildungsausschuss noch erklärt, das brauche man nicht, 
das wolle man nicht. Jede Initiative der letzten fünf Jahre 
wurde rigoros abgelehnt. Daran erinnere ich Sie heute, 
wo es nun darum geht, dass mehr Ganztagsschulange-
bote gemacht werden. 

Zu den Inhalten. Ganztagsschulangebote – ich rede von 
den gebundenen Ganztagsschulen – sind ein pädago-
gisches Konzept. Deswegen bin ich etwas skeptisch, 
dass man Ganztagsschulangebote dazu verwenden will, 
die Probleme der Hauptschulen zu lösen. Das wird dem 
Konzept Ganztagsschule nicht ganz gerecht. 

(Beifall bei der SPD)

Denn Ganztagsschule bedeutet, dass man mehr Zeit 
dafür aufwenden will, Kinder individuell zu fördern. Dies 
ist nicht ein Privileg der Hauptschule, sondern eine grund-
sätzliche pädagogische Richtung, die für alle Schularten 
gilt. Deswegen bedauere ich außerordentlich, dass Sie 
Ihre neue Bildungspolitik, was die Ganztagsschulen be-
trifft, auf die Hauptschulen beschränken. Ich würde mir 
wünschen, Sie hätten ein Konzept vorgelegt, das alle 
Schularten berücksichtigt, 

(Beifall bei der SPD)

das heißt auch die Gymnasien. Sie wissen ganz genau, 
dass das achtjährige Gymnasium faktisch bereits eine 
Ganztagsschule ist. Aber die Ressourcen wollen Sie nicht 
bereitstellen. 
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Insofern scheint es mit einer neuen Bildungspolitik nicht 
weit her zu sein. Ich schließe daraus, dass Sie lediglich 
dem Druck, der in den Schulen, bei den Eltern, in Ihren 
Gemeinden und hier im Parlament entstanden ist, end-
lich nachgeben, indem Sie mehr Ganztagsschulangebote 
machen. 

Ganztagsschulangebote bedeuten, die individuellen 
Chancen der Kinder zu verbessern. Das sagen Sie selber, 
lieber Herr Fraktionsvorsitzender Herrmann. Sie sagen: 
Wenn man mehr Ganztagsschulangebote macht, wird 
man die Quote derjenigen, die einen höheren Bildungs-
abschluss erreichen, erhöhen können. Da haben Sie 
recht. Aber das ist nicht auf Ihrem Mist gewachsen. Das 
haben Sie sicherlich irgendwann einmal in irgendeiner 
Veröffentlichung der Opposition gelesen. Das sagen wir 
nämlich seit fünf Jahren. Sie haben inhaltlich aber recht. 
Wir wollen hier nicht darüber streiten, wer das Urheber-
recht hat. 

Aber wenn es so ist, dann muss es doch das oberste Ziel 
sein, lieber Herr Fraktionsvorsitzender Herrmann, dass 
möglichst schnell und möglichst viele Kinder von dieser 
Chance profi tieren. 

(Beifall bei der SPD)

Ich will Ihnen einmal vorrechnen, was Sie machen. Bei 
allem Respekt wollen Sie, dass die bestehenden gebun-
denen Ganztagsschulstandorte von 62 auf 162 bei den 
Hauptschulen ausgebaut werden, und bei den Grund-
schulen soll ein Ausbau von 10 auf 30 stattfi nden. Das 
ist schön, wunderbar. Aber bei 162 Standorten, malge-
nommen mit der durchschnittlichen Anzahl der Schüler 
pro Klasse, zuzüglich der schon bestehenden Ganz-
tagsschulen bedeutet das, dass sich nach Ihrem großar-
tigen Programm rund 5000 Schülerinnen und Schüler in 
Ganztagsschulen befi nden werden. Wissen Sie, wie viele 
Schülerinnen und Schüler wir in Bayern haben? Es sind 
265 000! 

Jetzt stelle ich Ihnen eine Frage. Wenn Sie für 5000 Kinder 
verbesserte Bildungschancen schaffen, was wir be-
grüßen, was passiert dann mit dem Rest? – Sie schaffen 
mit diesem Tempo der Realisierung der Ganztagsschulen 
eine Zweiklassengesellschaft in der Schule; denn die 
einen haben Glück und kommen in den Genuss des 
Besuchs einer Ganztagsschule mit einer verbesserten 
individuellen Förderung, während die anderen warten 
müssen. Wie lange diese warten müssen, wissen wir 
nicht. Das kann keine gute Bildungspolitik sein. Wenn es 
darum geht, die Chancen der Kinder zu verbessern, dann 
müssen wir das schnell machen, damit möglichst viele 
Schüler in den Genuss dieser Angebote kommen. 

Bei den Grundschulen sieht es noch schlimmer aus. 
Gerade bei den Grundschulen – auch das haben Sie 
selber gesagt – ist eine verbesserte Fördermöglichkeit 
wichtig. Wenn wir die 40 Standorte nach Ihrem grandiosen 
Programm mit der durchschnittlichen Anzahl der Grund-
schüler malnehmen, ergeben sich rund 1000 Schüler, 
die in den Genuss Ihres Angebots kommen. Es gibt aber 
510 300 Grundschüler in Bayern. Ich muss Ihnen sagen: 
Es ist eine großartige Leistung, wenn Sie sich heute für ein 

bisschen Ganztagsschulangebote feiern lassen und über 
400 000 Grundschüler einfach nicht in diesen Genuss 
kommen. So darf es nicht gehen. 

Wenn man der Meinung ist, dass Ganztagsschulen die 
Bildungschancen verbessern und die Quote derjenigen, 
die einen Abschluss erreichen, dadurch verbessert wird, 
was ja richtig ist, dann müssen wir das Konzept schnell 
für alle verwirklichen. Oder wollen Sie verantworten, dass 
die anderen Kinder viele weitere Jahre warten müssen, 
bis ihre Bildungschancen verbessert werden? 

(Beifall bei der SPD)

Das ist doch die Frage, die man hier stellen muss. Die Zeit 
spielt hier eine große Rolle. 

Im Dezember 2006 war in den Schlagzeilen der Zeitungen 
zu lesen: „Ein historischer Tag“ – „Ganztagshauptschule 
kommt fl ächendeckend“ – „Eine Revolution in der Bil-
dungspolitik seitens der CSU“. Wissen Sie was? – Ihre 
Ankündigung ist weder ein historischer Tag noch eine 
Revolution. Was wir hier erleben, ist die Summe der bil-
dungspolitischen Versäumnisse der letzten zehn Jahre. 

(Beifall bei der SPD)

Wären Sie unseren Anträgen gefolgt oder hätten Sie, 
wenn Sie aus grundsätzlichen Erwägungen einem Antrag 
der Opposition schon nicht zustimmen wollen, auf die 
Eltern gehört und den Verbänden und den Elternbei-
räten in den letzten fünf Jahren zugehört, dann hätte das 
genügt. Dann hätten wir seit fünf Jahren mehr Ganztags-
schulen und somit bessere Chancen für unsere Kinder. 

Insofern ist es weder ein historischer Tag noch eine Re-
volution, sondern der Nachweis, dass Sie und nur Sie 
dafür verantwortlich sind, dass ganze Generationen von 
Schülern in diesem Land schlechtere Bildungschancen 
haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist die Wahrheit und nichts anderes. 

(Beifall bei der SPD)

Ihre grandiose Ankündigung möchte ich an einem Bei-
spiel deutlich machen: Die Landeshauptstadt München 
hat sich verpfl ichtet, alle Kosten – natürlich Sachkosten 
– im Rahmen des Schulfi nanzierungsgesetzes für die 
genehmigten Ganztagsschulen zu übernehmen. In Mün-
chen haben 19 Schulen einen Antrag gestellt. Insgesamt 
haben Sie 7 genehmigt. Das ist noch nicht einmal die 
Hälfte. Wenn Sie hinsichtlich des Tempos der Verbesse-
rung der Chancen unserer Kinder so weitermachen, sind 
wir nicht in 15 Jahren, lieber Herr Kollege Herrmann, son-
dern weit später bei der Chancengerechtigkeit und Chan-
cengleichheit angekommen. 

(Joachim Herrmann (CSU): Sie sollten unser 
Tempo grundsätzlich nicht unterschätzen!)
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Zum Schluss noch ein Satz bezüglich der Konzentration 
der Ganztagsschule auf Schularten: Sie, Herr Fraktions-
vorsitzender der CSU, haben vor Kurzem erklärt, Sie 
wollten gegenüber der Staatsregierung Druck machen. 
Respekt! Sie haben einen derart gewaltigen Druck ent-
wickelt, dass einem geradezu Angst werden kann. Ge-
radezu Angst kann man vor diesem gewaltigen Druck 
bekommen. Sie haben auch gesagt, Herr Vorsitzender, 
dass Sie die Ganztagsschule für alle Schularten wollten. 
Offensichtlich ist Ihr Wort nicht so viel wert. Der Druck, 
den Sie entwickelt haben, führt dazu, dass noch nicht 
einmal zwei Prozent der Kinder in den Genuss des Ange-
botes kommen, und der Druck führt dazu, dass nicht alle 
Schularten Ganztagsschulangebote bekommen, sondern 
nur Hauptschulen und 30 Grundschulstandorte. Wenn 
das Ihre innovative revolutionäre Bildungspolitik ist, dann 
kann ich Ihnen nur sagen: Gute Nacht! Damit werden Sie 
auch die Chancen der Schüler kaum schnell verbessern, 
Herr Herrmann. 

Es geht darum, nicht auf den Sankt Nimmerleinstag zu 
warten. Die Quote von 10 % an Schülern ohne Schul-
abschluss, die wir mit Ganztagsangeboten verbessern 
wollen, die nahezu 10 %, die jährlich eine bayerische 
Schule ohne Abschluss verlassen, wollen wir schnellst-
möglich reduzieren. Eine Möglichkeit dazu sind Ganz-
tagsschulangebote. Deshalb kann man nicht sagen, wir 
wollten in 15 Jahren ein bisschen mehr gemacht haben. 
Das muss jetzt in einer Aktion vollzogen werden, die bald 
umsetzbar ist. 

Dass Sie es fi nanzieren können, sieht man. Ich begrüße 
ausdrücklich die Milliarde für die Hochschulen. Das hat 
Herr Goppel durchgesetzt; lieber Herr Staatssekretär, 
sagen Sie das Ihrem Minister. Das hat Herr Staatsmini-
ster Goppel innerhalb kürzester Zeit durchgesetzt. Das 
hat er gut gemacht. Offensichtlich, lieber Herr Waschler, 
ist Ihr Bildungsminister nicht in der Lage, im Kabinett für 
entsprechende Finanzmittel zu sorgen. 

(Beifall bei der SPD – Prof. Dr. Gerhard Waschler 
(CSU): Sie vergleichen Äpfel mit Birnen!)

Offensichtlich ist der hochschulpolitische Sprecher Spa-
enle in Zusammenarbeit mit seinem Bildungsminister 
Goppel eine Nummer zu groß für Sie, sonst hätten Sie die 
Bildungsmilliarde bekommen und nicht die Hochschulen, 
obwohl wir Sie natürlich unterstützen. 

(Beifall bei der SPD)

Sie haben noch viel zu tun und sollten sich nicht feiern 
lassen, sondern sollten Ihre Hausaufgaben machen, und 
das heißt, schneller und besser zu Ganztagsschulen zu 
kommen, als Sie es vorschlagen. 

(Beifall bei der SPD – Prof. Dr. Gerhard Waschler 
(CSU): Dazu brauchen wir nicht die Opposition!)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächste Wortmeldung: Herr Kollege Rüth. 

Berthold Rüth (CSU) (vom Redner nicht autorisiert): Herr 
Präsident, Hohes Haus, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Nachdem Kollege Pfaffmann, wie es immer seine Art und 
Weise ist, sehr wenig zum eigentlichen Dringlichkeits-
antrag der SPD gesprochen hat, gestatten Sie mir, dass 
ich ihn kurz skizziere. Er fordert auf, ein Konzept vor-
zulegen, wie der Ausbau der Ganztagsschulen konkret 
vorangetrieben werden soll. Es soll abgeklärt werden, 
welche Schulen dann zu Ganztagsschulen umgewandelt 
werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD: Wenn Sie die 
Veröffentlichungen der Staatsregierung und auch die 
Pressemitteilungen im Allgemeinen zu diesem Thema 
verfolgen würden und wenn Sie gestern und heute Ver-
öffentlichungen gelesen hätten, hätten Sie diesen Antrag 
nicht stellen müssen; denn die Medien waren gestern und 
heute voll mit diesem Thema. 

Es gibt auch, Kollege Pfaffmann, liebe Kolleginnen und 
Kollegen der SPD, eine sehr schöne Broschüre, die vom 
Kultusministerium in Kooperation mit der bayerischen 
Wirtschaft erstellt wurde. Diese Broschüre heißt: „Die 
Ganztagshauptschule in Bayern“. Diese Broschüre dient 
als Leitfaden für die Schulen vor Ort. Vielleicht könnte 
diese Broschüre auch Ihnen und der SPD als Leitfaden 
dienen. 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Schön ist 
es, wenn es eine Broschüre gibt! Schöner wäre 
es, wenn es Schulen gäbe!)

Wir werden im kommenden Schuljahr zusätzlich 
100 Ganztagshauptschulen und 30 Ganztagsgrund-
schulen schaffen. Wir werden mit einem erheblichen 
fi nanziellen Aufwand die ganztägige Förderung und Be-
treuung der Kinder an den Schulen ausbauen und damit 
den Kindern unabhängig von ihrer Lebenssituation opti-
male Bildungschancen ermöglichen. Gerade der Ausbau 
der Ganztagsschulen an Hauptschulen ist ein wichtiger 
Baustein, um die Schülerinnen und Schüler zu fördern 
und sie noch gezielter auf ihr späteres Berufsleben vor-
zubereiten. Wir leisten damit einen wichtigen Beitrag, 
dass Eltern die Erwerbstätigkeit mit der Erziehungsarbeit 
besser koordinieren können. 

Wenn Sie die Frage stellen, wo diese Schulen sein sollen, 
dann nenne ich Ihnen die Regierungsbezirke: Es werden 
31 Ganztagshauptschulen in Oberbayern errichtet, 14 in 
Schwaben und Niederbayern, 13 in Oberfranken, 10 in 
Mittelfranken und je 9 in der Oberpfalz und Unterfranken. 
Es wird daneben weitere 30 Ganztagsgrundschulen 
geben. 

(Susann Biedefeld (SPD): Klassen! Nicht 
Schulen!)

Diese werden auch wieder über alle Regierungsbezirke 
verteilt werden. Sie dürfen nicht vergessen, dass darüber 
hinaus insgesamt 12 000 Hauptschülerinnen und Haupt-
schüler an 345 Hauptschulen offene Ganztagsangebote 
nutzen. Das dürfen Sie nicht aus dem Auge verlieren. 

Auch der Freistaat Bayern stellt entsprechende Mittel 
zur Verfügung. Wir bekommen an den Ganztagsklassen 
an der Hauptschule 12 Lehrerstunden pro Woche sowie 
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weitere 6000 Euro. Damit ist der Unterricht, je nach Kon-
zept der Schule – es wird individuelle Konzepte geben –, 
täglich bis circa 16.00 Uhr zu gestalten. Das ist eine sehr, 
sehr gute Sache. Wir werden insgesamt stolze 162 ge-
bundene Ganztagsschulen haben. Ich denke, das ist eine 
sehr ordentliche Zahl. 

Kriterien – auch danach haben Sie gefragt – bei der Aus-
wahl der künftigen Ganztagsschulstandorte waren die 
Qualität des pädagogischen Konzepts, die Teilnahme 
an der Hauptschulinitiative als Pilotschule im Rahmen 
der Profi lbildung oder Modularisierung, die Situation der 
Schüler im Hinblick auf Förderbedarf und sozialen Hinter-
grund und bei den Grundschulen insbesondere hinsicht-
lich der Sprachförderung. Auch die Größe der Schule und 
die räumliche Situation spielten eine Rolle. 

Zur Frage der Finanzierung kann ich Ihnen sagen, dass die 
Stunden, die zusätzlich gewährt werden, an der Haupt-
schule 12 pro Woche betragen und an der Grundschule 
10. An der Hauptschule gibt es die genannten 6000 Euro 
und an den Grundschulen 3000 Euro. Damit können die 
benötigten Personalkräfte eingestellt werden. 

Ich möchte an dieser Stelle sehr herzlich dem Herrn 
Staatssekretär stellvertretend für das Kultusministerium 
für dieses zukunftsgerichtete Ganztagskonzept danken. 
Zusammen mit der Hauptschulinitiative können wir alle 
Talente optimal fördern und ideale Voraussetzungen 
schaffen, damit diese später erfolgreich in die Berufswelt 
eintreten können. Der Antrag der SPD wurde von der 
Wirklichkeit überholt. Er ist insofern nicht mehr aktuell, 
und die CSU wird ihn deshalb ablehnen. 

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächste Wortmeldung: Frau Kollegin Tolle. 

Simone Tolle (GRÜNE) (von der Rednerin nicht autori-
siert): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich fange mit der Feststellung an: 
Wenn die CSU Druck macht, muss man sich geradezu 
fürchten, weil dann immer eine Minimallösung heraus-
kommt. Herr Herrmann, ich freue mich sehr, dass Sie an-
wesend sind; denn das, was Sie letzte Woche verkündet 
haben, war nicht neu. 

Das hat der Minister schon ein paarmal als etwas Neues 
verkauft. Letzte Woche ist mir dazu ein Dreiklang einge-
fallen: Zunächst ist der Fraktionsvorsitzende Herrmann 
aus dem Dornröschenschlaf erwacht. Er hat sich dann 
verwundert die Augen gerieben und anschließend die 
Langsamkeit entdeckt. Dazu möchte ich Sie nicht be-
glückwünschen.

(Joachim Herrmann (CSU): Da müssen Sie im 
Dornröschen-Märchen irgendetwas missver-
standen haben! Das läuft anders!)

Herr Fraktionsvorsitzender, ich habe einen schönen 
Namen für Sie gefunden: Die Schnecke Johnny macht 
sich auf den Weg, um Ganztagsschulen in Bayern zu-
mindest zu verkaufen. Sie verbreiten sie nämlich nicht 

wirklich. Wenn wir die Zahlen, die das Kultusministe-
rium in seiner gestrigen Pressemitteilung veröffentlicht 
hat, zusammenzählen, werden wir am Beginn des näch-
sten Schuljahres an den Grundschulen ein Angebot an 
Ganztagsklassen in Höhe von 1,65 % haben. Wenn wir 
1100 Hauptschulen zugrunde legen, wird es ungefähr 
14,73 % Ganztagsklassen geben. Herr Kollege Herr-
mann, Sie wollen Druck machen. 177 Anträge wurden 
gestellt. 100 Anträge wurden positiv beschieden. Wenn 
Sie das Tempo anziehen wollen, frage ich Sie, warum Sie 
sich nicht dafür eingesetzt haben, dass alle 177 Anträge 
positiv beschieden werden. Das wäre ein Zeichen an die 
Schulen und an die Kommunen gewesen. Das hätte die 
Kommunen dazu ermutigt, weitere Anträge zu stellen.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Stattdessen liegen 77 Anträge auf Halde. Die Kommunen 
müssen, wenn es Ihnen einfällt, wieder Mittel freizuma-
chen, noch einmal einen Antrag stellen. Diese Schulen 
haben sich große Mühe gegeben, gute Konzepte zu ent-
werfen. Sie mussten Ihre Kommunen von diesen Kon-
zepten überzeugen. Jetzt sitzen sie im Wartestand. Das 
haben die Schulen nicht verdient. Wenn Sie es ernst 
meinen, hätte ich mir gewünscht, dass Sie alle Anträge 
bewilligen.

Wenn man einmal zusammenrechnet, was diese Ange-
legenheit kostet, bin ich der Meinung, dass die notwen-
digen Beträge nicht sehr hoch sind. Für 100 Ganztags-
klassen sind grob überschlagen 40 zusätzliche Lehrer-
planstellen erforderlich. Diese Lehrerstunden könnten Sie 
aus dem demografi schen Gewinn holen. Das bedeutet 
kein Mehr. Wenn jede einzelne Schule zusätzliche Mittel 
in Höhe von 140 000 Euro beantragen würde und Sie den 
maximalen Zuschuss in Höhe von 50 % dazugäben, wäre 
eine einmalige Summe von 7 Millionen Euro erforderlich. 
Das wäre angesichts der momentanen Steuermehrein-
nahmen ein Klacks.

Jetzt weiß ich auch, warum Sie nicht sagen, was es 
kostet. Solange Sie nicht mit den Zahlen herausrücken 
müssen, wollen Sie den Eindruck erwecken, dass Sie viel 
Geld ausgeben würden. In Wirklichkeit ist es nicht sehr 
viel. Ich habe noch einen Betrag vergessen, nämlich 6000 
Euro bzw. 3000 Euro. Auch diese Beträge halte ich an-
gesichts der Tatsache, dass wir jetzt viel Geld haben, für 
Peanuts. 

Herr Kollege Pfaffmann, ehrlich gesagt bin auch ich der 
Meinung, dass durch die gestrige Pressemitteilung alle 
Fragen des Dringlichkeitsantrags erledigt sind. Deshalb 
werden wir uns bei der Abstimmung über den Antrag ent-
halten. In die Richtung meiner Kollegen und Kolleginnen 
aus dem Bildungsausschuss möchte ich sagen: Es ist 
wichtig, dass wir nicht immer nur von einem Jahr zum 
nächsten denken. Das werfe ich Ihnen vor. Wir haben das 
gestern bei einer Diskussion festgestellt. Für den Ausbau 
der Ganztagsschulen – den Sie viel zu spät begonnen 
haben – brauchen wir ein Konzept für die nächsten zehn 
Jahre. Wir brauchen keine Ankündigungen in der Presse, 
die den Eindruck erwecken, als würden Sie immer wieder 
etwas Neues erzählen, als würden Sie eine Million quasi 
zehnmal verkaufen. 
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Ich fordere Sie auf: Fangen Sie nach vier Jahren an, Weit-
blick zu zeigen und legen Sie ein Konzept für die näch-
sten zehn Jahre vor, das darlegt, wie viele Klassen oder 
Schulen Sie in Ganztagsangebote umwandeln wollen, 
wieviel das maximal kosten wird und wie wir das im 
Haushalt fi nanzieren können. Ich halte das für kein großes 
Problem.

Auch Schnecken können Gas geben, und auch Dorn-
röschen können zu Marathonläuferinnen werden. Herr 
Kollege Herrmann, das wünsche ich mir von Ihnen. Die 
Unterstützung der GRÜNEN ist Ihnen sicher. Wir werben 
seit Jahren für Ganztagsschulen.

Herr Staatssekretär, Sie haben gestern die Schulen ge-
nannt, die zum Kreis der positiv Beschiedenen gehören. 
Mir persönlich liegen zwei Schulen am Herzen, und ich 
habe bei diesen Schulen angerufen. Ich war sehr bewegt, 
weil sich diese Schulen sehr gefreut haben. Sie warten 
bereits sehr lange auf ihre Mittel, weil sie sich bereits 
bei der ersten Tranche beworben haben. Ich wünsche 
mir vom Kultusministerium und der CSU-Fraktion, dass 
wir den engagierten Pädagogen und Pädagoginnen an 
diesen Schulen und den Kommunen mehr dieser posi-
tiven Mitteilungen machen. Deshalb mein dringender 
Appell an Sie: Legen Sie ein langfristiges Konzept vor. 
Geben Sie allen Beteiligten eine Perspektive. Vor allem: 
Machen Sie Werbung für Ganztagsangebote. Sie sind er-
stens das bessere pädagogische Angebot und zweitens 
in Zeiten, in denen wir über die Betreuung sprechen, eine 
hervorragende Möglichkeit für Väter und Mütter, einer 
Berufstätigkeit nachzugehen.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächste Wortmeldung: Herr Staatssekretär Freller.

Staatssekretär Karl Freller (Kultusministerium): Herr 
Präsident, Hohes Haus! Ich möchte mich zunächst bei 
Herrn Kollegen Rüth bedanken, der sehr umfassend be-
richtet hat, was sich in Sachen Ganztagsschule in Bayern 
bewegt. Ich möchte seine Ausführungen um zwei bis drei 
Punkte ergänzen, die er nicht ansprechen konnte, weil sie 
aus den Kenntnissen des Kabinetts und der Staatsregie-
rung stammen.

Der erste Punkt. Lieber Herr Kollege Pfaffmann, eines 
kann ich hier unter keinen Umständen stehen lassen, 
nämlich Ihre maßlose Kritik am Kultusminister. Ich erlebe 
Siegfried Schneider jetzt seit zwei Jahren. Wir sitzen im 
Kabinett nebeneinander. Wenn es um Planstellen und 
um Haushaltsmittel geht, habe ich einen Kultusminister 
neben mir, der überzeugend und erfolgreich für mehr 
Stellen und für Bildung in Bayern kämpft.

(Beifall bei der CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist eine Ver-
leumdung, wenn Sie dem Kultusminister nachsagen, er 
würde nicht für Stellen kämpfen und keine Stellen durch-
setzen. Das Gegenteil ist der Fall. Ich bin froh, dass wir 
mit Siegfried Schneider einen Kultusminister haben, der 
in den letzten Jahren viel erreicht hat und auch weiterhin 

erreichen wird. Ich wollte das ein für allemal klarstellen, 
damit in diesem Hause nicht irgendwelche Märchen he-
rumgeistern, die mit der Wirklichkeit nichts zu tun haben. 
Herr Kollege Pfaffmann, ich wünsche mir nicht, dass Sie 
jemals ins Kabinett kommen. Bei einer Gelegenheit hätte 
ich mir jedoch gewünscht, dass Sie drin wären, nämlich 
dann, wenn der Kultusminister für Planstellen kämpft.

Der zweite Punkt, den ich aufgreifen wollte, betrifft die 
Stadt München. Ich habe mich erkundigt, was dort los 
ist. Wenn Sie sich die Zahlen ansehen, stellen Sie fest 
– das lässt sich mathematisch begründen –: 16 % aller 
1000 Hauptschulen sind inzwischen Ganztagsschulen 
oder werden es im Herbst.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Ganz-
tagsklassen!)

In München sind es 18 %. Ich habe mir die Zahlen etwas 
genauer angesehen und festgestellt: Bei den Haupt-
schulen gibt es 14 Anträge. Nur sechs dieser Anträge 
waren vom pädagogischen Konzept so akzeptabel und 
gut, dass sie tatsächlich in die engere Auswahl kamen. 
Von den Anträgen von sechs Schulen, die vom pädago-
gischen Konzept passend waren, wurden vier bewilligt, 
weil zwei Schulen vom Sachaufwandsträger nicht gut 
genug ausgestattet worden sind. 

Ich bitte Sie, sich etwas stärker mit der Stadt München 
auseinanderzusetzen und nicht die Staatsregierung an-
zugreifen. Das ist eine entscheidende Sache.

(Beifall bei der CSU)

Zum Dritten. Wir haben im Herbst die Situation, dass wir 
nahezu 900 Ganztagsangebote machen können. Das ist 
noch nicht einmal das Ende der Fahnenstange; denn Sie 
wissen, dass wir bei den offenen Ganztagsschulen fl e-
xibel sind, was die Erhöhung der Zahl angeht. Wir können 
noch Anträge genehmigen. Das wird auch noch der Fall 
sein. Das heißt, wir werden knapp 1000 Angebote bis 
zum Beginn des neuen Schuljahres erreichen können. 
Fast 1000 Ganztagsangebote in Bayern in einer doch 
relativ kurzen Zeit zu schaffen, ist eine Leistung. Dafür 
möchte ich den Kommunen und den Lehrkräften danken, 
weil eine gute Ganztagshauptschule auch eine entspre-
chende Konzeption braucht.

Ich habe mir die Mühe gemacht und habe in Nürnberg die 
wichtigen Schulen in der Südstadt besucht, die aufgrund 
ihrer Klientel einen besonderen Bedarf haben. Ich habe 
sehr vernünftige Schulleiter und Elternbeiräte getroffen, 
die gesagt haben, wir sind sehr dankbar, dass Jahr für 
Jahr 125 neue Ganztagshauptschulen geschaffen werden, 
aber gebt uns die Zeit, eine Konzeption zu entwerfen, 
die für unsere Schule und unseren Stadtteil stimmig ist. 
Ich glaube, das ist viel wichtiger, als von oben etwas dr-
aufzusetzen, nur damit etwas da ist und damit man in 
der Kommunalpolitik Werbung machen kann. Teilweise 
werden in den Kommunen Anträge gestellt, obwohl an 
den Schulen keinerlei Konzept vorhanden ist. Das kann 
es doch nicht sein. Wir möchten, dass die Schulen die 
Konzepte entwerfen und dass sich Lehrer und Eltern zu-
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sammensetzen. Die Schulen bedanken sich, wenn man 
ihnen etwas überstülpt. 

(Beifall bei der CSU)

Sie selbst sagen doch immer wieder, Entscheidungen 
müssten unten getroffen werden. Wir sagen, wir müssen 
Freiräume lassen. Nichts anderes wollen wir, und dazu 
brauchen die Schulen Zeit. Ihnen ist es lieber, im näch-
sten Jahr einen fundierten Antrag zu stellen, als jetzt von 
der SPD etwas anbefohlen zu bekommen.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zu einer Zwischenbemerkung erteile ich Herrn Kollegen 
Pfaffmann das Wort.

Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Herr Staatssekretär, zur 
Klarstellung: Sie sollten schon bei den Fakten bleiben. 
Die Landeshauptstadt München hat sich per Stadtrats-
beschluss verpfl ichtet, den kompletten Sachaufwand 
für alle genehmigten Ganztagsschulangebote zu über-
nehmen. Also bitte schön. Aber Sie genehmigen die An-
träge eben nicht, und das ist der Grund. Wenn die Staats-
regierung die gleichen Maßstäbe anlegen und sich ver-
pfl ichten würde, alle Anträge zu genehmigen, dann wäre 
das nicht schlecht.

Zum Zweiten. Ich habe nicht behauptet, dass Herr Staats-
minister Schneider nicht um Stellen kämpft. Ich habe le-
diglich gesagt, er kann sich nicht durchsetzen, weil er im 
Kabinett gegenüber den anderen Ministern zu schwach 
ist. Das habe ich gesagt, mehr nicht.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Mir 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die 
Aussprache geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. 
Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 15/8297 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das ist die SPD-Fraktion. Gegenstimmen? – 
Das ist die CSU-Fraktion. Enthaltungen? – BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Damit ist der Dringlichkeitsantrag abge-
lehnt.

Zur gemeinsamen Behandlung rufe ich auf:

Dringlichkeitsantrag der Abg. Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u. a. u. Frakt. 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Sicherheitskonzept für den Transrapid unverzüglich 
vorlegen (Drs. 15/8298)

und den nachgezogenen

Dringlichkeitsantrag der Abg. Joachim Herrmann, En-
gelbert Kupka, Franz Josef Pschierer u. a. u. Frakt. (CSU)
Sicherheitskonzept für den Transrapid darstellen 
(Drs. 15/8316)

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Erste Wortmel-
dung: Herr Kollege Dr. Runge.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Präsident, meine ge-
schätzten Damen und Herren! Unser Dringlichkeitsantrag 
zielt darauf ab, dass die Staatsregierung aufgefordert 
wird, dafür Sorge zu tragen, dass das Sicherheitskonzept 
für das bayerische Transrapidvorhaben unverzüglich dem 
Bayerischen Landtag und der Öffentlichkeit vorgelegt 
wird. Die bisher zu Fragen der Sicherheit, das heißt zur 
Unfallverhütung wie auch zum Notfallmanagement, dem 
Landtag wie auch der Öffentlichkeit vorliegenden Unter-
lagen einschließlich der Planfeststellungsunterlagen sind 
völlig ungenügend, um auch nur ansatzweise beurteilen 
zu können, ob beim bayerischen Transrapidvorhaben hin-
reichend für die Sicherheit Sorge getragen wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich denke, eines sollte klar sein 
und uns alle einen, nämlich die Forderung, dass gerade 
nach dem Brand der Kapruner Gletscherbahn und nach 
den Terroranschlägen auf öffentliche Verkehrsmittel in 
Madrid und London Sicherheitsaspekten beim Bau und 
Betrieb von Anlagen und hier insbesondere dem Brand-
schutz große Aufmerksamkeit gewidmet werden muss.

Die lange Zeit immer wiederkehrende Behauptung der 
Transrapid-Protagonisten, es handle sich hier um ein we-
sentlich sichereres Verkehrsmittel als beim Rad-Schiene-
System und die Unfallgefahren gingen gegen Null, sind 
traurigerweise nicht haltbar. Es ist zwar klar, dass das 
Magnetschwebebahn-Fahrzeug durch die Spurführung 
und das Umgreifen des Fahrweges weitgehend ent-
gleisungssicher ist. Auch sind frontale Zusammenstöße 
wegen des richtungsabhängig gesteuerten Magnetfeldes 
und Auffahrunfälle von einem Magnetschwebezug auf 
den anderen wegen der speziellen Stromversorgungs-
technik wohl nicht möglich. Nie auszuschließen sind aber 
Brände und der Aufprall auf Fremdkörper.

Wenn man sich ansieht, wie die Evakuierungs- und 
Rettungsarbeiten bei den beiden schweren Unfällen in 
Lathen und Shanghai abliefen, dann kann man ganz klar 
feststellen, dass das Ganze äußerst schwierig war. Die 
Münchner Strecke soll über rund acht Kilometer in Tun-
nelbauwerken verlaufen, was Rettungsarbeiten weiter 
erschwert. 

Eines, meine Damen und Herren, dürfen wir hier nach dem 
verheerenden Unglücksfall von Lathen sicher einfordern: 
Es muss sichergestellt werden, dass alle Fahrzeuge, also 
auch die Sonderfahrzeuge, defi nitiv in die Betriebsleit-
technik eingebunden sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bisher wurde das zwar behauptet, aber Staatsregierung 
und Magnetschwebebahn-Planungsgesellschaft sind Be-
weise dafür schuldig geblieben, wobei wir immer sagen, 
um einen solchen Beweis anzutreten, bedarf es nicht der 
Offenlegung irgendwelcher Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnisse, es bedarf auch nicht der Verkündung von Aus-
führungsdetails, die aufgrund von Sicherheitsbedenken 
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im Hinblick auf terroristische Anschläge geheimzuhalten 
sind. Nein, uns würde die Vorlage eines Lastenheftes, 
einer Ausführungsgrundlage oder eines anderen Doku-
mentes genügen, in welchem nicht mehr von „reduzierter 
Betriebsleittechnik für die IH-Fahrzeuge“ – IH-Fahrzeuge 
sind Instandhaltungsfahrzeuge – die Rede ist, in wel-
chem sich auch beispielsweise nicht mehr der Satz fi ndet 
„Sonderfahrzeuge können BLT-Einrichtungen enthalten“ 
– BLT-Einrichtungen sind Einrichtungen der Betriebsleit-
technik –, so wie dies noch in den Ausführungsgrund-
lagen zum Transrapidvorhaben vom Juni 2006 zu fi nden 
war. Da waren noch diese fakultativen Formulierungen 
enthalten. 

Wir haben uns nach den Erklärungen der Magnetschwe-
bebahngesellschaft und unseres Ministers Erwin Huber 
selbstverständlich darangemacht, die Dokumente zu 
bekommen. Wir haben Anträge bei der Gesellschaft und 
beim Eisenbahnbundesamt gestellt. Ich erzähle Ihnen 
einmal, wie das dort abläuft. Erster Antrag, wir berufen 
uns auf das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes. Der 
Präsident schreibt mir: Herr Abgeordneter, Sie fragen, 
ob die Sonderfahrzeuge eingebunden werden; ich versi-
chere Ihnen, sie sind eingebunden. Dann antworte ich: 
Herr Präsident, ich gehe davon aus, dass das nach dem 
schlimmen Unglücksfall selbstverständlich so ist, aber 
uns interessieren vor allem die Dokumente darüber, wann 
dafür Sorge getragen wurde. Stimmen die Behauptungen 
der Bayerischen Staatsregierung, dass das bereits in 
dem Konzept enthalten war, welches im Sommer 2005 
eingereicht worden wäre? – Und was ist die Antwort? 
– Da muss man sich festhalten. Die Antwort des Eisen-
bahnbundesamtes lautet: eigentlich haben wir das doch 
nicht vorgeschrieben. Das war im Februar dieses Jahres. 
Es ist immer noch nicht vorgeschrieben, dass die auto-
matische Einbindung sein muss, und das viele Monate 
nach dem Unglücksfall von Lathen. Es ist allerdings in 
Dokumenten vorgesehen, welche aber nicht dem Eisen-
bahnbundesamt gehören würden, sondern der Gesell-
schaft, und über diese Dokumente kann das Eisenbahn-
bundesamt nicht verfügen. 

So eindeutig sind also die Angaben über Sachverhalte, 
die uns immer als ganz klar und naheliegend dargestellt 
werden. Wenn man die Magnetschwebebahn-Planungs-
gesellschaft anschreibt, hört man erst einmal: Wir sind 
keine Behörde und müssen keine Auskunft geben. Dann 
wird lapidar auf ein paar Stellen verwiesen, die nicht öf-
fentlich einsehbar sind. 

Oft wird gesagt, eine Veröffentlichung wäre wegen der 
Gefahr von Anschlägen nicht möglich. Interessant ist in 
diesem Zusammenhang, dass sich in der Erwiderung auf 
meine persönliche Einwendung – das ist eine 16-seitige 
Erwiderung –, was die Sicherheitsfragen anbelangt, bei-
spielsweise folgender Satz fi ndet: 

Angesichts der Unberechenbarkeit und Vielfalt 
möglicher gewaltsamer Aktionen und in Anbe-
tracht der bereits heute vorhandenen ebenfalls 
weiträumigen unterirdischen innerstädtischen 
Verkehrsanlagen ist keine besondere Erhöhung 
der Gefährdung für die öffentliche Sicherheit zu 
erkennen.

Aber warum wird dann andersherum wieder argumen-
tiert: „Wir können euch die Unterlagen nicht geben, mit 
denen wir die Sicherheit gewährleisten.“? Das ist einfach 
nicht logisch und nicht stimmig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Daneben muss selbstverständlich auch ausgeschlossen 
werden, dass bei den Fahrzeugen, die auf der Münchner 
Trasse eingesetzt werden, ein ähnlicher Zwischenfall 
passiert wie am 11. August 2006 in China, als es massiv 
begonnen hat zu brennen und zu kokeln. Das heißt, es 
geht darum, sicherzustellen, dass eine Selbstentzündung 
von Kabeln bzw. von Antriebssystemen, etwa durch eine 
Überhitzung von Batterien, nicht stattfi ndet.

Besonders in den Tunnelabschnitten der geplanten Ma-
gnetschwebebahn wäre eine Flucht und Bergung von 
Fahrgästen äußerst schwierig und langwierig. Das Wenige, 
was den Planfeststellungsunterlagen zu entnehmen ist, 
reicht schon aus, um Kritik zu üben. Der Abstand der 
Notausstiege im Tunnel, der sehr tief liegt, beträgt bis zu 
600 Meter, in einem Fall sind es sogar 650 Meter. Die We-
geführung ist aufwendig und kompliziert. 

Stellen Sie sich vor, da wollen Leute raus, gleichzeitig 
kommt die Feuerwehr mit schwerem Atemschutz und 
versucht runterzukrabbeln, was da alles los ist. Jede 
Menge an Punkten muss da abgeklärt werden.

Auch die Rettungs- und Bergungsmaßnahmen auf den 
aufgeständerten Fahrwegabschnitten der Münchner 
Transrapidstrecke dürften sich schwierig gestalten. Sie 
wissen, der Begleitsteg soll ab einer Ausstiegshöhe von 
3,50 Metern 80 Zentimeter breit sein, der Abgang nur 
jeden Kilometer. Auch da wieder ein Szenario: Leute 
wollen runter, gleichzeitig kommen die Rettungskräfte. 
Auch dies dürfte zu erheblichen Schwierigkeiten führen. 

Weiterhin muss gefragt werden, ob eine Rettungsfahr-
bahn ausreicht. Ob, wenn man beispielsweise mit meh-
reren Rettungskränen bei einem schweren Unglücksfall 
arbeiten will, durchgehend Rettungs- und Anbahnungs-
wege vorgesehen werden, ob beispielsweise überhaupt 
überall schweres Gerät eingesetzt werden kann. Wenn 
man die Isar queren will oder beim Durchschneiden 
der Kiesweiher in den Isarauen wird das alles äußerst 
schwierig werden. 

Die aktuelle Antwort der Staatsregierung auf Anfragen, die 
erst vor Kurzem von uns gestellt wurden, zeigt ganz klar, 
dass weiterhin viele Schwachstellen bestehen und dass 
die Staatsregierung weiterhin viele Punkte offen lässt. Sie 
erklärt beispielsweise, dass eigene Rettungswege nicht 
durchgehend vorgesehen seien; nicht alle Stellen seien 
mit schwerem Rettungsgerät erreichbar. Es wird offen-
sichtlich davon ausgegangen, dass stets einer der drei 
Evakuierungsplätze erreicht werden kann. Ich zitiere die 
Staatsregierung: 

Die Evakuierungsplätze sind so geplant, dass ein 
Magnetschwebebahnfahrzeug immer einen der 
drei Plätze oder die jeweilige Endstation errei-
chen kann.
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In unseren Augen ist das selbst für den Fall einer lediglich 
technischen Panne äußerst fragwürdig. Nehmen wir aber 
als Szenario an, dass das fahrzeugseitige Magnetfeld 
ausfällt. Dann zu erwarten, dass bei einem Aufprall mit 
Tempo 300 die ganze kinetische Energie mit den Gleit-
kufen abgefangen werden kann und sich dann das Fahr-
zeug noch über viele hundert Meter bis zu einem Evaku-
ierungshalteplatz bewegen kann, das halten wir schlicht 
und ergreifend für illusorisch. 

Völlig unbeantwortet lässt die Staatsregierung auch 
Fragen zu den bisherigen Unfällen in Schanghai und 
Lathen. Da heißt es dann immer: Die Untersuchungsbe-
richte liegen noch nicht vor, also können wir auch noch 
nichts sagen. Interessant ist, dass es dann immer heißt: 
Die Ergebnisse werden dann am Münchner System, am 
Münchner Projekt gespiegelt. Da fragen wir schon: Liebe 
Leute, macht es dann nicht Sinn, erst die Ergebnisse ab-
zuwarten, um sie dann spiegeln zu können, bevor man 
das Ganze fertig plant und genehmigt und aufs Gleis ins 
Schweben setzen will?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das ist tatsächlich die falsche Reihenfolge.

Fakt ist, dass das Sicherheitskonzept bislang noch nicht 
veröffentlicht wurde, also weder den Einwendern im Ver-
fahren noch uns zur Einsichtnahme vorliegt. Es gibt aber 
nun einmal einen elementaren Zusammenhang zwischen 
der Strecke und den Fahrzeugen, auch zwischen der Be-
triebsleittechnik und der Strecke. Das heißt, Fragen der 
Sicherheit und des Notfallmanagements können, wenn 
man nichts zu den Fahrzeugen und nichts zur Betriebs-
leittechnik weiß, auch nicht beantwortet werden. 

An zwei Beispielen möchte ich das ausführen: Wenn wir 
wüssten, dass der Brandschutz im Fahrzeug annähernd 
hinreichend gewährleistet ist, dann könnten wir eher be-
urteilen: Ist die Anzahl der Notausstiege aus dem Tunnel 
hinreichend oder aber nicht? Wenn wir wüssten, wie das 
Fahrzeug auch bei Ausfall der magnetischen Systeme 
gebremst werden kann, dann könnten wir auch sagen: 
Der Begleitsteg ist breit genug, und die Anzahl der Ab-
gänge ist ausreichend – oder aber nicht. Aber wir wollen 
es einfach wissen, um uns wirklich ein klares Bild davon 
machen zu können. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Nochmals, meine Damen und Herren: Wir wollen nicht die 
Veröffentlichung irgendwelcher Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse, auch nicht die Offenlegung irgendwelcher 
Sicherheitsmaßnahmen, die vor Anschlägen schützen 
sollen. Wir wollen ganz grundsätzliche Fragen zur Sicher-
heit, zur Unfallverhütung, zu Notfalleinrichtungen und 
-maßnahmen erklärt und geklärt wissen. Von daher be-
grüßen wir auch den Antrag der CSU, was die Forderung 
zur Darstellung in der Überschrift betrifft. Da heißt es ja: 
„Darlegung des Sicherheitskonzepts“. In Punkt 2 wird 
etwas gefordert, von dem Sie behaupten, dass es schon 
immer der Fall ist: Die Staatsregierung soll dafür Sorge 
tragen, dass die Sicherheit gewährleistet wird. Wir be-
dauern dezidiert, dass Sie es sich im ersten Punkt nicht 

verkneifen können, das Projekt wieder zu glorifi zieren und 
dessen Realisierung zu fordern.

In unseren Augen ist das Projekt kein Leuchtturmprojekt, 
sondern ein Armleuchterprojekt. Es ist verkehrspolitisch 
und verkehrswirtschaftlich ohne Nutzen, von der Energie- 
und CO2-Bilanz sehr negativ, es ist industrie- und arbeits-
marktpolitisch unsinnig und vor allem haushaltspolitisch 
unverantwortlich. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zwei Sätze noch zu den Kosten: Bislang gibt es noch 
keinerlei Einigung, was die Finanzierung anbelangt. Sie 
streiten wie die Bürstenbinder und kommen überhaupt 
nicht zu Potte. Tatsächlich ist es so, dass die angesetzten 
1,85 Milliarden Euro auch nicht ansatzweise ausreichen 
werden. Die Kosten basieren auf völlig veralteten Pla-
nungen. Mittlerweile ist die Strecke wesentlich länger, sie 
ist zwei Kilometer mehr im Tunnel, der Tunnel ist tiefer. 
Die Preissteigerungen sind gerade bei den spezifi schen 
Leistungen exorbitant. Zu sagen, eine Preiseskalation 
von 1,4 % allgemeine Lebenshaltungskosten wäre rea-
listisch, ist lächerlich; denn der Transrapid ist nicht aus 
Schokolode, Butter und Friseurleistungen, sondern da 
geht es um andere Leistungen. Sie können nicht einfach 
den Warenkorb für einen vierköpfi gen Arbeitnehmerhaus-
halt dafür hernehmen. Schauen Sie sich die Preissteige-
rungsraten bei den benötigten Metallen an, bei Stahl und 
Beton, bei Erdbau- und Betonarbeiten. Dann werden Sie 
darauf kommen, dass der Transrapid um viele Hundert 
Millionen Euro, wenn nicht um eine Milliarde Euro teurer 
wird. 

Deswegen – und das bringe ich nur, weil Sie in Ihrem 
Antrag auch etwas Grundsätzliches zum Transrapid 
gesagt haben – fordern wir Sie noch einmal auf: Ver-
zichten Sie auf dieses Projekt, machen Sie Schluss damit 
und setzen Sie die eingesparten Gelder sinnvoller ein, 
beispielsweise für den Nahverkehr in ganz Bayern, wo sie 
dringend notwendig wären.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächste Wortmeldung: Herr Kollege Rotter.

Eberhard Rotter (CSU): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Es ist hinreichend bekannt und bei 
den letzten Sätzen meines Vorredners zum Ausdruck ge-
kommen, dass die GRÜNEN den Transrapid nicht wollen, 
obwohl – daran möchte ich erinnern – die Münchner Re-
ferenzstrecke während der rot-grünen Regierungszeit in 
Berlin ausgewählt wurde. Andererseits ist natürlich be-
kannt, dass wir zu diesem Transrapidprojekt stehen, und 
von daher haben wir dies folgerichtig in Ziffer 1 unseres 
Dringlichkeitsantrages auch noch einmal dokumentiert. 

Die GRÜNEN wollen diesen Transrapid nicht und stellen 
daher immer wieder Anträge dagegen: Planfeststellungs-
verfahren einstellen wegen angeblich nicht gesicherter 
Finanzierung, Planfeststellungsverfahren aussetzen, so-
lange das Sicherheitskonzept nicht vorgelegt ist. Mit dem 
jetzigen Dringlichkeitsantrag, Herr Kollege Dr. Runge, 
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verlangen Sie die Vorlage dieses Sicherheitskonzeptes 
für den Transrapid, nicht irgendeines Lastenheftes oder 
die Vorlage von etwas Ähnlichem,

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Sicherheit der Ma-
gnetschwebebahn hat auch für die CSU-Landtagsfraktion 
oberste Priorität. Dies gilt nicht erst seit diesem bedauer-
lichen Unglücksfall in Lathen. Die Sicherheit für Mensch 
und Umwelt ist zu gewährleisten, und zwar insbesondere 
hinsichtlich der technischen Sicherheit der Anlage, des 
Brandschutzes sowie des Rettungs- und Katastrophen-
schutzes.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege Rotter, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Kollegen Runge?

Eberhard Rotter (CSU): Nein. Ich möchte zuerst meine 
Ausführungen beenden. Er kann sich nachher noch 
einmal zu Wort melden. 

Gleichwohl lehnen wir den Antrag der GRÜNEN aus fol-
genden Gründen ab: Tatsache ist, dass das dafür zustän-
dige Eisenbahn-Bundesamt – EBA – bereits im April 2007 
das Sicherheitskonzept für den Münchner Transrapid ge-
nehmigt hat. In dieses Verfahren, an dem der Freistaat 
Bayern gar nicht beteiligt war, sind die Erkenntnisse 
des tragischen Unglücks auf der Transrapid-Teststrecke 
im Emsland eingefl ossen. Die Genehmigung für das Si-
cherheitskonzept wurde nach den gesetzlichen Bestim-
mungen in einem gesonderten, vom Planfeststellungs-
verfahren unabhängigen Verfahren erteilt. Der Freistaat 
Bayern hat keine Möglichkeit, den Betreiber des Trans-
rapids dazu zu zwingen, das Sicherheitskonzept heraus-
zugeben oder der Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen. 
Die Anti-Transrapid Einwendergemeinschaft – ATEG 
– scheiterte gestern schon aus Zuständigkeitsgründen 
vor dem Bundesverwaltungsgericht mit ihrem Antrag auf 
Erlass einer einstweiligen Anordnung. 

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Nur aus Zuständig-
keitsgründen!)

– Ob das nur Zuständigkeitsgründe sind, Herr Kollege Dr. 
Beyer, wird die ATEG vielleicht vor dem zuständigen Ver-
waltungsgericht Köln mit einem möglichen Antrag weiter 
verfolgen. Das ist denen unbenommen.

Wir und die Bayerische Staatsregierung können die He-
rausgabe des Sicherheitskonzeptes nicht verlangen, 
zumal es Betriebsgeheimnisse, Kalkulationen, technische 
Angaben enthält, welche die DB Magnetbahn GmbH ver-
ständlicherweise nicht in den Händen von Konkurrenten 
sehen möchte. Im Übrigen will ich an die Gefahr von 
Terroranschlägen erinnern, sofern das komplette Sicher-
heitskonzept in falsche Hände geraten bzw. öffentlich 
diskutiert werden sollte. 

Zudem enthält der Dringlichkeitsantrag der GRÜNEN im 
zweiten Teil Wertungen, denen sich die CSU nicht an-
schließen will. Im Übrigen fahren wir mit der Rad- und 
Schienentechnik in Bayern mit ICEs 330 km/h schnell. 
Das ist der Transrapidgeschwindigkeit fast vergleichbar. 
Ich kann mich nicht erinnern, dass im Landtag die Vor-

lage eines Sicherheitskonzepts vorab verlangt oder von 
irgendeiner Seite gefordert worden wäre, obwohl auch 
das Unglück bei Hannover, als der ICE I vor neun Jahren 
verunglückte, gezeigt hat, dass es sinnvoller gewesen 
wäre, einige Sicherheitsübungen im Vorfeld durchzu-
führen, als später feststellen zu müssen, dass das Gerät 
fehlt, um die Wagen öffnen zu können. 

Da jedoch auch für uns – ich habe das deutlich gemacht 
– die Sicherheit von höchster Bedeutung ist, fordert die 
CSU-Fraktion in ihrem Dringlichkeitsantrag die Staatsre-
gierung auf, darauf hinzuwirken, dass bei der Planung, der 
Genehmigung und beim Betrieb des Transrapids ein Si-
cherheitskonzept realisiert wird, das die Sicherheit in um-
fassender Weise für Mensch und Umwelt gewährleistet. 
Dies bezieht sich unserer Auffassung nach vor allem auf 
die technische Sicherheit der Anlage, den Brandschutz 
sowie auf den Rettungs- und Katastrophenschutz. Dabei 
ist insbesondere darauf zu achten, dass Erkenntnisse 
aus dem Unglücksfall von Lathen in das Münchner Pro-
jekt einschließlich des Betriebsleitsystems aufgenommen 
werden. Insofern besteht gar kein Dissens, Kollege Dr. 
Runge. Wir möchten, dass dem Landtag darüber unver-
züglich berichtet wird. Dann wird Gelegenheit sein, diese 
Dinge im Parlament zu diskutieren. 

Im Übrigen geht es uns mit unserem Antrag – ich habe 
eingangs darauf hingewiesen – auch darum, nochmals 
zu dokumentieren, dass wir zum Transrapid stehen. Der 
Transrapid ist im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und 
SPD – auch wenn Teile der Bayern-SPD dies offensicht-
lich anders sehen – als Leuchtturmprojekt verankert. Wir 
sind uns mit der Bundesregierung darin einig, das tech-
nologische Spitzenprojekt zu verwirklichen. Der Freistaat 
Bayern hat seine Bereitschaft erklärt, den Transrapid an-
gemessen mitzufi nanzieren. 

Der Bau des Transrapids ist im nationalen Interesse. Er 
hat eine besondere Bedeutung für die Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen und europäischen Industrie. Er schafft 
Arbeitsplätze im globalen Wettbewerb. Wir dürfen nicht 
ständig davon reden, dass wir mehr Arbeitsplätze brau-
chen. Wir müssen auch zu den technologischen und in-
dustriepolitischen Zukunftsprojekten stehen. 

(Alexander König (CSU): Sehr richtig!)

Im Übrigen müssen wir heute die Grundlagen schaffen, 
um die Verkehrsströme der Zukunft umweltfreundlich zu 
bewältigen. Dies geht über die Bedeutung der jetzt ge-
planten Referenzstrecke weit hinaus. 

Die Transrapid-Strecke vom Hauptbahnhof zum Flug-
hafen ist aber auch aus verkehrspolitischen Gründen 
unverzichtbar. Eine Express-S-Bahn, die als Alternative 
immer wieder angeboten wird, ist nicht fi nanzierbar, da der 
Bund hierfür kein zusätzliches Geld zur Verfügung stellen 
würde. Die Alternative hieße entweder Express-S-Bahn 
oder zweite Stammstrecke. Für eine Express-S-Bahn 
müssten die Mittel vom Nahverkehr aus ganz Bayern ge-
nommen werden. Sie würden uns dort fehlen. Ich erinnere 
an die S-Bahn Nürnberg, den Regio-Schienentakt Augs-
burg, an Streckenausbauten und -sanierungen im Allgäu 
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und im Chemiedreieck zwischen München und Passau, 
in der Oberpfalz oder in Oberfranken.

Die CSU-Fraktion möchte einen attraktiven Schienenper-
sonennahverkehr in der Fläche, weil wir das für die gute 
Entwicklung des ländlichen Raumes als unverzichtbar an-
sehen. Auch aus diesem Grunde sind wir für den Trans-
rapid und gegen die Express-S-Bahn.

Ich bitte Sie um Zustimmung zum Dringlichkeitsantrag 
der CSU-Fraktion. Den Dringlichkeitsantrag der GRÜNEN 
werden wir ablehnen.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Zu einer Zwischenbemerkung erteile ich Herrn Kollegen 
Dr. Runge das Wort. 

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Kollege Rotter, nachdem 
Sie die Zwischenfrage nicht zugelassen haben, stelle ich 
sie über die Zwischenintervention. 

Sie glauben doch nicht im Ernst, dass der Transrapid ir-
gendeine besondere Bedeutung für die Industrie- und Ar-
beitsmarktpolitik hat. Wir haben es hier mit einer ururalten 
Technologie zu tun, die sich trotz der Milliardenförderung 
nicht vermarkten ließ. Das erste wesentliche Patent, der 
Induktionsmotor, stammt aus dem vorletzten Jahrhun-
dert. Das letzte wesentliche Patent, der geregelte Ab-
stand zwischen Fahrzeug und Führung stammt von 1934. 
Gut 30 Jahre ist dieses Teil im Emsland geschwebt, ohne 
dass es einen Abnehmer gefunden hätte. Lediglich die 
letzte große Diktatur dieser Erde hat ihn genommen, weil 
sie mit einem dreistelligen Millionenbetrag aus unserem 
Steuersäckel dafür belohnt worden ist. 

Sie sagten, die Staatsregierung habe keine Zuständig-
keit und könne die Offenlegung des Sicherheitskonzepts 
nicht veranlassen. Zum einen gibt es die Regel, „wer zahlt 
schafft an“, und zum zweiten wissen Sie so gut wie wir, 
dass der Freistaat Bayern noch vor Kurzem zu 50 % Mit-
gesellschafter war. Zu dem Zeitpunkt, als der Freistaat 
noch Mitgesellschafter war, wurde der Antrag beim Ei-
senbahn-Bundesamt – EBA – eingereicht. 

Wir freuen uns auf den von Ihnen geforderten Bericht. Wir 
sind sehr gespannt. Wir befürchten, dass er hohl sein wird 
wie alles, was wir bisher bekommen haben. Ich empfehle 
Ihnen, zum Anhörungsverfahren nach Unterschleißheim 
zu gehen. Ich selbst war mittlerweile fünf Mal dort. Ge-
stern konnte nahezu keine Frage bezüglich der Sicherheit 
beantwortet werden. 

Nun meine Zwischenfrage: Sie sagten, wir hätten unter 
anderem einen Antrag gestellt, das Verfahren wegen an-
geblich nicht gesicherter Finanzierung einzustellen. Wollen 
Sie mit dieser Formulierung ausdrücken, die Finanzierung 
sei gesichert? Sollten Sie darüber etwas wissen, wären 
wir daran sehr interessiert.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Wollen Sie antworten, Herr Kollege Rotter? – Bitte.

Eberhard Rotter (CSU): Herr Kollege Dr. Runge, mit der 
Aussage zur „angeblich nicht gesicherten Finanzierung“ 
bringe ich zum Ausdruck, dass das eine Unterstellung 
Ihrerseits ist und Sie einfach behaupten, dass die Finan-
zierung nicht gesichert sei. Sie wissen, dass in den näch-
sten Wochen entsprechende Verhandlungen stattfi nden 
werden. Trotzdem behaupten Sie im Vorhinein, dass 
die Finanzierung nicht gesichert sei. Die Verhandlungen 
werden abzuwarten sein. 

(Zurufe von der SPD und von den GRÜNEN)

Im Übrigen frage ich mich schon, warum Sie immer wieder 
Anträge stellen, dass die Staatsregierung zur Sicherheit 
Stellung nehmen solle, wenn Sie im Vorhinein der Mei-
nung sind, dass hohle Berichte abgegeben würden. Ich 
glaube nicht, dass das dann eine ernsthafte Auseinan-
dersetzung sein kann. Ich glaube, dass die von Ihnen gar 
nicht beabsichtigt ist. 

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Zwischenbemerkung: Herr Kol-
lege Volkmann. 

Rainer Volkmann (SPD): Herr Kollege Rotter, die Debatte 
ist, glaube ich, sehr viel ernsthafter, als Sie es jetzt zum 
Ausdruck gebracht haben. Ich möchte zunächst darauf 
Bezug nehmen, dass Sie gesagt haben, die Züge fahren 
mit 330 Stundenkilometern. Wenn wir ein seit 150 Jahren 
erprobtes System haben, in dem die Züge jetzt diese Ge-
schwindigkeit fahren, verstehe ich nicht, warum Sie nun 
ein wesentlich teureres System haben wollen, welches 
auch nur eingeschränkt verfügbar ist, nämlich nur für den 
Personenverkehr und nicht für den Gütertransport. Ich 
verstehe nicht, wieso Sie mit dieser Beharrlichkeit darauf 
bestehen. 

Sie sagen weiter, es liege im nationalen Interesse, dass 
wir das machen. Meine Damen und Herren, ist Ihnen das 
in den letzten Tagen nicht aufgefallen? Nachdem es jetzt 
um die Finanzierung geht, wird gesagt, dass wir im Iran 
ein Projekt hätten, mit dem 15 Millionen Pilger befördert 
werden können. Das ist das Zweifache der Einwoh-
nerzahl von Teheran. Die Leute fahren zweimal im Jahr 
zum Pilgern hin und her. Das ist das neue Projekt, das 
Sie anbieten, damit man den Transrapid in Zukunft ver-
kaufen kann. Als das Projekt das letzte Mal zur Debatte 
stand, wurde gesagt, in den Arabischen Emiraten gebe 
es Bedarf. Dann hieß es, zwischen London und Schott-
land werde ein solches Projekt gebaut. Alle die Projekte, 
die Sie – natürlich nicht Sie persönlich, Sie sind immer 
aus dem Schneider – in den letzten Jahren angekündigt 
haben, sind nicht zustande gekommen. 

Deshalb kann ich nur sagen, dass ich bei dieser Angele-
genheit die CSU allmählich nicht mehr verstehe. Ich ver-
stehe nicht, wieso Sie mit einer solchen Halsstarrigkeit 
auf diesem Projekt beharren. Im Koalitionsvertrag steht 
bedauerlicherweise, dass es sich um ein Leuchtturm-
projekt handelt. Dort steht aber nicht, dass das Projekt 
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unbedingt in Bayern verwirklicht werden muss. Ich ver-
stehe nicht, dass Sie einen Leuchtturm zwischen Ostsee 
und Adria genau an dem Punkt bauen müssen, von dem 
beide Meere jeweils mehrere Hundert Kilometer entfernt 
sind. Abgesehen davon werden Leuchttürme seit Jahr-
zehnten nicht mehr gebaut. Von dieser Argumentation 
sollten Sie einmal Abstand nehmen. Dann wäre die Dis-
kussion vielleicht ein bisschen sachlicher, wie es sich 
auch Herr Rotter wünscht.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Alois Glück: Nächster Redner ist Herr Kollege 
Wörner.

(Zurufe von der SPD: Und die Erwiderung von 
Herrn Rotter?)

– Herr Kollege Wörner, Sie haben das Wort.

Ludwig Wörner (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und 
Kollegen! Das Thema „Transrapid“ bewegt die CSU offen-
sichtlich dermaßen heftig, dass sie ihre eigenen Grund-
sätze vergisst. 

(Herbert Ettengruber (CSU): Euch bewegt es, 
aber nicht uns!)

Sie sagen, das Sicherheitskonzept könnten wir nicht be-
kommen, weil es Eigentum des Betreibers sei. Wer zahlt 
denn verdammt noch einmal den Transrapid, falls er 
gebaut werden sollte? Der Betreiber oder wir? In Bayern 
gilt nach Ihrer Meinung immer noch der Spruch: „Wer 
zahlt, schafft an.“ So praktizieren Sie Ihre Politik. Warum 
aber praktizieren Sie genau an dieser Stelle Ihre Politik 
nicht so? Wenn wir den Transrapid realisieren würden, 
hätten wir einen Anspruch darauf, dass wir den Bürge-
rinnen und Bürgern zuverlässig, nicht nur aufgrund Ihrer 
Aussagen, sondern aufgrund der Prüfung hier im Parla-
ment, zusichern können, dass der Transrapid sicherer ist, 
als er sich bisher dargestellt hat. Bisher hat er sich nicht 
unbedingt mit Ruhm bekleckert. 

Ich gehe davon aus, dass das Eisenbahnbundesamt bei 
seiner Untersuchung auf Daten und Fakten vertrauen 
muss, die vom Hersteller stammen. Wenn ich aber daran 
denke, was wir in letzter Zeit über diesen tragischen Unfall 
in den Medien lesen konnten, bin ich mir nicht so sicher, 
ob die Zuverlässigkeit des Herstellers gegeben ist. Die 
müsste man als Erstes infrage stelle. Woher stammen die 
Daten und Fakten, die das Eisenbahnbundesamt zur Prü-
fung hat? Deshalb ist es umso wichtiger, dass noch mehr 
Augen darauf schauen; denn natürlich hat der Hersteller 
ein berechtigtes Interesse daran, seine Technik so gut wie 
möglich darzustellen und zu verkaufen. 

Er will uns schließlich etwas verkaufen. Wenn er aber 
etwas verkaufen will, muss er es auch erklären können. 
Sie würden auch kein Auto kaufen, das über eine neue Si-
cherheitseinrichtung verfügt, die Ihnen der Verkäufer aber 
nicht erklärt. Das würden Sie zu Recht nicht akzeptieren. 
Sie würden auch sagen: Das müssen Sie mir erklären, und 
dann will ich es vielleicht auch noch ausprobieren, damit 
ich mir sicher bin, dass diese Technik funktioniert. Unter 

dieser Prämisse verstehe ich Ihren Widerstand überhaupt 
nicht. Sie wollen den Menschen ein System aufs Auge 
drücken, das diese nicht wollen. Dann aber verweigern 
Sie den Menschen auch noch, darüber mit befi nden zu 
können, ob das System sicher ist oder nicht. 

Herr Kollege Rotter, die höchstmögliche Sicherheit wollen 
wir alle. Dann muss man sie aber auch herzeigen. Beim 
Datenschutz gilt nach dem Herrn Innenminister immer der 
Grundsatz: Wer nichts zu verheimlichen hat, kann doch 
alles herzeigen. Warum gilt der Grundsatz hier nicht? 
Diese Frage ist doch berechtigt.

(Beifall bei der SPD)

Wenn ich kein Problem habe, die Sicherheit offenzulegen, 
weil sie in Ordnung ist, kann ich sie auch veröffentlichen. 

Die Antwort darauf, warum man nicht nach der Sicher-
heit des ICE fragt, ist ganz einfach. Diese Technik ist all-
gemein bekannt. Das können Sie auf jeder Internetseite 
nachlesen, sowohl beim Eisenbahnbundesamt als auch 
bei allen anderen offenen Stellen. Da gibt es nichts, was 
man nicht nachvollziehen kann oder könnte. Die Sicher-
heitskonzepte sind bekannt und hinreichend bewiesen. 
Dort, wo es notwendig war, ist nachgebessert worden. 
Bei einem System, das neu ist, erwarte ich allerdings 
schon, dass die Sicherheitskonzepte offengelegt werden, 
bevor das System in Betrieb genommen wird. 

Meinetwegen braucht es das Sicherheitskonzept so-
wieso nicht, weil ich den Transrapid nicht brauche. Ich 
habe einmal einen schönen Namen dafür gefunden (Bon-
zenschleuder), und bei dem bleibe ich auch. Ihre Argu-
mentation ist seltsam. Sie nehmen den Münchnerinnen 
und Münchnern und den Menschen im Umland im Laufe 
der Zeit ein Stück an Taktfolge zugunsten des Transra-
pids weg. Den kann man aber nur vom Hauptbahnhof bis 
zum Flughafen benutzen. Das, was dazwischen passiert, 
interessiert Sie recht wenig, denn die, die darüber be-
fi nden, kommen nicht aus München oder dem Münchner 
Umland, sondern von irgendwo her. Sie haben von dem 
Transrapid dann höchstens etwas, wenn sie damit spa-
zieren fahren wollen, um zu wissen, wie schön es ist, 
damit zu fahren.

Sie sagen, die Mittel, die man für den ÖPNV braucht, 
müssten auch dem ÖPNV erhalten bleiben. Dann hätten 
Sie aber nicht dem zustimmen dürfen – das haben wir mit 
Mühe herausbekommen –, dass Minister Wiesheu Mittel 
für den ÖPNV für die Planung des Transrapids und für die 
Werbegesellschaft benutzt hat. Damals haben Sie kein 
Wort dazu gesagt, dass man keine ÖPNV-Mittel für den 
Transrapid benutzen darf. Da wundere ich mich schon 
darüber, dass Ihre Kollegen aus dem ländlichen Raum so 
ruhig sind, denn das Geld, das bisher aus dem ÖPNV-
Topf zugunsten des Transrapids gefl ossen ist, geht ihnen 
auch ab. Oder wollen Sie diese Mittel zurückgeben, Herr 
Verkehrsminister Huber? Es wäre nicht schlecht, wenn Sie 
die Mittel, die bisher aus dem ÖPNV-Topf zugunsten des 
Transrapids gefl ossen sind, zurückgeben. Dann könnten 
wir etwas Vernünftiges damit machen, nicht nur im Bal-
lungsraum München, sondern auch darum herum. Das 
wäre eine gute Tat. Dann wären auch die Diskussionen 
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etwas ehrlicher. Sonst ist die Diskussion immer etwas 
schräg, denn wie Sie es gerade brauchen, sagen Sie, es 
wäre notwendig oder es wäre nicht notwendig, Geld aus 
diesem Topf zu nehmen. 

Wir sind der Meinung, diese Technik ist an diesem Ort 
falsch. Der Transrapid ist Spielzeug, er hat mit einem 
Leuchtturm gar nichts zu tun. Wer ein milliardenschweres 
Verkehrsprojekt anschieben will, dem ist es egal, wo er 
es besichtigen kann. Ich verstehe es, dass die Betreiber 
immer wieder ein neues Projekt aus der Tasche ziehen, 
wenn es eng wird. Herr Kollege Rotter, die Finanzierung 
war bisher nicht gesichert. Ob sie es in Zukunft sein wird, 
wird die Zeit zeigen. Sie können hier aber nicht uns vor-
werfen, dass wir daran zweifeln, dass das Geld vorhanden 
ist. Es ist de facto derzeit nicht vorhanden.

Wir sind der Meinung, dass dieses Projekt eine verkehrs-
politische und fi nanzpolitische Totgeburt ist. Wir könnten 
das Geld viel besser für andere Projekte anlegen. Wenn 
Sie den Transrapid als europäisches Projekt von Paris 
über Stuttgart und München nach Prag aufl egen, wäre 
ich jederzeit bereit, mitzumachen. Das hätte Sinn, und 
da wäre die Technik des Transrapids besser eingesetzt, 
auch wenn sie eine längst veraltete Technik ist. Deshalb 
werden wir dem Antrag der CSU nicht zustimmen und 
dem Antrag der GRÜNEN zustimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Alois Glück: Nächster Redner: Herr Staatsmi-
nister Huber.

Staatsminister Erwin Huber (Wirtschaftsministerium): 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Selbstver-
ständlich ist nach dem Unfall in Lathen die Frage der 
Sicherheit des Transrapids von ganz besonderer Bedeu-
tung. Deshalb haben der Bundesverkehrsminister und ich 
unmittelbar, also ein paar Tage nach dem Unfall ein ge-
meinsames Gutachten in Auftrag gegeben, um die Kon-
sequenzen aus dem Unfall in Lathen für das Transrapid-
Projekt in München zu erkunden und um daraus weitere 
Vorschläge abzuleiten. Dieses Gutachten liegt vor; es ist 
auch in die weitere Beurteilung des Eisenbahn-Bundes-
amtes eingegangen. 

Es hat gezeigt, dass relativ geringfügige Änderungen 
und Ergänzungen notwendig waren, weil das Sicher-
heitskonzept in München von Anfang an auf einer völlig 
anderen Grundlage stand als das Sicherheitskonzept 
der Versuchsstrecke im Emsland: Zum Ersten handelt 
es sich bei der Strecke im Emsland um eine Versuchs-
strecke, nicht um eine Anwendungsstrecke wie in Mün-
chen. Zum Zweiten beruht das Sicherheitskonzept in Nie-
dersachsen auf Beurteilungen aus den Siebzigerjahren. 
Ich sage nicht, dass diese Beurteilungen unzureichend 
sind, aber ich sage: Wer sich auch nur im Entferntesten 
bemüht, zu einer objektiven Bewertung zu kommen, Herr 
Kollege Wörner, wird selbstverständlich zu der Aussage 
kommen, dass man jetzt, 30 Jahre später, ganz andere 
technische Möglichkeiten hat. Es ist heute möglich, auf 
der gesamten Strecke alles in ein elektronisches Sicher-
heitssystem einzubinden, sodass nicht wie im Emsland 

Einzelentscheidungen von Personen getroffen werden 
müssen. Das elektronische Sicherheitssystem sieht vor, 
dass das System automatisch reagiert, wenn zwei Fahr-
zeuge auf der Strecke sind. 

(Zuruf des Abgeordneten Ludwig Wörner (SPD))

– Es fällt mir schwer, weil ich gar nicht glaube, dass Sie 
zuhören wollen. 

Das elektronische Sicherheitssystem reagiert also auto-
matisch. Das heißt: Ein vergleichbarer Unfall wie im Ems-
land ist in München per se nicht möglich. Das ist vom TÜV 
und von den einschlägigen Fachleuten bestätigt worden. 

Erstens dürfen auf der gleichen Strecke nicht gleich-
zeitig zwei Fahrzeuge sein. Wenn sie dennoch dort sind 
– das gilt unter Einschluss von Wartungsfahrzeugen –, 
reagiert das System automatisch und schaltet ab. Das 
Sicherheitskonzept für München steht also auf anderen 
Beinen als das im Emsland. Das muss man zunächst 
einmal wissen. Zweitens. Das Sicherheitskonzept ist 
von der zuständigen Gesellschaft beim Eisenbahn-Bun-
desamt eingereicht worden. Es ist im April dieses Jahres 
genehmigt worden. Die zuständige Bundesbehörde hat 
das Konzept also genehmigt. Sicherheitsphilosophie des 
Transrapids ist es, dass das Sicherheitskonzept immer 
fortgeschrieben wird: Es handelt sich also nicht um ein 
einmaliges Konzept, das auf Dauer so bleibt, sondern es 
wird im Betrieb ständig fortgeschrieben. Auch all die wei-
teren Schritte unterliegen selbstverständlich der Aufsicht 
des Eisenbahn-Bundesamtes. 

Sie haben natürlich recht, wenn Sie sagen, dass wir den 
Transrapid in München nur dann realisieren, wenn alles, 
was menschenmöglich ist, für die Sicherheit von Mensch 
und Umwelt getan wird. Aber wenn man den Unfall von 
Lathen auswertet – das Fahrzeug ist ja auf der Schiene 
geblieben –, dann kommt man zu dem Schluss, dass ein 
vergleichbarer Unfall im Rad-Schiene-System vermutlich 
viel schlimmere Auswirkungen hätte als hier. Auch das 
ist zu berücksichtigen. Ich weiß, dass es nicht zulässig 
ist, das einfach so zu vergleichen. Aber bei der Bewer-
tung der Sicherheit eines Technologieprojektes ist dieser 
Aspekt sicher wichtig und nützlich. 

Die Frage nach der Herausgabe des Sicherheitskon-
zepts hat Kollege Rotter schon beantwortet: Dieses Kon-
zept gehört der Magnetbahngesellschaft und wurde in 
einem besonderen Verfahren beurteilt. Wir dürfen über 
dieses Konzept nicht verfügen. Das heißt: Der Antrag der 
GRÜNEN ist objektiv nicht erfüllbar, weil wir über dieses 
Konzept nicht verfügen dürfen. Deshalb fi nde ich den 
Antrag der CSU passend, dass wir all das, was auch für 
die Öffentlichkeit interessant ist und was uns zugänglich 
ist, in einem Bericht an den Bayerischen Landtag dar-
stellen. Ich sage selbstverständlich zu, dass dieser Be-
richt dem Hohen Hause so schnell wie möglich und in 
umfassender Weise, soweit uns die Informationen eben 
zugänglich sind, zur Verfügung gestellt wird. Ich werde 
auch die Magnetbahngesellschaft beeinfl ussen, dass sie, 
wenn es gewünscht wird, auch in einem Ausschuss des 
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Landtags Rede und Antwort steht. Auch dieses Angebot 
möchte ich dem Hohen Hause unterbreiten. 

Die Vorlage des gesamten Konzeptes ist unabhängig 
von dieser Rechtsfrage deshalb problematisch, weil aus 
diesem Konzept schützenswertes Know-how erkennbar 
ist, das auch dem Schutz des geistigen Eigentums un-
terliegt. Ferner möchte ich unterstreichen, was Kollege 
Rotter gesagt hat: Nicht zuletzt wäre die völlige Offen-
legung aller Informationen natürlich für Elemente, die 
wir nicht unterstützen wollen, geradezu eine Einladung. 
Wer für Sicherheit ist, meine Damen und Herren, der darf 
terroristischen und kriminellen Organisationen nicht den 
Zugang zu Informationen erleichtern, die bei der Vorbe-
reitung von etwaigen Anschlägen nützlich wären. 

(Beifall bei der CSU) 

Das wird auch von keinem Industriebetrieb gemacht. 
Auch bei Ereignissen wie bei dem von Heiligendamm 
wird die Polizei nicht vorher das gesamte Sicherheitskon-
zept offen legen; denn es gibt leider Leute, die solche In-
formationen missbrauchen. Ein vernünftiger Mensch wird 
daran denken, wenn er will. – Das sind echte Fragen im 
Zusammenhang mit der Sicherheit.

Wenn ich das, was die Kollegen Volkmann und Wörner 
hier gesagt haben – auch beim Kollegen Runge klang es 
durch –, bewerte, muss ich sagen: Ich hege doch ganz 
erhebliche Zweifel daran, dass es Ihnen wirklich um die 
Sicherheit geht. Ich frage mich, ob es Ihnen nicht einfach 
nur um den Kampf gegen diese Technologie geht. Einer 
ernsthaften Diskussion stellen wir uns. Aber ich unter-
stelle Ihnen, dass die Fragen der Sicherheit missbraucht 
werden, um den Kampf gegen die Technologie zu führen, 
weil ich Ihnen die Ernsthaftigkeit nach dem Verlauf der 
Diskussion in den letzten zehn Minuten absprechen 
muss, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU – Simone Tolle (GRÜNE): Ha, 
ha!)

Jetzt kommen wir, weil sie damit in Verbindung stand, zu 
der Frage nach der Begründung des Projekts. Zunächst 
einmal ist die Frage zulässig und notwendig, warum wir 
für das Transrapid-Projekt sind: Es ist eben nicht nur ein 
Technologieprojekt, sondern es ist auch ein Verkehrspro-
jekt, das in München für die Verbindung vom Haupt-
bahnhof zum Flughafen außerordentlich zweckmäßig, 
nützlich und vorteilhaft ist. Es verbindet nämlich zwei 
Drehscheiben des Verkehrs. Der Flughafen München 
wird in wenigen Jahren 50 Millionen – manche sagen 
auch: 60 Millionen – Passagiere haben. Jeder weiß auch, 
dass die Verkehrsanbindung des Flughafens heute schon 
nicht gut ausgestattet ist. Sowohl die Straße als auch 
die Schiene erschließen heute den Flughafen nicht zu-
reichend. 

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Woher kommt 
das?)

Wenn mit einer Verdoppelung der Passagierzahlen zu 
rechnen ist, muss ich Ihnen, wenn Sie Verantwortung in 

München tragen wollen, sagen: Wer vermeiden will, dass 
München und Umgebung im Verkehr erstickt, muss etwas 
bauen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CSU – Dr. Simone Strohmayr 
(SPD): „Etwas“?) 

Alles andere ist zukunftsblind. Das heißt: Die weit verbrei-
tete Formel „Lasst uns doch den Transrapid einstellen, 
dann sparen wir zwei Milliarden Euro, dann haben wir 
mehr Geld; dann machen wir nicht ein Spielzeug- oder 
Prestigeobjekt!“ übersieht die Zusammenhänge. In jedem 
Fall muss etwas gebaut werden. Das ist dringend not-
wendig, weil sonst ein Verkehrskollaps im Raum Mün-
chen eintritt. 

Die nächste Frage ist: Was bauen wir? – Diese Frage ist 
zulässig. Da gibt es zunächst die Möglichkeit, eine weitere 
S-Bahn zu bauen. Aber wir haben schon zwei S-Bahnen. 
Es wird auch keine eingestellt; die zwei S-Bahnen werden 
weiterhin fahren; das ist doch keine Frage. Gelegentlich 
wird so getan, als würden wir den Transrapid bauen und 
die S-Bahnen einstellen. 

Die zwei S-Bahnen werden selbstverständlich weiter 
fahren. Wer an der Strecke zum Flughafen ist oder dort 
wohnt, der wird nicht erst zum Hauptbahnhof fahren und 
dann wieder dort hinaus.

(Rainer Volkmann (SPD): Genau!)

Die Leute sind vernünftiger als Sie, Herr Volkmann. Wer 
dort draußen wohnt, der wird den nächsten Zugang zum 
Flughafen nehmen. Wir stellen die zwei S-Bahnen also 
nicht ein, sondern wir brauchen eine weitere. 

Nun ist aber in der Tat die Frage berechtigt: Was bauen 
wir? Nun bitte ich die Abgeordneten, die die Landes-
hauptstadt München vertreten, in besonderer Weise 
aufzupassen. Die Landeshauptstadt München möchte 
eine zweite S-Bahn-Stammstrecke. Diese Stammstrecke 
erfordert nach dem jetzigen Stand der Kosten 1,8 Milli-
arden Euro. Vermutlich wird sie sogar noch teurer. Diese 
S-Bahn hat einen Nutzenfaktor von weniger als eins. Zu-
gleich will die Landeshauptstadt eine Express-S-Bahn. 
Diese S-Bahn kostet auch etwa 1 Milliarde Euro; hinzu 
kommen die laufenden Defi zite. Glaubt denn wirklich ir-
gendjemand von Ihnen, dass wir in der Lage wären, Zu-
schüsse des Bundes, die ohnedies knapp sind, zur glei-
chen Zeit für zwei Nahverkehrsprojekte in München zu 
bekommen? – Das ist doch schlichtweg außerhalb der 
Realität! 

Ich sage deshalb, wer von Ihnen den Transrapid bekämpft 
und meint, er kann zur gleichen Zeit die Express-S-Bahn 
und die zweite Stammstrecke realisieren, der wird auf die 
Nase fallen. Man kann nicht zur gleichen Zeit zwei Pro-
jekte, die zusammen drei Milliarden Euro kosten, in Berlin 
durchsetzen. Es ist deshalb ein enormer Vorteil, wenn wir 
den Transrapid nehmen, der außerdem eine Technologie-
Funktion hat und in der Koalitionsvereinbarung nieder-
gelegt ist. Außerdem muss man hier auch noch sagen: 
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Das Konzept ist unter Rot-Grün auf den Weg gebracht 
worden. 

(Rainer Volkmann (SPD): Nein! Das war schon 
vorher!)

Diese konkrete Strecke des Transrapids, die realisiert 
werden kann, machen Sie madig. Diese Strecke, sagen 
Sie, muss verhindert werden. Für Traumstrecken wie 
zwischen Paris und Bratislava erwärmen Sie sich, Herr 
Kollege Wörner. Das Leben ist konkret, Herr Kollege, 
wer nicht in der Lage ist, einem konkreten Projekt zuzu-
stimmen, der ist auch nicht in der Lage, politische Verant-
wortung zu tragen. 

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten 
Ludwig Wörner (SPD))

Wissen Sie, das kennen wir doch schon von Ihnen: Im 
Zweifel heben Sie ab, in idealistische, luftleere Sphären. 
Daran ergötzen Sie sich. Das Leben ist aber konkret. 
Doch da versagen Sie immer. Deshalb ist Rot-Grün auch 
abgewählt worden.

(Beifall bei der CSU – Rainer Volkmann (SPD): 
Nein! Sie heben gerade ab!)

Der Charme des Projekts besteht doch gerade darin, 
dass wir mit dem Transrapid eine Strecke bekommen, die 
für dieses Verkehrsmittel geradezu ideal ist. 

(Rainer Volkmann (SPD): Der ist doch nicht für 
Kurzstrecken gebaut worden!)

Der Transrapid ist ideal, weil er in zehn Minuten vom 
Hauptbahnhof zum Flughafen fährt. Sie bewältigen mit 
keiner anderen Rad-Schiene-Technologie diese Strecke 
in weniger als 30 Minuten. Wenn Sie wollen, können Sie 
mit der rumpelnden S-Bahn fahren. Ich habe nichts da-
gegen. Jeder darf wählen, wie er fahren will.

(Rainer Volkmann (SPD): Wie lange fahren Sie 
denn bis Freising? – Zwanzig Minuten!)

Der eine fährt mit dem eigenen Auto, der andere mit dem 
Taxi, der Dritte mit der S-Bahn und der Vierte mit dem 
Transrapid. Warum wollen Sie das verhindern? 

Der Transrapid hat außerdem den Vorteil – –

(Zuruf des Abgeordneten Rainer Volkmann 
(SPD))

– Herr Kollege, unterstellen Sie doch nicht, einer von uns 
hätte die Strecke im Iran gepriesen, hervorgehoben oder 
erfunden. Wenn ein Münchner Unternehmen sagt, es be-
komme einen Auftrag im Iran, dann bekommt es einen 
Auftrag. Wenn es realisiert werden soll, muss das Projekt 
sowieso vom Bund genehmigt werden. Schieben Sie uns 
das doch nicht unter. Das ist außerdem unredlich. 

Jetzt komme ich zurück zum Transrapid. Mit diesem 
Verkehrsmittel hätten wir aufgrund der zwei unterschied-
lichen Finanzierungstöpfe die Chance – weil der Trans-
rapid eben auch ein Technologie-Projekt ist –, in einer 
überschaubaren Zeit zwei Verkehrsmittel zu fi nanzieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Nun kommt der Einwand: Was ist mit dem ländlichen 
Raum? 

(Simone Tolle (GRÜNE): Genau!)

Eben weil der Transrapid ein Technologie-Projekt ist, be-
kommen wir eine Sonderförderung durch den Bund. Das 
wissen Sie genau; denn das Projekt ist unter Rot-Grün 
in den Bundeshaushalt hineingekommen. Wir bekommen 
50 %, höchstens 925 Millionen Euro. Wir müssen dafür 
einen Anteil übernehmen. Es ist richtig: Ein beschlos-
senes Finanzprojekt zwischen Bund und Land gibt es 
noch nicht. Das muss ausgehandelt werden. Die Lücke, 
die wir haben, beträgt im Moment 340 Millionen Euro. 
Sie werden aber doch nicht behaupten, dass Bund und 
Land, wenn sie wollen, nicht in der Lage wären, in drei bis 
vier Jahren zusätzlich 340 Millionen Euro zu fi nanzieren. 
Das ist eine Frage des politischen Wollens, nicht der fi -
nanziellen Möglichkeiten. Das wird immer ausgetestet 
werden.

(Simone Tolle (GRÜNE): Aha! – Johanna Werner-
Muggendorfer (SPD): Das ist ja interessant!)

Es ist ein gemeinsames Projekt von Bund und Land. Ich 
füge ganz deutlich hinzu, wenn der Bund meint, das wäre 
nur ein Verkehrsprojekt des Freistaats Bayern, das er 
bezuschusst, dann wird die Sache scheitern. Entweder 
Bund und Land fi nanzieren das Projekt gemeinsam, oder 
der Transrapid wird nicht kommen. Dieses Verkehrsmittel 
hat einen Technologie-Aspekt und auch einen Verkehrs-
Aspekt. 

Nun noch einmal zur Frage des ländlichen Raumes. Ich 
kann heute für den Freistaat Bayern sagen, dass die Mitfi -
nanzierung für die Investitionen beim Transrapid niedriger 
ist als bei der Express-S-Bahn. Für diese S-Bahn liegen 
die Investitionen bei mindestens einer Milliarde Euro. Bei 
einem Anteil von 50 % wird der Freistaat mehr Geld brau-
chen als für seinen Finanzierungsanteil beim Transrapid 
nach dem jetzigen Stand der Verhandlungen. 

Es kommt aber noch ein weiteres Argument dazu. Der 
Transrapid wird kostendeckend fahren, für die Deut-
sche Bahn wird er sogar noch einen Gewinn abwerfen. 
Deshalb hat die Deutsche Bahn auch gesagt, dass sie 
185 Millionen Euro zusätzlich aufbringt, um die Finanzie-
rung des Transrapids zu ermöglichen. Vielleicht ist das 
noch nicht das letzte Wort. Das kommt auch daher, weil 
man für den Transrapid ein höheres Beförderungsentgelt 
verlangen kann – 15 oder 16 Euro – als für die S-Bahn, 
deren Fahrpreis bei 8 Euro liegt. Das heißt, der Transrapid 
wird ohne Defi zite fahren. Die Menschen können aber frei 
entscheiden. 
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Das Entscheidende aber ist, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, bei der Express-S-Bahn werden wir pro Jahr 
20 bis 25 Millionen Euro Defi zit zu berappen haben, 
die allein aus Regionalisierungsmitteln des Freistaats 
Bayern zu bezahlen sind. Dieser Betrag fällt dann für die 
Förderung des ländlichen Raumes weg. Das Defi zit tritt 
beim Transrapid nicht ein. Das Defi zit tritt hingegen bei 
der Express-S-Bahn ein. Das ist Ihnen aber eigentlich 
wurscht. Ich sage für alle im Lande: Die Finanzierung 
des Transrapids ist aus den genannten Gründen für den 
Freistaat Bayern günstiger. Sie ist günstiger, weil wir die 
Mittel, die sonst zur Verteilung für die Fläche verfügbar 
sind, weniger beanspruchen müssen. Deshalb wäre der 
Transrapid eine vernünftige fi nanzpolitische Lösung, 
wenn ich die Finanzierung von Investitionen und Defi zit 
zusammennehme. Wer die Express-S-Bahn will, schadet 
dem ländlichen Raum mehr als derjenige, der den Trans-
rapid fi nanziert.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir noch einen 
Hinweis auf die Kosten-Nutzen- Rechnung. Es wird immer 
wieder behauptet, auch von Ihnen, es handle sich um ein 
Prestigeprojekt, das keinen Nutzen hat. Es gibt, wie Sie 
wissen, bei Einrichtungen der öffentlichen Infrastruktur 
ein defi niertes Modell für die Kosten-Nutzen-Rechnung. 
Dieses Modell wird wissenschaftlich angewandt. Ich habe 
Ihnen gesagt, die zweite Stammstrecke hat im Moment 
einen Nutzenfaktor, der unter eins liegt. Eins ist die kri-
tische Schwelle, das heißt, man muss etwas einsparen, 
damit man zumindest diesen Wert erreicht. Obwohl das 
S-Bahn-System in München außerordentlich erfolgreich 
ist, kommt dieser problematische Wert heraus. Beim 
Transrapid liegt der Nutzen-Faktor nach den gleichen Be-
rechnungsmethoden heute bei 2,5. Das heißt, jeder Euro, 
den wir in den Transrapid investieren, hat einen Nutzen 
von 2,5. Es gibt kaum ein Verkehrsprojekt – –

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Martin Runge 
(GRÜNE))

– Herr Runge, das Berechnungsmodell habe doch nicht 
ich gemacht. Das wurde von Wissenschaftlern nach dem 
gleichen Modell erstellt. Kolleginnen und Kollegen von der 
SPD, fragen Sie doch Ihren Bundesverkehrsminister nach 
der Nutzen-Rechnung. Er wird Ihnen das bestätigen. Die 
Ergebnisse sind außerordentlich positiv. Die ersten Ent-
würfe gingen sogar von 3,5 bis 5 aus, je nachdem, wie 
man den industriepolitischen Nutzen rechnet. Das heißt, 
es gibt kaum ein Verkehrsprojekt, das in der Nutzen-Rech-
nung so hoch angesiedelt ist wie der Transrapid. Das sind 
Fakten, die man nicht einfach wegwischen kann.

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen: Erstens: 
Der Transrapid in München ist auf einem sehr modernen, 
vollautomatischen Sicherheitssystem aufgebaut, das mit 
dem in Niedersachsen nicht vergleichbar ist. Zweitens: 
Das Sicherheitskonzept ist vom Eisenbahnbundesamt 
geprüft worden und wird laufend fortgeschrieben. Drit-
tens: Wir geben alle Informationen, die wir haben, an 
dieses Hohe Haus weiter. Viertens: Der Transrapid ist ein 
außerordentlich erfolgversprechendes Verkehrsprojekt, 

das man im Münchner Raum braucht, weil der Münchner 
Raum sonst im Verkehr untergeht und versinkt.

(Rainer Volkmann (SPD): Weil man den Eisen-
bahnanschluss beim Flughafen vergessen hat!)

Wir werden, meine Damen und Herren, damit auch ein 
Technologie-Projekt haben. Es kann nicht sein, dass 
man den Transrapid in China vermarktet und wir nur zu-
schauen.

(Beifall bei der CSU)

Wer nicht den Mut hat, der wird Arbeitsplätze ver-
schenken. 

Wir haben den Mut. Ich sage Ihnen deshalb: Ihre heutige 
Argumentation zeigt wiederum, dass die GRÜNEN und 
Teile der SPD – nicht alle – innovationsfeindlich, techno-
logiefeindlich und zukunftsfeindlich sind. Diesen Beweis 
haben Sie heute wieder erbracht. 

(Anhaltender Beifall bei der CSU – Simone Tolle 
(GRÜNE): Ha, ha, ha!)

Präsident Alois Glück: Zu einer Zwischenbemerkung: 
Herr Kollege Dr. Runge. 

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Minister, wenn Sie keine 
anderen Argumente haben, greifen Sie in die Schublade 
der Technologiefeindlichkeit. Wir lehnen ein konkretes 
Projekt wohlbegründet mit, wie ich meine, sehr guten Ar-
gumenten ab. Ich gehe auf einige wenige Punkte ein. 

Erstens. Bei der standardisierten Bewertung ist an allen 
nur denkbaren Stellen schön- und falsch gerechnet 
worden. Lassen Sie sich das von Jemandem gesagt sein, 
der viele Jahre lang an der Uni München am Institut für 
Verkehrswirtschaft geforscht und unterrichtet hat. 

Zweitens. Der Vergleich der Veröffentlichung des Sicher-
heitskonzeptes für Heiligendamm mit der Veröffentli-
chung des Sicherheitskonzeptes zum Transrapid ist der 
schiefste Vergleich, den ich jemals gehört habe. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Im Übrigen sollten Sie als Wirtschaftsminister schon eine 
Ahnung von Genehmigungsverfahren bei Industriepro-
jekten haben, zum Beispiel auch bei Kraftwerksanlagen. 
Dort ist es durchaus üblich, einige wenige Seiten mit ganz 
sicherheitsrelevanten Dingen, die für Anschläge eine 
Rolle spielen könnten, auszublenden, aber alles andere 
sehr wohl öffentlich auszulegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Drittens. Zu den Geldern muss man wirklich sagen: Dass 
ist die typische Hubersche Milchbubenrechnung. Sie 
haben in jedem Punkt danebengegriffen. Ich nenne nur 
zwei Baustellen. Zum einen ist es so, dass der Trans-
rapid dem ÖPNV massiv Gelder wegnimmt. Herr Kollege 
Wörner hat die Regionalisierungsmittel angesprochen, 
die jetzt schon in dicker zweistelliger Millionenhöhe in 
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Planung und Vorbereitung gefl ossen sind. Lesen Sie zum 
anderen einmal die Machbarkeitsstudie und das Wirt-
schaftlichkeitsszenario der Bahn. Die Bahn spricht selbst 
von der Kannibalisierung der S-Bahn. Betrachten Sie, 
woher die Fahrgäste kommen. Der größte Teil wird von 
der S-Bahn abgeworben werden. Sie wissen, dass die 
Tarifeinnahmen der S-Bahn mit denen anderer Verkehrs-
mittel im MVV gepoolt werden. 

Präsident Alois Glück: Herr Kollege Dr. Runge, wir sind 
über die zwei Minuten! 

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Das waren doch keine zwei 
Minuten. Ich war vorhin schon länger dran. 

Präsident Alois Glück: Für die Zwischenbemerkung 
haben wir zwei Minuten. 

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Dieses Geld fällt weg. Im 
Übrigen ist es auch falsch, wenn Sie von verschiedenen 
Töpfen sprechen. Das trifft nur bedingt zu. Privatisie-
rungserlöse aus Bayern wären woanders besser aufge-
hoben. 

Ein letzter Satz, wenn Sie gestatten, Herr Präsident: Eine 
Verdoppelung der Passagiere am Flughafen München II 
muss nicht hingenommen werden. Die Politik darf vor 
dem Hintergrund einer drohenden Klimakatastrophe eine 
Verdoppelung der Passagierzahlen am Flughafen Mün-
chen II schon gar nicht hinnehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Alois Glück: Zu einer weiteren Zwischenbe-
merkung: Herr Kollege Volkmann. 

Rainer Volkmann (SPD): Herr Staatsminister  Huber, ich 
fände es ausgesprochen erfreulich, wenn Sie einmal zu 
einem Einwand Stellung nehmen würden, den wir schon 
wiederholt angebracht haben, nämlich der Einwand, 
dass der Transrapid das Problem aufweist, dass er zum 
einen in der Konstruktion ungefähr doppelt so teuer wie 
eine Hochgeschwindigkeitsstrecke der Bahn ist – in der 
Leistung, in der Geschwindigkeit ist er zwar nicht exakt, 
aber ungefähr gleich – und zum anderen in der Nutzung 
eingeschränkt ist, weil er keine Lasten befördern kann. Er 
schwebt ja. Er kann nur das befördern, was ein Lastzug 
oder anderthalb Lastzüge befördern können, während 
die Eisenbahn mit einem Güterzug das Zwanzigfache 
transportieren kann. Ich sage das im Bezug auf die Ver-
wendbarkeit dieser einzelnen Strecke. Sie haben selbst 
gesagt, dass es in Europa oder in Deutschland keine 
zweite Anwendungsstrecke mehr geben wird. Das steht 
völlig offenkundig im Raum. Dies wird die Ausweitung 
dieses Systems, das somit einmalig ist, verhindern. 

Etwas anderes halte ich für ausgesprochen ärgerlich. 
Das Ganze hängt doch nur damit zusammen, dass die 
Staatsregierung bei der Planung des Flughafens damals 
offenkundig gedacht hat, es reicht, ihn mit der S 8 an-
zuschließen, und dass ein Anschluss an die Fernbahn 
überhaupt nicht geplant war. Das wollen Sie jetzt mit dem 
irrwitzigen Betrag von 2 Milliarden Euro auf einen Schlag 
korrigieren. Ich meine, das steht in keinem Verhältnis. Sie 

sagen, wenn der Bund 1 Milliarde zahlt und die anderen 
Länder in der Republik so blöd sind, das Geld aufzu-
bringen, dann nehmen wir das mit. Ich sagen Ihnen aber: 
Das steht in keinem wirtschaftlich vernünftigen Verhältnis. 
Mit diesem Geld könnte man sehr viel anderes machen. 

Zur Geschwindigkeit. Wenn ich zum Flughafen fahre, 
frage ich mich immer, warum die S-Bahn in Neufahrn 
drei Minuten steht. Ich frage mich, warum die S8 mit 
120 km/h fährt, und warum es nicht die Möglichkeit gibt, 
sie schneller fahren und sie zwischen Flughafen und Ost-
bahnhof vielleicht nur ein- oder zwei Mal halten zu lassen. 
Dann würde die Fahrtzeit ungefähr 20 oder 25 Minuten 
betragen. Das wäre schon viel besser. Die Frage ist, ob 
es 20 Minuten Zeitersparnis braucht, wenn man fünf 
Stunden von Türe zu Türe benötigt. 

(Zurufe von der CSU)

– Regen Sie sich nicht auf. Das Recht, mich zu unterbre-
chen, steht nur dem Herrn Präsidenten zu, und dem folge 
ich normalerweise auf das Wort. Das weiß er. Habe ich 
die zwei Minuten ausgeschöpft? 

Präsident Alois Glück: Ja.

Rainer Volkmann (SPD): Dann schweige ich jetzt und 
bedanke mich für den Hinweis.

Präsident Alois Glück: Das Wort hat Herr Staatsminister 
Huber.

Staatsminister Erwin Huber (Wirtschaftsministerium): 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! In der ge-
botenen Kürze: Es trifft zu, dass die Investitionskosten 
beim Transrapid höher sind. Ich habe aber gesagt, dass 
es keinen Sinn macht, nur die Investitionskosten zu ver-
gleichen. Man muss vielmehr auch, was betriebswirt-
schaftlich üblich ist, die Kosten des Betriebs und die 
Einnahmen über 25 Jahre heranziehen. Bei der S-Bahn 
resultiert dann ein Defi zit, beim Transrapid aber nicht. 
Deshalb ergibt eine volkswirtschaftliche Rechnung, dass 
im Grunde präterpropter, wie der Niederbayer sagt, über 
die 25 Jahre in etwa die gleichen Kosten entstehen. Das 
müssen Sie vergleichen. Sie wollen sie im Grunde aber 
gar nicht vergleichen. Sie wollen einen Kampf führen, 
keinen Vergleich. 

Ein Weiteres. Es ist zutreffend, 

(Zuruf des Abgeordneten Rainer Volkmann 
(SPD))

dass der Transrapid keine Güter transportieren kann. Das 
ist aber nicht ein Problem der Anbindung des Flughafens 
München. Ich habe noch niemanden gehört, der gesagt 
hat, er möchte Güter transportieren. So gesehen ist die 
Strecke zwischen Hauptbahnhof und Flughafen nahezu 
ideal. 

Warum ist der Transrapid schneller als die Rad-Schiene-
Technik? – Weil der Transrapid nicht nur schneller fährt, 
sondern weil er auch eine ungeheure Beschleunigung 
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hat; nach einer Minute erreicht er die Höchstgeschwin-
digkeit. Mit der Rad-Schiene-Technik würde die Höchst-
geschwindigkeit auf der Streckenmitte erreicht werden, 
und dann müsste der Zug schon zu bremsen beginnen. 
Das heißt: Die Rad-Schiene-Technik ist nicht in der Lage, 
das Verkehrsproblem zu lösen. 

Ich bin auch bereit, stundenlang zu sprechen, glaube 
aber, dass dies bei Ihrer Aufnahmewilligkeit sowieso ver-
gebens wäre. 

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten 
Rainer Volkmann (SPD))

Präsident Alois Glück: Ich habe keine weitere Wortmel-
dung vorliegen. Damit ist die Aussprache geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die An-
träge wieder getrennt. Ich lasse zunächst über den 
Dringlichkeitsantrag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN auf der Drucksache 15/8298 abstimmen. 
Wer diesem Dringlichkeitsantrag seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 
die Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
Gegenstimmen? – Die Fraktion der CSU. Stimmenthal-
tungen? – Keine. Damit ist der Antrag mit der Mehrheit 
der CSU-Fraktion abgelehnt.

Jetzt kommen wir zur Abstimmung über den nachge-
zogenen Dringlichkeitsantrag der CSU-Fraktion auf 
Drucksache 15/8316. Wer diesem Dringlichkeitsantrag 
zustimmen will, bitte ich um ein Handzeichen. – Das ist 
überwiegend die CSU-Fraktion. Gegenstimmen? – Frak-
tionen der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. 
Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist der Antrag ange-
nommen. Damit ist diese Thematik abgeschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 a auf:

Erste Lesungen zu Gesetzentwürfen und Staatsver-
trägen, die ohne Aussprache an die jeweils federfüh-
renden Ausschüsse überwiesen werden sollen

Die Fraktionen haben sich darauf geeinigt, dass die Über-
weisung ohne Aussprache an die jeweils federführenden 
Ausschüsse erfolgt. Wer dem so zustimmt, den bitte ich 
um ein Handzeichen, damit auf jeden Fall weitergear-
beitet werden kann. 

(Zuruf der Abgeordneten Maria Scharfenberg 
(GRÜNE))

– Moment! Wir sprechen über die vorliegende Liste. 
Dieser Punkt war immer unstrittig. Auch dieses muss 
erledigt werden, damit in den Ausschüssen weitergear-
beitet werden kann. Darüber gab es im Ältestenrat Über-
einstimmung; eine Änderung wurde nicht beantragt. Wer 
dem so, wie in der Vorlage vorgesehen, auch hinsichtlich 
der Zuweisung, zustimmt, den bitte ich um ein Handzei-
chen. – Gegenstimmen? – Niemand. Stimmenthaltungen? 
– Auch niemand. So beschlossen. 

(Liste siehe Anlage)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 b auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung 
zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen (Drs. 15/8230)
– Erste Lesung –

Es wurde jetzt vereinbart, keine Aussprache durchzu-
führen, sondern den Gesetzentwurf zu überweisen. Im 
Einvernehmen mit dem Ältestenrat schlage ich vor, den 
Gesetzentwurf als federführendem Ausschuss dem Aus-
schuss für Bildung, Jugend und Sport zu überweisen. 
Wer dem zustimmt, bitte ich um ein Handzeichen. – Ge-
genstimmen? – Niemand. Damit so beschlossen. 

In der folgenden Ersten Lesung zur Änderung des Ba-
yerischen Hochschulgesetzes soll eine Aussprache er-
folgen. Ob das heute zeitlich möglich sein wird, ist zwei-
felhaft. Aber wir müssen wohl so verfahren. 

Ich rufe auf:

Dringlichkeitsantrag der Abg. Joachim Herrmann, 
Renate Dodell, Joachim Unterländer u. a. u. Frakt. 
(CSU) 
Mit der Einführung des Betreuungsgeldes die Wahl-
freiheit der Familien stärken (Drs. 15/8299)

Dringlichkeitsantrag der Abg. Franz Maget, Dr. Simone 
Strohmayr, Joachim Wahnschaffe u. a. u. Frakt. 
(SPD) 
„Kinder brauchen nicht mehr Geld, sondern sie brau-
chen gute Angebote“ 
Für eine umfassende Neuordnung der Kindergarten-
fi nanzierung und ein Kindertagesstättenausbaupro-
gramm in Bayern (Drs. 15/8314)

Dringlichkeitsantrag der Abg. Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u. a. u. Frakt. 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Krippenausbau fördern – keine Herdprämie 
(Drs. 15/8315) 

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Ich weise auf 
die Redezeiten der Fraktionen hin, die der natürlichen Be-
grenzung unterliegen. Nach 19.00 Uhr kann nicht mehr 
abgestimmt werden. 

Das Wort hat Herr Kollege Unterländer. 

Joachim Unterländer (CSU): Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Es ist zu begrüßen, dass 
sich die Koalition in Berlin darauf geeinigt hat, ab dem 
Jahr 2013 dem Bedarf entsprechend einen Krippenplatz- 
oder vergleichbaren Betreuungsanspruch im frühkind-
lichen Bereich zu gewährleisten. Damit verbunden ist es 
aber genauso notwendig, dass für die Familien, die ein 
solches frühkindliches Betreuungsangebot nicht in An-
spruch nehmen, eine fi nanzielle Entlastung gewährt wird. 
Nur wenn wir diesen Weg gehen, ist das Ziel, über das 
wir uns eigentlich im Klaren sein sollten, nämlich echte 
Wahlfreiheit zu erreichen, zu realisieren. 
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Deshalb stellen wir seitens der CSU-Landtagsfraktion 
und seitens der CSU eine entscheidende Forderung. 
Wir wollen der Bayerischen Staatsregierung den Auftrag 
geben, für ein Betreuungsgeld ab dem zweiten und für 
das dritte Lebensjahr in Höhe von rund 150 Euro einzu-
treten, das parallel mit einem Rechtsanspruch auf eine 
frühkindliche Betreuung verwirklicht werden soll. Für uns 
ist klar: Wenn es für den einen Bereich einen Rechtsan-
spruch gibt, dann muss es diesen auch für den anderen 
Bereich geben. Diese Forderung ist Ausdruck einer Politik 
der Wahlfreiheit. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bedauere 
zutiefst – das sage ich über den parteipolitischen Tel-
lerrand hinaus –, auf welchem Niveau diese Diskussion 
teilweise geführt worden ist und wird. Wenn von einer 
„Herdprämie“ oder von einer Diskriminierung der Eltern 
die Rede ist, wenn die Erziehungsleistung von Eltern in 
Zweifel gezogen wird, dann halte ich das für eine Aufkün-
digung eines gesellschaftlichen Konsenses, über den wir 
uns eigentlich einig sein sollten. Denn es sind die Eltern, 
die die Grundlage für die kindliche Entwicklung schaffen. 

Der Staat darf nicht in die Familien hineinregieren. Das 
hat im Übrigen auch bereits das Bundesverfassungsge-
richt festgestellt, als es seine Urteile zum steuerlichen Fa-
milienlastenausgleich formuliert hat. Es ist auch und vor 
allem nach dem Grundgesetz, das die Basis für unser ge-
sellschaftliches Zusammenleben und einen gesellschaft-
lichen Konsens darstellt, das Recht der Familie, zu ent-
scheiden, welche Lebensbiografi e sie geht. Dies dürfen 
wir nicht werten, sondern müssen alle Varianten und alle 
Alternativen, die sich hier anbieten, gleichberechtigt und 
gleichmäßig unterstützen. Das ist die Politik der CSU und 
der CSU-Landtagsfraktion. Dazu gehört eben auch eine 
fi nanzielle Entlastung der Familien. Nur dann ist ein kom-
plettes familienpolitisches Konzept gegeben. 

(Zuruf des Abgeordneten Joachim Wahnschaffe 
(SPD))

– Was Sie sagen, Herr Kollege Wahnschaffe, ist völlig 
fehl am Platz. Ich äußere mich dazu gern, obwohl es von 
meiner Redezeit abgeht und ich ohnehin relativ knapp 
reden will. Aber das ist genau die gleiche Diskriminie-
rung, die mit einer Formulierung vorgenommen wird, wie 
sie von Ihren politischen Freunden in Berlin, also von der 
SPD, aber auch von den GRÜNEN verwendet wird, wenn 
von „Herdprämie“ gesprochen wird. Das ist eine Diskri-
minierung von Eltern, wenn ein Elternteil zu Hause bleibt. 
Es ist auch eine Diskriminierung von Frauen, die sich für 
die eine der beiden Lösungen entscheiden. Beide For-
mulierungen passen nicht zu der Lösung der Probleme 
und passen nicht in diese Diskussion. Davon sollten wir 
Abstand nehmen. 

Der Dringlichkeitsantrag der CSU-Landtagsfraktion soll 
ein unterstützendes Signal für die Forderung sein, ein 
Betreuungsgeld in dem genannten und beschriebenen 
Sinn einzuführen. Wir brauchen – das ist sowohl in Berlin 
so vereinbart worden – als es auch der Schwerpunkt der 
Bayerischen Staatsregierung und der CSU-Landtags-
fraktion ist – einen bedarfsgerechten Ausbau an Kinder-
betreuungsplätzen. Dieser bedarfsgerechte Ausbau setzt 

die Investitionen im frühkindlichen Bereich voraus, setzt 
aber auch voraus, dass wir von staatlicher Seite, also auf-
seiten des Freistaates Bayern, entsprechend investieren. 

Diese Investitionen sind durch das Bayerische Kinder-
bildungs- und -betreuungsgesetz bereits gewährleistet. 
Diese Systematik müssten Sie endlich begreifen. Sie 
müssen keine neuen Investitionsprogramme machen, 
weil man mit der Bedarfsfeststellung bereits in jeder Kom-
mune ohne jegliche Deckelung einen Ausbau der Kinder-
betreuung vornehmen kann. Der Staat kann dabei keine 
Einschränkungen bewirken, weil die Kommunen gegen-
über dem Staat einen Rechtsanspruch auf die Mitfi nan-
zierung haben. Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis! Sonst 
muss ich Ihnen unterstellen, dass Sie das Gesetz nicht 
richtig kennen oder bewusst die Unwahrheit sagen. 

Präsident Alois Glück: Herr Kollege, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Wahnschaffe? – Herr Wahn-
schaffe, bitte. 

Joachim Wahnschaffe (SPD): Herr Unterländer, können 
Sie dem Haus erklären, warum Ihnen das Betreuungsgeld 
so wichtig ist, wenn Sie auf der anderen Seite das Lan-
deserziehungsgeld im gleichen Zug kürzen? 

Joachim Unterländer (CSU): Lieber Herr Kollege Wahn-
schaffe, Sie wissen von den Beratungen zum Landeser-
ziehungsgeld, dass es in besonderer Weise wichtig ist, 
für eine Entlastung der Mehrkinderfamilien zu sorgen. Wir 
haben den Schwerpunkt beim Landeserziehungsgeld ge-
setzt. Sie können sicher sein – darauf haben wir immer 
wieder hingewiesen –, dass familienpolitische Leistungen, 
wie sie heute gewährt werden, nicht das Ende der Fah-
nenstange sind, sondern dass wir in diesem Zusammen-
hang politische Weiterentwicklungen verfolgen. 

Lassen Sie mich noch einmal auf den Ausbau der Kin-
derbetreuung kommen. Wir haben zum einen den quan-
titativen Ausbau durch das Bayerische Kinderbildungs- 
und -betreuungsgesetz – BayKiBiG – sichergestellt. Wir 
haben zum Zweiten aber auch übereinstimmend das 
politische Ziel, die Qualität der Kinderbetreuung weiter-
zuentwickeln. Das ist eine genauso notwendige Aufgabe 
zur Förderung der Kinder. 

Ich vermisse in dieser Diskussion sehr häufi g, dass wir 
uns auf das einigen, um das es uns in erster Linie geht. 
Wir haben nämlich nicht nur die Situation der Eltern im 
Blick, sondern uns geht es um das Kindeswohl. Dieses 
müssen wir in diesen familienpolitischen Auseinanderset-
zungen immer in den Mittelpunkt rücken. 

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten 
Johanna Werner-Muggendorfer (SPD))

– Das ist eine Forderung, mit der wir uns im Prinzip aus-
einandersetzen müssen, Frau Kollegin Werner-Muggen-
dorfer. 

Die Haltung verschiedener Sozialdemokraten und 
GRÜNEN – ich möchte da bewusst differenzieren – bei 
der Forderung nach Einführung eines weiteren Famili-
enlastenausgleichs im Sinne des Betreuungsgeldes be-
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zeichne ich als skandalös und dem gesellschaftlichen 
Frieden widersprechend. 

Ich warne mit Nachdruck vor der ewigen Diffamierung 
der Eltern. Die Familie ist und bleibt der wichtigste Ort 
der Bildung, Erziehung und Betreuung. Ich fordere die 
Rückkehr zu einer Ermutigung der Eltern und der jungen 
Menschen. 

Wir müssen uns auch über die Situation im Klaren sein: 

Wie geht es Familien, wenn wir ständig einem Teil vor-
werfen, er erziehe die Kinder nicht richtig, wenn ein El-
ternteil zuhause bleibe? Wie geht es uns, wenn andere mit 
dem Zeigefi nger darauf hinweisen, Frauen oder Männer, 
die beide erwerbstätig sind, sind keine guten Eltern? Das 
alles sind Moralisierungen, die fehl am Platze sind. Unser 
politisches Ziel muss sein, einen gesellschaftlichen Kon-
sens herzustellen im Hinblick auf ein Ja zum Kind und 
einer Ermutigung zur Familie. Ziel muss sein, die fami-
lien- und kinderfreundlichen Rahmenbedingungen zu 
verbessern und dies als Signal an die Familien rüber 
zu bringen. Wenn wir das nicht tun, wenn wir das nicht 
gleichberechtigt auf beiden Schienen tun, dann ist das 
der falsche Weg, den wir nicht mitgehen können. Wenn 
ich bei Ihren Dringlichkeitsanträgen im Betreff von Herd-
prämie lese oder wenn ich lese: kein zusätzliches Geld für 
Kinder, dann sind das Ansätze, bei denen ich nicht ver-
stehen kann, warum Sie aus sozialpolitischen Gründen 
nicht für beide Wege sind. 

Wir müssen klare Prioritäten setzen. Familien- und Kin-
derpolitik der Zukunft muss den Menschen Signale 
geben und nicht Vorschriften machen. Dazu gehören fünf 
Punkte: Erstens, die fi nanzielle Förderung auf der einen 
Seite und der bedarfsgerechte Ausbau der Kinderbe-
treuung auf der anderen Seite, 

zweitens, die Stärkung der Qualität der Rahmenbedin-
gungen der Kinderbetreuung für die Kinder, um die es 
geht, 

drittens, die familienfreundliche Kommune, 

viertens, eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Er-
werbsleben und 

schließlich eine unterstützende Begleitung der Eltern im 
Erziehungsprozess. 

In diesem Gesamtkonzept gehört der Rechtsanspruch 
auf einen frühkindlichen Betreuungsplatz, ebenso wie 
das Betreuungsgeld, in eine gemeinsame Forderung zur 
Umsetzung dieses Konzepts. Ich bitte Sie, diesen Weg im 
Interesse der Familien und der Kinder mitzugehen. Sonst 
sind wir auf einem Holzweg, den wir im Interesse dieser 
wichtigen Grundlage für die Zukunft der Gesellschaft 
nicht mehr mitgehen können. 

(Joachim Wahnschaffe (SPD): Das war das rich-
tige Wort! Sie sind auf dem Holzweg!)

Ihre Ansichten sind sehr einseitig. Deshalb Ja zum Be-
treuungsgeld als klares Signal an Berlin. Der Bayerische 
Landtag ist hier wie in anderen Bereichen auch fort-
schrittlich. Ich bitte um Zustimmung zum Antrag der 
CSU und Ablehnung der Dringlichkeitsanträge von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN aus den genannten 
Gründen. 

Präsident Alois Glück: Nächste Wortmeldung: Frau Kol-
legin Dr. Strohmayr. 

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Sehr geehrte Kolleginnen, 
liebe Kollegen! Herr Unterländer, ich stehe fassungslos 
vor Ihrem Antrag. Sie wollen die Wahlfreiheit stärken, so 
lese ich da, aber wie ist denn die Situation in Bayern? Gibt 
es überhaupt eine Wahlfreiheit? Können sich Mütter und 
Väter wirklich für Familie und Beruf entscheiden? Über 
die Betreuungssituation haben wir an dieser Stelle schon 
ausgiebig diskutiert, aber anscheinend noch immer nicht 
genug. Sie haben es noch nicht verstanden. 

Die Situation der Kinderkrippen in Bayern ist nach wie vor 
schlecht. Nicht einmal 10 % der Kinder unter drei Jahren 
haben einen Betreuungsplatz. Von 16 Bundesländern 
steht Bayern auf dem 13. Platz. Buh, Herr Unterländer! 
Sie sind auf diesem Feld eben gerade nicht Spitze. Wir 
müssen kräftig aufholen, wenn wir auf das Niveau an-
derer Bundesländer kommen wollen. 

Ist es eine Wahlfreiheit, wenn nur sieben Prozent der 
Eltern einen Platz in der Kinderkrippe oder bei der Tages-
mutter fi nden, obwohl Bedarfserhebungen, zum Beispiel 
bei mir im Landkreis, ergeben haben, dass sich 20 bis 
25 % der Eltern von Kindern unter drei Jahren einen Platz 
wünschten? Ist das Wahlfreiheit, Herr Unterländer? Ich 
glaube, das ist keine Wahlfreiheit. 

Sie wollen Familien unterstützen, das wollen wir auch. 
Das Betreuungsgeld ist mit Sicherheit der falsche Weg. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Die Bundesfamilienministerin hat das im Übrigen auch er-
kannt. Ich zitiere: Kinder brauchen nicht mehr Geld, son-
dern sie brauchen gute Betreuung. – Das ist ein Zitat Ihrer 
Familienministerin. 

(Beifall bei der SPD)

Mit der Idee, ein Betreuungsgeld für Eltern zu for-
dern, stehen Sie allein, Herr Unterländer. Was noch viel 
schlimmer ist: Mit dieser Idee gefährden Sie den Ausbau 
der Kinderkrippen auch in Bayern. Die Situation hin-
sichtlich der Versorgung mit Kinderkrippen ist in Bayern 
– wie wir bereits feststellen mussten – aus ideologischen 
Gründen völlig unzureichend. Mit den jetzt beschlos-
senen Bundesmitteln, Investitionszuschüssen und Be-
triebskostenzuschüssen könnten wir es endlich schaffen, 
das Betreuungsangebot ausreichend auszubauen. End-
lich hätten wir die Möglich, tatsächlich für jedes Kind, das 
einen Platz braucht, einen solchen zu schaffen. 

Jetzt kommen Sie mit Ihrer Idee vom Betreuungsgeld, 
ohne einen Vorschlag zu machen, wie das fi nanziert 
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werden soll. Das ist eine Politik von Menschen, die Frauen 
zurück an den Herd locken will. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Leider gibt es in diesem Parlament zu wenig Frauen, die 
sich dagegen wehren. 

(Unruhe bei der CSU – Maria Scharfenberg 
(GRÜNE): Jetzt regen sich nur die CSU-Männer 
über dieses Unwort auf!)

Mit dieser Forderung werden Mütter belohnt –  in der 
Regel sind es die Mütter, die zuhause bleiben – und 
Mütter, die arbeiten, werden bestraft. 

Ich möchte das an einem Beispiel ausführen: Eine Mutter 
– das kann auch ein Vater sein –, die halbtags arbeitet, 
erzieht doch trotzdem noch zu einem gewaltigen Anteil 
Kinder. Diese Mutter oder dieser Vater versucht aus ei-
genen Mitteln die Familie zu ernähren. Sie oder er zahlen 
selbst ihre Krankenkassenbeiträge, ihre Beiträge zur 
Rentenversicherung und jetzt sollen sie bestraft werden, 
indem sie keine Förderung erhalten, obwohl sie vielleicht 
für ihre Familie auch eine Förderung benötigten. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Sie haben zusätzlich hohe Betreuungskosten. Ist das ge-
recht, Herr Unterländer? Ermöglichen wir so den Familien 
eine Wahlfreiheit?

Der Staat darf nicht in die Familie hineinregieren – das 
haben Sie vorhin gesagt, Herr Unterländer. Das ist richtig. 
Auch ich bin dafür. Ich bin aber dagegen, dass wir Fami-
lien, die sich für Familie und Beruf entscheiden, benach-
teiligen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Wenn wir Familien unterstützen wollen, müssen wir alle 
unterstützen, die bedürftig sind. 

(Walter Nadler (CSU): Das tun wir doch! Wir un-
terstützen auch die, die zuhause bleiben 
wollen!)

Keinesfalls können wir die bestrafen, die sich selbst ver-
sorgen. 

Ich habe mir einmal den Bundeshaushalt angeschaut, 
Herr Kollege, weil Sie so engagiert mitdiskutieren: 184 Mil-
liarden umfasst der Familienetat. Ein Großteil dieses Etats 
geht in Transferleistungen für Frauen, die sich für Familie 
entschieden haben und die zuhause bleiben. Das sind 
Ehegattensplitting, Rentenleistungen, die Familienkran-
kenversicherung und das Elterngeld, das Renate Schmid 
auf den Weg gebracht hat. Das sind Transferleistungen, 
die Frauen bekommen, die zuhause bleiben. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Das ist gut so, das ist aber auch ausreichend. Wir müssen 
jetzt für die sorgen, die sich für einen anderen Weg ent-
schieden haben, die wir über Jahre vernachlässigt haben. 
Wir haben in Bayern über Jahre keine Betreuungsplätze 
geschaffen. Wir müssen jetzt endlich an die denken, die 
einen anderen Weg wählen und die ihre Familie anders 
strukturieren wollen. Nur so können wir wirkliche Wahl-
freiheit schaffen. 

Ich möchte einen Gedanken der Solidarität aufgreifen: 
Niemand käme auf den Gedanken, wenn eine Kommune 
zum Beispiel ein Schwimmbad einrichtet und er selbst 
nicht in dieses Schwimmbad gehen kann – vielleicht aus 
gesundheitlichen Gründen –, ein Schwimmbadgeld zu 
fordern. Aber sie kommen jetzt bei Kinderbetreuungs-
einrichtungen auf die Idee: Wenn Familien diese Kinder-
betreuung nicht brauchen, sollten sie eine Ausgleichslei-
stung bekommen. 

(Dr. Ludwig Spaenle (CSU): Es ist eine Unver-
schämtheit, Kinder mit Schwimmbädern zu ver-
gleichen!)

Das ist doch der falsche Weg, Herr Spaenle. Das scheint 
sehr richtig zu sein, wenn Sie sich so engagieren. 

Präsident Alois Glück: Können wir uns bitte wieder be-
ruhigen. Das Wort hat Frau Kollegin Dr. Strohmayr. 

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Danke, Herr Präsident. 

Was mich in dieser Sache vor allem ärgert, ist die Schein-
heiligkeit, die in Bayern herrscht.

(Beifall bei der SPD) 

Sie kürzen das Landeserziehungsgeld und stellen jetzt 
Forderungen an den Bund. Eine Familie mit drei Kindern 
hat nach dem jetzigen Gesetzentwurf der Staatsregierung 
noch 6900 Euro an Landeserziehungsgeld zu erwarten. 
Sie hat damit 2928 Euro weniger als bisher. Bisher hatte 
sie mehr Geld. Sie kürzen dieses Geld radikal und wollen 
jetzt erreichen, dass der Bund dieses Geld übernimmt. 
Das ist doch scheinheilig.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Herr Kollege Unterländer, Sie haben auch festgestellt, 
dass die Familienpolitik letztlich dem Kindeswohl dienen 
solle. Wie wollen Sie aber sicherstellen, dass das Geld 
wirklich bei den Kindern ankommt?

(Maria Scharfenberg (GRÜNE): Das wollen die ja 
gar nicht – die Gutscheine sind besser!)

Sicherlich gibt es vernünftige Eltern. Ich möchte Ihnen da 
gar nicht widersprechen. Es gibt aber auch unvernünftige 
Eltern. Ich möchte wie die Familienministerin erreichen, 
dass dieses Geld bei den Kindern ankommt. Deshalb ist 
die Idee mit den Gutscheinen besser als Ihr Antrag.

(Beifall bei der SPD) 
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Ich habe noch eine Minute Zeit. Deshalb möchte ich 
abschließend einen Appell an die CSU-Frauen richten. 
Wie sieht denn die Realität im Berufsleben aus? Ist es 
wirklich sinnvoll, Frauen zu raten, drei Jahre zuhause zu 
bleiben? Ich kenne in meiner Gegend Firmen, die Frauen 
nach dem Babyurlaub anschreiben, sie sollten zuhause 
bleiben, damit sie Männern nicht den Job wegnähmen. 
So sieht die Realität aus. Diese Frauen kommen nicht 
mehr in ihren Beruf rein. Sie müssen sich mit 400-Euro-
Jobs zufrieden geben. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN – Wi-
derspruch bei der CSU)

Diese Frauen können nicht mehr selbst für sich sorgen. 
Tun wir den Frauen etwas Gutes, wenn wir ihnen raten, 
drei Jahre zuhause zu bleiben? Viele Ehen scheitern. 
Das Scheidungsrecht geht übrigens von einer absoluten 
Gleichberechtigung aus. Es geht davon aus, dass sich 
die Frauen selbst versorgen können und sogar versorgen 
müssen. Geschiedene Frauen sollen nach Ihren Vorstel-
lungen arbeiten müssen und die anderen sollen es nicht 
dürfen. Ich frage mich wirklich, was das für eine Politik 
sein soll.

(Thomas Kreuzer (CSU): Der Entwurf zum Schei-
dungsrecht stammt doch von Frau Zypries!)

Herr Kollege Unterländer und Herr Kollege Herrmann, 
ist es gerecht, wenn wir Alleinerziehende in die Armut 
treiben, weil sie vorher nicht die Möglichkeit hatten, in 
ihrem Job Fuß zu fassen? 

Präsident Alois Glück: Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist 
abgelaufen. 

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Ich fordere Sie auf, diese 
scheinheilige veraltete Familienpolitik aufzugeben.

(Thomas Kreuzer (CSU): Scheinheilig ist das, 
was Sie machen!)

Erkennen Sie endlich, dass wir andere Wege beschreiten 
müssen, wenn wir eine effektive und moderne Familien-
politik machen wollen.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Präsident Alois Glück: Das Wort hat Frau Kollegin 
Ackermann.

Renate Ackermann (GRÜNE): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Endlich hat Frau Familienministerin 
von der Leyen es gegen den überwiegenden Widerstand 
aus ihrer eigenen Partei geschafft, durchzusetzen, dass 
die Kinderkrippen auf 35 % ausgebaut werden.

(Joachim Unterländer (CSU): So ein Blödsinn!)

– Herr Kollege Unterländer, allerdings dauerte die Freude 
nicht lange, da kam gleich aus Bayern wieder eine tolle 

Idee, wie dieses Konzept verwässert und vermasselt 
werden könnte. Bayern möchte ein, wie Sie es nennen, 
Betreuungsgeld – wir nennen es „Herdprämie“ – ein-
führen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Widerspruch bei der 
CSU)

Interessant ist, dass dieses Anliegen überwiegend von 
Männern vertreten wird. Auch heute hat wieder ein Mann 
Ihrer Fraktion dazu gesprochen. Das wundert mich nicht; 
Sie haben ja kaum Frauen. Trotzdem wären einige Frauen 
da gewesen, die das besser und glaubwürdiger hätten 
vertreten können.

Herr Kollege Unterländer, Sie werden dabei tatkräftig von 
meinem katholischen Lieblings-Bischof Mixa, der sich 
auch in diese Debatte wieder mit passenden Bemer-
kungen eingemischt hat, unterstützt. Die konservativen 
Ideologen in Ihren Reihen bremsen die Anpassung des 
Familienbildes an die Realität. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD)

Uns wird immer vorgeworfen, wir würden den allein selig 
machenden Lebensentwurf durchsetzen wollen, indem 
wir Kinderkrippen fordern. Das ist nicht wahr. Wir sind 
genauso wie Sie für die Wahlfreiheit, allerdings mit dem 
Unterschied, dass wir dafür sorgen wollen, dass diese 
Wahlfreiheit auch gewährleistet ist.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Im Moment gibt es keine Wahlfreiheit. Im Moment gibt 
es keine Kinderkrippen für die Menschen, die sie in An-
spruch nehmen wollen. Lange Wartelisten und viel zu 
teure Angebote. Das ist keine Wahlfreiheit. Das haben Sie 
zu verantworten. Deshalb wollen Sie unsere Vorschläge 
mit dem Betreuungsgeld torpedieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Man muss sich einmal klarmachen, wie vernagelt diese 
Eiferer sind, wenn sie diesen „Heimchenbonus“ gegen 
die Eltern einführen wollen.

(Helmut Guckert (CSU): Das ist eine Unver-
schämtheit!)

Es ist doch klar. Wer wird sich diesen Heimchen-Bonus 
nehmen? – Das werden Eltern sein, die, weil sie einer 
unteren Einkommensschicht angehören, dieses Geld gut 
gebrauchen können. Ob dieses Geld dann bei den Kin-
dern ankommt, ist die nächste Frage. Sie erzielen damit 
außerdem den Effekt, dass Sie dieses Geld dem Ausbau 
der Kinderkrippen entziehen und Kinder aus bildungs-
fernen Schichten daran hindern, in einer Kinderkrippe, 
in einer Bildungseinrichtung, tatsächlich gefördert zu 
werden und vielleicht auch gute Zukunftsaussichten zu 
erhalten. Mit anderen Worten: Sie schlagen drei Fliegen 
mit einer Klappe. Das Geld wird falsch verwendet, die 
Kinder werden nicht gebildet und das Geld wird dem Kin-
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derkrippen-Ausbau entzogen. Herzlichen Glückwunsch 
zu diesem Kunstgriff.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zur Wahlfreiheit möchte ich die Familienministerin zi-
tieren. Ich weiß, dass Sie das nicht gerne hören. Ich kann 
es Ihnen aber nicht ersparen. Sie hat gesagt:

Ich möchte den jungen Frauen vor allem raten, 
sich nicht entmutigen zu lassen und sich kein 
schlechtes Gewissen einreden zu lassen. Auch 
ich habe einmal als junge Ärztin mit Kind ange-
fangen. Ich habe Zeiten zuhause verbracht und 
dann versucht zu arbeiten. Wie immer ich es 
hielt, es war nie recht. War ich zuhause, wurde 
ich von den Kollegen abgeschrieben, habe ich 
gearbeitet, kam der Vorwurf der Rabenmutter. 
Ich sage allen jungen Eltern: Macht es, wie ihr es 
für richtig haltet. Ihr habt meinen Respekt und 
meine Unterstützung.

Ihren Respekt und Ihre Unterstützung haben diese Eltern 
nicht; denn bei Ihnen herrscht noch immer das Raben-
mütter-Image vor. Deshalb torpedieren Sie mit dieser 
Maßnahme den Ausbau der Kinderkrippen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD)

Sie tun damit den Kindern nichts Gutes. In einer Studie 
des Robert-Koch-Instituts zur Kinder- und Jugendge-
sundheit wurde festgestellt, dass Kinder aus benach-
teiligten Familien schlechtere Ergebnisse in Bezug auf 
Schullaufbahn, Gesundheit und psychische Gesundheit 
haben. Soweit sind die Ergebnisse noch klar. Allerdings 
wurde auch festgestellt, dass Kinder, die Krippen besu-
chen, psychisch weniger auffällig sind als solche, die zu-
hause bleiben. Hört, hört. Offensichtlich ist das Gegenteil 
von dem der Fall, was Sie ständig propagieren. 

(Joachim Unterländer (CSU): Das ist unglaub-
lich!)

Mittlerweile hat es sich fast überall herumgesprochen, 
dass frühkindliche Bildung das Startkapital für ein erfolg-
reiches Leben ist. Krippen sind Bildungseinrichtungen.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hier möchte ich aus einer weiteren Studie zitieren, die am 
Forschungszentrum für Erziehung und Arbeitsmarkt der 
Universität Maastricht veröffentlicht wurde. Darin wurde 
festgestellt: „Je länger ein Kind in eine Kindertagesein-
richtung geht, umso mehr sinkt die Wahrscheinlichkeit, 
dass das Kind später auf die Hauptschule kommt.“ 
Anders ausgedrückt: Viele Kita-Jahre sind eine gute Vo-
raussetzung dafür, dass ein Kind später ein Gymnasium 
besuchen kann. 

Man sieht aus der Studie sehr deutlich, dass die Kinder 
einkommensschwacher Eltern weniger lang im Kinder-
garten sind, und damit wird deutlich, dass die Bildungs-

benachteiligung, über die wir in Deutschland diskutieren, 
dort anfängt. 

(Zuruf von der CSU: Kindergärten sind ein an-
deres Thema!)

Präsident Alois Glück: Frau Kollegin, ich möchte Sie 
darauf aufmerksam machen, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Renate Ackermann (GRÜNE): Es geht um Kitas. Kitas 
sind nicht Kindergärten. Da müssen Sie sich einmal in-
formieren.

Sie haben bereits mit dem Kinderbildungs- und -betreu-
ungsgesetz ein äußerst schlechtes Gesetz abgeliefert, 
das Eltern, Kinder und Erzieherinnen nur Probleme be-
reitet. Bitte machen Sie nicht den nächsten Fehler, indem 
Sie jetzt den Ausbau der Kinderkrippen durch die Einfüh-
rung einer parallelen Herdprämie behindern.

Wir wissen, dass die CSU ohnehin Schlusslicht im Mei-
nungsbildungsprozess ist. Maßgebliche Politiker der CDU 
und auch Frau von der Leyen haben längst begriffen, 
dass der Krippenausbau notwendig ist, und stehen mit 
Ihrer Herdprämie auf Kriegsfuß. Frau von der Leyen hat 
gesagt, sie will das Geld lieber in frühkindliche Erziehung 
stecken als in Flachbildschirme. Hört, hört. Ihre Famili-
enministerin misstraut den Eltern, wenn ich Ihre Worte 
gebrauchen will.

Präsident Alois Glück: Frau Kollegin, ich muss Sie noch 
einmal darauf hinweisen, jetzt ist Ihre Redezeit zu Ende.

(Zurufe von der CSU: Bravo!)

Renate Ackermann (GRÜNE): Ich werde mit einem 
Appell an die CSU schließen, von dem ich von vornhe-
rein überzeugt bin, dass er völlig umsonst ist, aber ich 
möchte ihn Ihnen trotzdem nicht ersparen: Nehmen Sie 
in Zukunft Familien ernster als heute. Verabschieden Sie 
sich von Ihrem antiquierten Familienbild. Helfen Sie mit, 
die Krippen auszubauen, und beenden Sie endlich diesen 
Krippenalbtraum, den Sie über dieses Land verbreiten.

(Dr. Ludwig Spaenle (CSU): Das war ein rheto-
rischer Albtraum!)

Präsident Alois Glück: Nächste Wortmeldung: Frau 
Staatsministerin Stewens.

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst 
zu Ihnen, Herr Kollege Wahnschaffe. Sie monieren, dass 
wir das Landeserziehungsgeld – übrigens im Nachtrags-
haushalt 2004 – gekürzt hätten. Tatsächlich haben wir 
aber das Landeserziehungsgeld umgestaltet, und um 
eine Anschlussleistung zu schaffen, geben wir in den 
kommenden Haushaltsjahren zusätzlich 75 Millionen Euro 
aus. Die SPD wollte das Landeserziehungsgeld gänzlich 
abschaffen. Was ist denn das für eine Scheinheiligkeit?

(Beifall bei der CSU)
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Sie wollten es gänzlich abschaffen. Wir haben in Bayern 
seit 1989 eine Milliarde Euro für Familien ausgegeben in 
der Gründungsphase, also in der Phase, in der sie das 
Geld am dringendsten benötigen. Das nur noch einmal 
zur Richtigstellung. 

Weiter möchte ich ganz klar sagen, dass die Worte, die 
hier gefallen sind, wie „Herdprämie“ und „Heimchen am 
Herd“ – –

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Das 
haben wir nicht gesagt!)

– Das weiß ich. Solche Worte, Frau Kollegin Acker-
mann – damit man deutlich den Adressaten erkennt –, 
sind eine Beleidigung von 65 % der jungen Eltern, also 
von Müttern und Vätern, die sich entscheiden, freiwillig 
bei ihren Kindern zu Hause zu bleiben.

(Beifall bei der CSU)

Ich meine, das ist eine Diffamierung unserer Familien.

(Beifall bei der CSU)

Man schickt so 65 % der Familien in die Asozialität. Man 
tut so, als ob die Frauen das Geld versaufen. 

(Renate Ackermann (GRÜNE) meldet sich für 
eine Zwischenfrage)

– Nein, keine Zwischenfrage. Man tut so, als ob diese 
Frauen und Männer ausschließlich vor dem Fernseher 
sitzen und als ob all diejenigen, die Kinder haben, sozu-
sagen asozial sind. Das ist eine pauschale Beleidigung 
von 65 % unserer Familien, und das ist für mich absolut 
intolerabel. 

(Beifall bei der CSU)

Außerdem möchte ich Ihnen sagen, nach der vorliegenden 
Erhebung haben wir jetzt 10 % Betreuung für Kinder unter 
drei Jahren, und zwar altersgemischte Gruppen, Krippen 
und Tagesmütter. Kein Land in Deutschland hat so rasant 
die Kinderbetreuung für die Kinder unter drei Jahren aus-
gebaut wie Bayern.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Weil es 
notwendig war!)

– Das war notwendig, keine Frage. Ich habe mich auch 
selbst intensiv dafür eingesetzt. Ich stehe auch dazu, und 
wir werden die Betreuung für die Kinder unter drei Jahren 
weiter ausbauen. Sie haben durchaus recht: Zur Wahl-
freiheit gehört der Ausbau der Kinderbetreuung für die 
Kinder unter drei Jahren. 

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, zur Wahlfreiheit 
gehört auch, dass man die Lebensentwürfe der Frauen, 
die sagen, ich tue das gern, ich bleibe gern zu Hause, das 
macht mir Spaß, das ist eine tolle Tätigkeit, nicht einfach 

in den Papierkorb wirft und den Eltern sagt, dieser Le-
bensentwurf ist nichts. 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Das 
sagen wir nicht!)

Doch. Sie erteilen Ratschläge. Frau Kollegin Strohmayr, 
wenn Sie und die SPD endlich einmal aufhören würden, 
Eltern ununterbrochen etwas zu raten. Lassen Sie sie 
doch sich selbst verwirklichen. Ich stehe auf der einen 
Seite für den Ausbau der Kinderbetreuung, aber ich sage 
auf der anderen Seite, jeder Krippenplatz kostet den 
Staat – also Bund, Länder und Kommunen – circa 1000 
bis 1500 Euro im Monat. Deshalb kann ich nur sagen, es 
ist gerecht, wenn wir denjenigen, die die familiäre Kin-
derbetreuung erbringen, mindestens einen Betrag von 
150 Euro geben – ich bin der festen Überzeugung, das 
Geld wird nicht versoffen –, um die familiäre Leistung un-
serer Familien anzuerkennen. 

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Frau Kollegin Ackermann hat 
sich für eine Zwischenbemerkung gemeldet. Ich mache 
nur darauf aufmerksam, ab 19 Uhr kann nicht mehr ab-
gestimmt werden. Wenn die Kollegin ihre Zwischenbe-
merkung macht und es eine Antwort gibt, wird es wahr-
scheinlich keine Abstimmung mehr geben. Nach der 
Geschäftsordnung haben Sie aber einen Anspruch, Frau 
Kollegin.

Renate Ackermann (GRÜNE): Vielen Dank für die Be-
lehrung, Herr Präsident. Dabei ist natürlich auch Zeit ver-
gangen.

Frau Ministerin, woher wissen Sie denn, dass 65 % der 
Eltern freiwillig zu Hause bleiben? Könnte es nicht sein, 
dass sie keinen Krippenplatz gefunden haben?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das war die eine Frage. Die andere Frage lautet: Können 
Sie akzeptieren, dass es Eltern gibt, die arbeiten müssen, 
um ihre Familie zu ernähren? Sind Sie bereit, denen zu 
helfen, ohne sie zu diskriminieren, und ihnen Betreuungs-
plätze und Bildungsplätze für ihre Kinder zur Verfügung 
zu stellen?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Alois Glück: Frau Staatsministerin, bitte.

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Frau Kollegin Ackermann, selbstverständlich gibt es viele 
Eltern, junge Mütter und Alleinerziehende, die allein aus 
fi nanziellen Gründen erwerbstätig sein müssen. Das ist 
überhaupt keine Frage. Wir sind natürlich bereit – – 

(Unruhe)

– Jetzt hören Sie doch einmal zu. Wir sind natürlich bereit, 
die Betreuungsplätze auszubauen. Das wissen Sie auch 
ganz genau. Dafür verwenden wir 580 Millionen Euro im 
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Jahr. Die Haushaltsansätze werden Jahr für Jahr ange-
passt.

Das halte ich für wichtig; das ist für mich überhaupt 
keine Frage. Das Deutsche Jugendinstitut hat aber Um-
fragen durchgeführt, bei denen für Bayern herausge-
kommen ist, dass 69 % der Eltern sagen, sie würden 
lieber die ersten drei Jahre zu Hause bleiben und nicht 
erwerbstätig sein.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Damit ist die Aussprache 
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung
 . Ich bitte, sich darauf zu konzentrieren. 

Ich lasse zunächst über den Dringlichkeitsantrag der 
CSU-Fraktion auf Drucksache 15/8299 abstimmen. Wer 
dem Dringlichkeitsantrag zustimmen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das ist die CSU-Fraktion. Ge-
genstimmen? – SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist dem Dringlich-
keitsantrag zugestimmt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Dringlichkeits-
antrag der SPD-Fraktion auf Drucksache 15/8314. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag zustimmen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Ge-
genstimmen? – Das ist die CSU-Fraktion. Stimment-
haltungen? – Keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag 
abgelehnt.

Nun lasse ich noch über den Dringlichkeitsantrag 
der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 15/8315 abstimmen. Wer dem Dringlich-
keitsantrag zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind wiederum die beiden Oppositions-
fraktionen. Gegenstimmen? – Die CSU-Fraktion. Stimm-
enthaltungen? – Keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag 
abgelehnt.

Die restlichen Dringlichkeitsanträge 15/8300, 15/8301, 
15/8302 und 15/8303 werden an die zuständigen Aus-
schüsse verwiesen.

Damit ist die Beratung abgeschlossen. Weitere Themen 
können nicht mehr aufgegriffen werden. Die Sitzung ist 
geschlossen.

(Schluss: 19.00 Uhr)
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